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Sie lesen in dieser Ausgabe

Bei der Frage „Wie Identität
stiftend sind Autokennzei-
chen?“ handelt es sich wohl
nicht nur um eine typische
Sommerlochgeschichte.
Vielmehr könnte die Diskus-
sion darüber bald auch Bay-
ern erreichen. Der Bürger-
meister jedenfalls greift
schon mal frühzeitig ein -
mit einem Gastbeitrag in
der Heimatzeitung. Seite 15
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Landkreistagspräsident Kreidl zieht Bilanz:

Große Sorge
um Finanzen

„Die erfreuliche Entwicklung der Wirtschaft darf
nicht davon ablenken, welche Sorgen auf die Land-
kreise 2011 zukommen werden: sinkende Umlage-
kraft, massive Erhöhung der Bezirksumlage, Schul-
denanstieg durch rückläufige Steuereinnahmen und
steigende Sozialausgaben sowie die Neuordnung der
Gemeindefinanzen“, so der Präsident des Bayeri-
schen Landkreistags Dr. Jakob Kreidl in München.

Er setzt daher hohe Erwartun-
gen in das Spitzengespräch zum
Finanzausgleich 2011: „Für die
Finanzhoheit und die kommuna-
le Selbstverwaltung ist eine an-
gemessene Finanzausstattung
notwendig, daher erwarte ich
staatliche Unterstützung im Rah-
men des nächsten Finanzaus-
gleichs, damit die Kreisumla-
gesätze im Landesdurchschnitt
von ca. 48 Prozent nicht deutlich
über 50 Prozent ansteigen müs-
sen.“ Im Einzelnen fordert der
Präsident:

Eine Anhebung des Kommu-
nalanteils am allgemeinen Steuer-
verbund von derzeit 12 Prozent
auf 12,5 Prozent, verbunden mit
einer kräftigen Erhöhung der
Schlüsselzuweisungen für Land-
kreise und Gemeinden als Aus-
gleich für den Anstieg der Sozial-
ausgaben der Kommunen in Bay-
ern um rund 250 Mio. Euro.

Eine Anhebung der Erstat-
tungsquote für die Schülerbeför-
derung ab 2011 von 60 auf 80
Prozent als Ausgleich für die
Mehrausgaben bei der Schüler-
beförderung durch die laufenden
Schulreformen.

Eine Anhebung des kommu-
nalen Anteils an der Kraftfahr-
zeugsteuer von derzeit 51 Pro-
zent und Verteilung der GVFG-
Mittel zugunsten des Straßen-
baus und zwar in gleich bleiben-
der Höhe über das Jahr 2013
hinaus. Insbesondere die Kreis-
straßenpauschalen bedürfen
dringend einer Anhebung, um in
Zeiten erhöhter Verkehrsbela-
stungen das Kreisstraßennetz mit
einer Länge von 18.368 km er-
halten zu können.

Daneben muss der Freistaat

Bayern die Hochbaufördermittel
von gegenwärtig 250 Mio. Euro
halten, damit die Landkreise
weiterhin in ihre Schulgebäude
(energetische Sanierungen, Ge-
neralinstandsetzungen) investie-
ren können. Das Gleiche gilt für
die Krankenhausinvestitionsför-
dermittel, die auf dem bisherigen
Stand von 500 Mio. Euro gehal-
ten werden müssen, um die me-
dizinische Versorgung der Be-
völkerung zu sichern.

Brechen die Einnahmen weg,
so müssen die Ausgaben be-
grenzt werden. Der Landkreistag
hat daher zusammen mit den an-

deren Spitzenverbänden Vor-
schläge zur Überprüfung sozia-
ler Standards erarbeitet. Dr.
Kreidl stellt klar: „Ziel ist nicht
der Abbau von sozialen Leistun-
gen, sondern vielmehr eine klare
Abgrenzung der nachrangig
steuerfinanzierten kommuanlen
Sozialhilfe von anderen Sozial-
leistungen sowie eine Verbesse-
rung der Heranziehungsmög-

lichkeiten von leistungsfähigen
Hilfebedürftigen.“

Der Präsident verlangt zudem,
die Diskussion um die Abschaf-
fung der Gewerbesteuer zu been-
den: „Die Gewerbesteuer knüpft
an den Betriebsbesitz einer Firma
und den Sitz der Betriebsstätte

(Fortsetzung auf Seite 4)

Theo Zellner:

Das Profil der
Sparkassen schärfen!
GZ-Interview mit dem Präsidenten des Sparkassenverbandes Bayern

Hinter Theo Zellner liegen arbeitsreiche Wochen und
Monate. Eine erste Zwischenbilanz seiner neuen Tätig-
keit als Präsident des Sparkassenverbandes Bayern
zog der ehemalige Chamer Landrat nunmehr in einem
Gespräch mit der Bayerischen Gemeindezeitung. Seit
April im Amt, sieht Zellner es als seine vordringliche
Aufgabe, die 73 bayerischen Sparkassen in ihrer Kern-
kompetenz als moderne regionale Dienstleister zu stär-
ken. Die Sparkassen müssten für die Bürger vor Ort
da sein, der Mensch stehe an erster Stelle.

Ein Sparkassen-Regionalver-
band sei keine Konzernzentrale,
sondern ein Wirtschaftsfachver-
band für autonome regional täti-
ge Kreditinstitute, erklärte der
frischgebackene Präsident. Ihm
liege sehr viel daran, „das Prin-
zip der kleinen Einheiten beson-
ders zu betonen“. Dort werde
Nähe sichtbar und spürbar. „Hier
können Sparkassen punkten.“
Seine vielschichtige und lang-
jährige Erfahrung als Verwal-
tungsratsvorsitzender der Spar-
kasse im Landkreis Cham und
als Mitglied im Kommunalen
Beirat des Sparkassenverbandes
Bayern sowie seine Tätigkeit im
Präsidium des Deutschen Land-
kreistages, die auch häufig von
Sparkassenthemen geprägt ge-
wesen sei, hätten ihm, Zellner,
gezeigt, wie wichtig Kreditinsti-
tute in kommunaler Trägerschaft
sind. „Nun will ich die bayeri-
schen Sparkassen in dieser Rolle
stärken“, machte der Verbands-
chef deutlich.

Darüber hinaus legt der Präsi-
dent Wert darauf, das bewährte
„Drei-Säulen-Modell“ aus Spar-

kassen, Genossenschaftsbanken
und privaten Kreditbanken zu
verteidigen. Wie Zellner berich-
tete, galt es zunächst auf Bun-
desebene bei der Gestaltung der
so genannten Bankenabgabe
grobe Benachteiligungen zu ver-
hindern. Den Sparkassen sei es
immerhin gelungen, bei der Be-

messungsgrundlage Änderungen
zu erreichen.

Vorstandsverfassung statt
Präsidialverfassung

Zudem habe er dafür gesorgt, in
Bayern die bisherige Präsidialver-
fassung bei der Führung des Spar-
kassenverbandes durch eine Vor-
standsverfassung abzulösen. „Der
Verband hat seine Struktur der ei-
ner Sparkasse angenähert“- sprich:
„Künftig setzt sich der Vorstand
aus einem Kommunalvertreter
und einem Sparkassenmann zu-
sammen.“ Was wiederum bislang
als Vorstand tituliert wurde, sei
künftig der Verbandsverwaltungs-
rat. „Dieser erhält mehr Einfluss-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Zum 60. Geburtstag von Luitpold Braun:

Glücksfall für die
kommunale Familie

Am 11. August feierte Luitpold Braun seinen 60. Ge-
burtstag. Die Kommunen bestimmten das Wirken des
ehemaligen Landrats von Weilheim-Schongau, KPV-
Landesvorsitzenden und GZ-Herausgebers. Nachdem
er sich vor zwei Jahren umständehalber aus der akti-
ven Politik zurückzog, widmet sich der Jubilar nun-
mehr mit großer Begeisterung dem Fernstudium der
katholischen Theologie. Daneben ist er aber nach wie
vor gern gesehener Gast bei den Sitzungen von KPV-
Landesvorstand und –Hauptausschuss.

In Schongau geboren, leitete
Luitpold Braun nach seiner Aus-
bildung zum Diplom-Verwal-
tungswirt bis 1983 das Kreis-
rechnungsprüfungsamt, ehe er im
selben Jahr zum Ersten Bürger-
meister seiner Heimatstadt ge-
wählt wurde. DiesesAmt füllte er
äußerst erfolgreich bis 1996 aus.
Braun, der erst 22-jährig über
die Liste der CSU in den Schon-
gauer Stadtrat einzog, war seit
September 1995 als Stellvertreter
des Landrats im Einsatz. So war
es nur konsequent, dass er ein
Jahr später zum Landrat von

Weilheim-Schongau gewählt
wurde. Dieses Amt übte er bis
Ende April 2008 aus. Bei den
Landratswahlen 2008 unterlag
Luitpold Braun in einer Stich-
wahl mit 46,3 Prozent der Stim-
men dem SPD-Kandidaten Fried-
rich Zeller. Braun zog sich dar-
aufhin aus der Politik zurück.

Bereits seit 1994 war der Jubi-
lar Landesvorsitzender der Kom-
munalpolitischen Vereinigung der
CSU und seit 1995 Mitglied des
Parteivorstands. 11 Jahre fun-
gierte er zudem als stellvertre-
tender KPV-Bundesvorsitzender.

2004 erhielt Braun, der auch
KPV-Ehrenvorsitzender ist, die
Kommunale Verdienstmedaille
in Silber, drei Jahre später den
Bayerischen Verdienstorden.

36 Jahre in der
Kommunalpolitik

Insgesamt war Luitpold Braun
also 36 Jahre gewählter Kom-
munalpolitiker - „eine beein-
druckende Bilanz und ein uner-
messlicher Dienst für unsere
Demokratie und die kommuna-
le Selbstverwaltung“, wie der
aktuelle KPV-Landesvorsitzende
Stefan Rößle Luitpold Braun bei
dessen Verabschiedung im ober-
bayerischen Aschheim beschei-
nigte. „Für die kommunale Fa-

milie war es ein Glücksfall, an
der Erfahrung, dem Wissen und
der Tatkraft, die Luitpold Braun
über so viele Jahre hinweg an
vorderster Front ausgezeichnet
hat, teilhaben zu können. Er hat
sich nicht gescheut, auch heiße
Eisen anzupacken – siehe Ein-
führung Bürgerbegehren/Bürger-
entscheid - und neue Wege zu
beschreiten, insbesondere wenn
es ihm darum ging, den ländli-
chen Raum sozial und wirt-
schaftlich nach vorne zu brin-
gen.“

Gleichwertige Säule

Seinen ohne Frage richtigen
Grundsatz, die Kommunalpolitik
nicht als unterste Politikebene
zu sehen, sondern als gleichwerti-
ge Säule neben Europa-, Bundes-
und Landespolitik, hat der „60er“
stets mit großem Nachdruck ver-
treten. Die Attribute Fleiß, Zu-
verlässigkeit und Verantwor-
tungsgefühl stehen für den Kom-
munalpolitiker und Menschen
Luitpold Braun. Das christliche
Menschenbild war stets sein
wichtigster Kompass im politi-
schen Alltag. Er, der immer „na-
he am Menschen“ war, hat diese
Bodenhaftung nie verloren. In
diesem Sinne: Ad multos annos,
Luitpold Braun! DK

Dr. Jakob Kreidl. ��

Luitpold Braun. ��

Theo Zellner im Gespräch mit GZ-Chefredakteurin Anne-
Marie von Hassel (l.) und GZ-Chefin vom Dienst Doris Kirchner.

Foto: Sparkassenverband Bayern
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ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Manfred Krä

94330 Aiterhofen
am 18.9.

Bürgermeisterin Waltraud Epp
97508 Grettstadt

am 27.9.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Helmut Praus

91486 Uehlfeld
am 14.9.

Bürgermeister Erich Dollinger
93138 Lappersdorf

am 23.9.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin Manuela Vanni

82380 Peißenberg
am 14.9.

Bürgermeister Hermann Baumann
94116 Hutthurm

am 17.9.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Ernst Nickel

96160 Geiselwind
am 18.9.

Bürgermeister Martin Umscheid
97285 Röttingen

am 18.9.

Bürgermeister Rüdiger Stenger
63872 Heimbuchenthal

am 23.9.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Oliver Kunz

87549 Rettenberg
am 24.9.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache:
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir
bitten deshalb um rechtzeitige
Bekanntgabe der bevorstehenden
runden Geburtstage. ��

Kindertagesstätten in
reinen Wohngebieten
von MdB Dr. Andreas Scheuer, Parlamentarischer Staatssekretär

beim Bundesminister für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung

Kinder weinen und schreien, singen und lachen – das ist so und
macht auch noch Lärm: Kinderlärm. Kinderlärm ist Zukunfts-
musik! Das müsst eigentlich jedem klar sein. Dennoch führt
Kinderlärm vielfach zu teilweise jahrelangem Streit zwischen
Kita-Betreibern und Anwohnern. Weil ein Nachbar klagte, mus-
sten zum Beispiel in Hamburg die Kinder der Kita „Marienkä-
fer“ von Marienthal nach Wandsbek umziehen; auch die neuen
Nachbarn beschwerten sich schon vor dem Einzug.

Die Bundesregierung hat sich
zum Ziel gesetzt, die Vereinbar-
keit von Familie und Beruf zu
verbessern und dafür auch die
Zahl der Kitas zu erhöhen. Für
Eltern und Kinder gleicher-
maßen ist eine Kita in unmittel-
barer Nähe zur Wohnung natür-
lich das angenehmste. Trotzdem
sind in reinen Wohngebieten Ki-

tas oder andere Einrichtungen
zur Kinderbetreuung bislang nur
ausnahmsweise zulässig. Das
kann nicht länger angehen. Des-
halb wird das Bundesministeri-
um für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung die entsprechende
Regelung in § 3 der Baunut-
zungsverordnung ändern, so
dass Anlagen der Kinderbetreu-
ung in reinen Wohngebieten
künftig generell zulässig sind.

Wir werden – entgegen an-
derslautenden Medienberichten
– auch prüfen, wie mittels einer
Änderung im Baugesetzbuch die

Neuregelung auf geltende Be-
bauungspläne ausgeweitet, also
auch in bestehenden reinen
Wohngebieten angewendet wer-
den kann. Für den Regelfall trifft
es jedoch zu, dass Änderungen
in der Baunutzungsverordnung
nur für künftige Bebauungspläne
gelten. Denn Bebauungspläne
sind Satzungen der Gemeinden
und Bestandteil der verfassungs-
rechtlich geschützten kommuna-
len Selbstverwaltung; sie können
daher vom Bundesgesetzgeber
nicht ohne Weiteres geändert
werden.

Baunutzungsverordnung

Die Änderung der Baunut-
zungsverordnung wird im Kon-

text mit der anstehenden Bau-
planungsrechtsnovelle erfolgen.
Der Koalitionsvertrag sieht vor,
den Klimaschutz im Baurecht zu
verankern und die Innenentwick-
lung zu stärken. Es wäre für die
Rechtsanwender schwer vermit-
telbar, Baugesetzbuch und Bau-
nutzungsverordnung in kurzem
Abstand in zwei verschiedenen
Rechtssetzungsverfahren zu än-
dern. Nach derzeitigem Stand
kommen zur Stärkung des Kli-
maschutzes z.B. die Einfügung
einer Klimaschutzklausel zur
Betonung der städtebaulichen
Dimension sowohl des Klima-
schutzes im engeren Sinn als
auch der Anpassung an den Kli-
mawandel, die Einführung einer
städtebaulichen Maßnahme für
eine klimagerechte Stadterneue-
rung und die Schaffung einer ge-
zielten Festsetzungsmöglichkeit
für erneuerbare Energien in Be-
tracht. Zur Stärkung der Innen-
entwicklung werden derzeit u.a.
eine Flexibilisierung beim Maß
der baulichen Nutzung und eine

Erleichterung bei der Anpassung
von Flächennutzungsplänen dis-
kutiert.

Bauplanungsrechtsnovelle

Die Bauplanungsrechtsnovelle
wird zur Zeit gründlich durch
Expertengespräche mit ausge-
wiesenen Baurechtsexperten und
Beteiligung der betroffenen
Fachöffentlichkeit vorbereitet.
Auch die Regelung zu Anlagen
der Kinderbetreuung in reinen
Wohngebieten wird in diesem
Zusammenhang erörtert werden.
Die Gespräche werden im No-
vember 2010 abgeschlossen. Im
kommenden Jahr wird das förm-
liche Gesetzgebungsverfahren
eingeleitet werden, so dass die
Novellierung 2012 in Kraft tre-
ten kann.

Immissionsschutzrecht

Neben der Änderung des Bau-
rechts ist zu einer Verbesserung
der Rechtslage von Kitas das Im-
missionsschutzrecht anzupassen.
Das zuständige Bundesministe-
rium für Umwelt, Naturschutz
und Reaktorsicherheit (BMU)
hat mehrere in Betracht kom-
mende Optionen zur Änderung
des Lärmschutzrechts erarbeitet,
die derzeit im Ressortkreis erör-
tert und bewertet werden. Im
Herbst, so kündigt das BMU an,
wird ein Lösungskonzept vorge-
legt. �

Dr. Andreas Scheuer. ��

Regionale Energieoffensive
Freie Wähler wollen Kommunen vom Diktat der Stromkonzerne befreien

Im Vorfeld der Landesversammlung des Bayerischen Gemein-
detags im November hat die Landtagsfraktion der Freien
Wähler eine „regionale Energieoffensive“ gestartet. Ziel ist es,
die Kommunen „aus den Fängen der Energieriesen“ zu befrei-
en und bis etwa 2030 zur dezentralen und auf erneuerbaren En-
ergien basierenden Stromversorgung zu kommen. Die Freien
Wähler sehen dazu gute Ansätze, nachdem in 16 der 71 bayeri-
schen Landkreise bereits Beschlüsse in diesem Sinne gefasst
worden seien und örtlich auch schon mit dem Energieumstieg
begonnen werde. Das Thema soll Schwerpunkt der Landesver-
sammlung sein.

Das Ziel sei sehr ehrgeizig,
räumte FW-Fraktionsvorsitzen-
der Hubert Aiwanger vor der
Landtagspresse ein. Aber Bür-
germeister und Kommunen seien
die Energieakteure der Zukunft.
Dies ohne Abhängigkeit von den
in Deutschland den Markt be-
herrschenden vier Konzernen
und damit von der Atomenergie
und von Restlaufzeiten ihrer
Kernkraftwerke. Für die Ge-
meinden ergäben sich auch fi-
nanzielle Vorteile. Zum Beispiel
würde bei der Photovoltaik eine
70:30 Prozent-Versteuerung am
Standort derAnlage den Gemein-
dekassen zufließen. Die Zukunft
der Energieversorgung aus Wind
und Sonnenlicht werde in starken
Stadtwerken und regionalen En-
ergieverbünden begründet.

Als Beispiel nannte der um-
weltpolitische Fraktionssprecher
Dr. Hans Jürgen Fahn Fürsten-
feldbruck. Allein aus diesem
oberbayerischen Landkreis flös-
sen pro Jahr 600 Mio. Euro an
Energiekosten nach außen ab,
davon 100 Mio. Euro für Heizöl.
Sie könnten im Landkreis blei-
ben und würden der regionalen
Wirtschaft zugute kommen. Für-
stenfeldbruck gehört demnach
zu den Vorreitern der kommuna-
len Energieautarkie; in gleichem
Sinn die Stadt Neumarkt in der
Oberpfalz. Sie versorge sich be-
reits zu 53% mit regenerativen
Energien. Wichtig sei, die zu en-
gen Rahmenbedingungen für die
Einrichtung von Photovoltaikan-
lagen bei den Regierungen zu
lockern und jeweils dem Stan-
dort und der Größe des zu ver-
sorgenden Gebietes anzupassen.

50 Veranstaltungen

Für ihre Energieoffensive ha-
ben die Freien Wähler zunächst
50 Veranstaltungen quer durch
Bayern geplant. Auftakt war im
Landkreis Landshut, also im Um-

feld des Atomreaktors Isar I in
Ohu. Er soll nach dem unter der
schwarz-gelben Bundesregierung
zur Diskussion gestellten Be-
schluss ihrer rot-grünen Vorgän-
gerin von 2002 nächstes Jahr ab-
geschaltet werden. Die Freien
Wähler halten daran fest, alle der-
zeit laufenden 17 Kernkraftwerke
in Deutschland, davon fünf in
Bayern, bis 2022 aus dem Netz

zu nehmen. Ein Stromengpass
werde dadurch nicht eintreten.

Streit um Isar I

Im Koalitionsstreit um längere
Laufzeiten alter Reaktoren bei
Nachrüstung auf moderne Si-
cherheitserfordernisse war Um-
weltminister Dr. Markus Söder
(CSU) noch vor den entschei-
denden Berliner Koalitionsver-
handlungen für Isar I eingetre-
ten. Der Landshuter Stadtrat hat-
te sich auch mit den CSU-Stim-
men für die Abschaltung näch-
stes Jahr ausgesprochen. Der Re-
aktor in Ohu gehört zu den sie-
ben ältesten in Deutschland. Das
Energiekonzept der Bundesre-
gierung soll bis Ende September
beschlussfertig sein. rm

Trauer um
Sepp Daxenberger

Der bayerische Grünen-Politiker Sepp Daxenberger ist im
Alter von 48 Jahren gestorben. Nur drei Tage nach dem Tod
seiner Frau Gertraud erlag er im Krankenhaus von Traun-
stein seiner langjährigen Krebserkrankung. Über alle Partei-
grenzen hinweg war die Bestürzung über den Tod des Kol-
legen groß, Politiker aller Richtungen drückten ihre Trauer
und ihr Mitgefühl aus.
„Das gesamte Parlament hat ihn sehr geschätzt", kondolierte
Landtagspräsidentin Barbara Stamm (CSU). „Das ist eine
Tragödie, die sprachlos macht", sagte Ministerpräsident Horst
Seehofer (CSU). „Alle unsere Gedanken sind bei Sepps Kin-
dern und seiner Familie“, erklärten der Fraktionsvorstand der
Grünen, Ulrike Gote, Margarete Bause und Thomas Mütze
und der grüne Landesvorstand Theresa Schopper und Dieter
Janecek.
Das Ehepaar hinterlässt drei Söhne. jd

Keine amerikanischen
Verhältnisse in Bayern!
Bayerische Wirtschaft kritisiert Kabinettsentscheidung

zum Landesentwicklungsprogramm

Die bayerische Wirtschaft hat keinerlei Verständnis für den Be-
schluss der Bayerischen Staatsregierung, das von Wirtschaftsmi-
nister Martin Zeil vorgelegte Eckpunktepapier zum Landesent-
wicklungsprogramm (LEP) erneut grundsätzlich zu überarbeiten.

In einem Brief an Zeil fordern
die bayerischen IHKs, die Ar-
beitsgemeinschaft der Bayeri-
schen Handwerkskammern so-
wie der Handelsverband Bayern
– Der Einzelhandel e. V., Rege-
lungen, die einen Wildwuchs von
Einzelhandelsgroßprojekten auf
der grünen Wiese verhindern.
Andernfalls drohten in Bayern
amerikanische Verhältnisse mit
riesigen Einkaufszentren außer-
halb der Innenstädte und Ortsker-
ne. Dabei würden die wohnortna-
he Versorgung der Verbraucher
sowie der mittelständische, inha-
bergeführte Einzelhandel auf der
Strecke bleiben.

Forderungen, das gesamte
LEP „auf Null“ zu stellen, ist
deshalb in der Wirtschaft auf
große Verwunderung und Be-
fremden gestoßen, heißt es in
dem von den Präsidenten und
Hauptgeschäftsführern unter-
schriebenen Brief. Ziel müsse es
sein, „die Attraktivität und Le-
bendigkeit der Innenstädte und
Ortskerne zu erhalten“. Die

bayerische Wirtschaft fordert
deshalb, den Flächenverbrauch
auf das erforderliche Maß zu be-
schränken und überdimensio-
nierte Verkaufsflächen zu be-
grenzen. �

Gleichberechtigung:

Plädoyer für
Frauenquote
Chancengleichheit laut Umfrage nur

durch verbindliche Vorgaben zu erreichen
Um die berufliche Chancengleichheit von Frau und Mann ist es
in Deutschland schlecht bestellt. Diese Auffassung vertreten zwei
Drittel aller Bundesbürger, wie eine repräsentative Umfrage der
Bertelsmann Stiftung jetzt ergeben hat. „Es ist an der Zeit, dass
die Unternehmen handeln und ihre Strukturen verändern“, for-
dert daher Dr. Angelika Niebler, Landesvorsitzende der Frauen-
Union in Bayern.

Sie nennt die Zahlen „depri-
mierend“, ist aber von dem Er-
gebnis der Umfrage nicht über-
rascht: „Wir wissen bereits, wie
wenige Frauen in Deutschland
Führungsetagen erklommen ha-
ben. Wenn 71 Prozent der Be-
fragten der Meinung sind, männ-
liche Führungskräfte grenzen
Frauen aus, dann lässt das tief in
unsere gesamte Unternehmens-
kultur blicken.“

„Gläserne Decke“

Dabei liege die Diskrepanz gar
nicht an der vermeintlich man-
gelnden Durchsetzungsfähigkeit
von Frauen im Beruf. 80 Prozent
der Befragten halten sie für ge-
nauso durchsetzungsstark und
60 Prozent sogar für gleicher-
maßen machtbewusst wie Män-
ner. „Es verwundert keinesfalls,
dass die 50 bis 60-Jährigen be-
zweifeln, dass Frauen und Män-
ner die gleichen Chancen haben,
Karriere zu machen, während
knapp die Hälfte der Unter-30-
Jährigen das anders sieht“, kom-

mentiert Angelika Niebler ein
weiteres Ergebnis der Umfrage.
Jüngere Menschen stiegen noch
mit gesundem Optimismus in
das Berufsleben ein. Erst nach
einiger Zeit offenbare sich ihnen
die „gläserne Decke“ für Frauen.

Als Karrierebremse wird laut
Umfrage die Doppelbelastung
von Familie und Beruf gezählt.
Hier müssten die Betriebe nach-
justieren, fordert Angelika
Niebler. Dass aber beinahe 80
Prozent die gezielte Förderung
durch Vorgesetzte für geeignet
halten, um Frauen in ihrer beruf-
lichen Entwicklung voranzu-
bringen, belegt nach Meinung
der Landesvorsitzenden das der-
zeit in den Betrieben vorherr-
schende Missverhältnis. „Die
Befragten haben sich nicht für
weitere Teilzeitangebote oder
flexiblere Arbeitszeiten in Be-
trieben ausgesprochen, sondern
mehrheitlich für eine Quote. Die
allermeisten Bürger sind also der
Überzeugung , dass andere Maß-
nahmen mittlerweile keinen Er-
folg mehr versprechen.“ �

Interkommunale
Zusammenarbeit

Antwort auf demographischen Wandel

Die Staatsregierung verstärkt ihre Unterstützung für die inter-
kommunale Zusammenarbeit der bayerischen Gemeinden im
Ländlichen Raum. Innenstaatssekretär Gerhard Eck: „Die in-
terkommunale Zusammenarbeit wird für unsere bayerischen
Gemeinden immer wichtiger. Die demographische Entwicklung
insbesondere in unseren ländlichen Regionen, knappe finanziel-
le Mittel und die veränderten Rahmenbedingungen durch die
Globalisierung machen deutlich: Ein Mehr an Zusammenarbeit
und damit eine Bündelung von Ressourcen ist unumgänglich.“

Mit verstärkter staatlicher Un-
terstützung setzen Gemeinden
auf innovative Strategien in der
Stadtentwicklung. Durch Ko-
operationen lässt sich der Einsatz
technischer Einrichtungen eben-
so optimieren wie das Dienstlei-
stungsangebot der Verwaltun-
gen. Eck: „Auch die Integrierte
Ländliche Entwicklung, in der
schon über 500 ländliche Ge-
meinden in rund 70 interkom-
munalen Zusammenschlüssen
zusammenarbeiten, ist eine ech-
te Kompetenzpartnerschaft zwi-
schen staatlicher Verwaltung,
Kommunen und anderen Orga-
nisationen.“

Außerordentlich bewährt hät-
ten sich auch die im Rahmen ei-
nes Pilotprojekts seit Sommer
2008 bei den Regierungen einge-
richteten Projektmanager. Ihre
Aufgabe ist es, die Kommunen

bei der freiwilligen Zusammen-
arbeit durch Information und Be-
ratung zu unterstützen.

Zukunftsfähigkeit

Die Vorsitzende des Staatsse-
kretärsausschusses ‘Ländlicher
Raum in Bayern’, Wirtschafts-
staatssekretärin Katja Hessel, un-
terstrich die Notwendigkeit ver-
stärkter interkommunaler Zusam-
menarbeit alsAntwort auf den de-
mographischen Wandel: „Die Zu-
kunftsfähigkeit der Kommunen
im strukturschwachen ländlichen
Raum wird maßgeblich davon ab-
hängen, ob es gelingt, dem demo-
graphischen Wandel wirkungs-
voll zu begegnen. Der inter-
kommunalen Zusammenarbeit
kommt dabei eine Schlüsselfunk-
tion zu. Sie ist ein zentraler
Aspekt zur Sicherung der Hand-
lungsfähigkeit unserer Kommu-
nen. Insbesondere kleine Kom-
munen im ländlichen Raum be-
kommen dadurch neue Spielräu-
me. Kirchturmdenken können wir
uns in Bayern nicht mehr leisten.
Der Staatssekretärsausschuss
wird sich deshalb mit Nachdruck
dafür einsetzen, dass eine Zusam-
menarbeit für Kommunen noch
attraktiver wird.“ So könnten
durch gemeinsame Projekte, etwa
im Bereich Flächenmanagement
oder bei der Planung von Wohn-
und Verkehrsflächen, Ressourcen
gebündelt, Verfahren aufeinander
abgestimmt und Infrastrukturen
gemeinsam genutzt werden.

Staatssekretärin Hessel kün-
digte einen Ausbau der Schwer-
punktsetzung auf die Förderung
der interkommunalen Zusam-
menarbeit an. �
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Liebe Leserinnen
und Leser,

nach den großen Ferien ist
es nun wieder soweit: Die Ur-
laubszeit ist vorbei. Das neue
Schuljahr beginnt.

Wie jedes Jahr ist es natür-
lich ein großer Schritt für die
ABC-Schützen, die in einen
neuen Lebensabschnitt star-
ten. Aber auch für viele
Schüler, Lehrer und Kommu-
nen gibt es heuer zusätzliche
Herausforderungen: die Ein-
führung der Mittelschulen,
übervolle Realschulen und der Doppeljahrgang
bei den Abiturienten.

Die Mittelschulverbünde haben neue Buslini-
en zu organisieren, Entscheidungen über Schul-
standorte und die Aufteilung von Klassen stehen

an, die Verteilung von Lehrerstunden auf Schul-
standorte ist im Verbund eigenverantwortlich zu
regeln, etc.

Eine intensivere Zusammenarbeit und Ab-
stimmung zwischen Schulen und Kommunen ist
erforderlich, oft auch das Erklären und Werben
für neue Schulwege – vor allem für die M-
Schüler an den Haupt- und Mittelschulen. Mit
dem klaren Ziel: beste Bedingungen für die
Schülerinnen und Schüler!

Bei den Realschulen hat man Rekord-Schü-

lerzahlen zu bewältigen; eine
Herausforderung für die
Schulleitungen und Lehrer,
aber auch für die kommunalen
Sachaufwandsträger. Ent-
scheidungen über Anbauten,
Übergangslösungen oder Ko-
operationen mit Gemeinden,
deren Hauptschulen mögli-
cherweise freie Raumkapa-
zitäten haben, kommen zum
Tragen und bedürfen der Ak-
zeptanz von Schülern und El-
tern. Und auch hier gilt: beste
Bedingungen für die Schü-
lerinnen und Schüler!

Und zusätzlich starten wir im September
auch in das Schuljahr, das mit dem Doppeljahr-
gang bei den Gymnasiumsabgängern endet.
Durch die Einführung des G8 werden am Ende
dieses Schuljahres zwei Jahrgänge das Gymna-
sium verlassen und sich um Studien- und Ar-
beitsplätze bewerben. Besondere Unterstüt-
zungsmaßnahmen im Ausbildungssektor und
zusätzliche Angebote bei den Hochschulen sind
gefragt. Wieder im Sinne der besten Bedingun-
gen für die Schülerinnen und Schüler!

Bei allen Herausforderungen, Neuerungen,
Emotionen und auch Sorgen der Eltern, die mit
dem Schulanfang, der Umstellung auf neue Bil-
dungssysteme oder dem Wechsel auf eine wei-
terführende Schule verbunden sind, ziehen hof-
fentlich alle Beteiligten an einem Strang: El-
tern, Lehrer, Schulleitung und Kommunen mit
dem Ziel: beste Bedingungen für die Schülerin-
nen und Schüler!

Ihr Stefan Rößle

KolumneGZ Stefan Rößle

Beste Bedingungen
für die Schüler

Appell der vbw:

Konstruktives Miteinander!
GZ-Gespräch mit Bertram Brossardt,

Hauptgeschäftsführer der Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft
„Wirtschaft und Kommunen brauchen sich gegenseitig – und
die Perspektiven für Städte und Gemeinden sind umso besser, je
besser die Zusammenarbeit mit der Wirtschaft gelingt!“ lautete
das Fazit eines GZ-Interviews mit Bertram Brossardt, Hauptge-
schäftsführer der Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft vbw.
Über die Attraktivität eines Standorts entscheide in erheblichem
Maß der Gewerbesteuerhebesatz. Deshalb fordert die vbw von
den Städten und Gemeinden seit Jahren eine moderate Hebe-
satzpolitik, um die Konkurrenzfähigkeit bayerischer Firmen
nicht zu gefährden.

Langfristiges Ziel der vbw
bleibt nach Brossardts Worten ei-
ne grundlegende Reform der
Kommunalfinanzierung. An die
Stelle der Gewerbesteuer sollte
nach den Vorstellungen der Wirt-
schaft eine kommunale Beteili-
gung an Einkommen- und Kör-
perschaftssteuer treten, ergänzt
mit einem glättenden Element
über die Umsatz- oder Lohnsteu-
er. Dadurch sei ein „gewisserAus-
gleich über verschiedene Kon-
junkturzyklen hinweg“ gewährlei-
stet. Die Kommunen erlangten ei-
ne stabilere Einnahmenbasis.
Brossardt: „Seit Jahren plädieren
wir für dieses Modell. Wenn auch
der Meinungsaustausch mit den
kommunalen Spitzenverbänden
im Allgemeinen gut funktioniert,
so kommen wir in dieser Frage
doch immer wieder zu verschiede-
nen Ergebnissen.“

Volatilität

Die Gewerbesteuer beinhaltet
Brossardt zufolge Elemente,
„die wir aus Systemgründen ab-
lehnen“. Die Volatilität der Ge-
werbesteuer habe sich in den
vergangenen Jahren nachhaltig
gezeigt. Sie sei eine Substanzbe-
steuerung, die Unternehmen an
den Rand des Abgrunds bringen
könne. Anhand verschiedener
Unternehmenstypen habe die
vbw hierzu detaillierte Berech-
nungen vorgelegt.

Einen fairen Wettbewerb

wünscht sich die bayerische
Wirtschaft im Bereich der Da-
seinsvorsorge. Die Devise laute:
„Mehr Markt, weniger Staat.“
Die wirtschaftliche Betätigung
von Gemeinden sollte nach Auf-
fassung der vbw auf das Not-
wendigste zurückgeführt wer-
den. Ziel müsse es sein, für kom-
munale Aufgaben möglichst effi-
ziente und kostengünstige Lö-
sungen zu finden. Das Augen-
merk sollte darauf gelegt wer-
den, öffentlich-private Partner-
schaften auszubauen. Grundsätz-
lich müssten Partnerschaften so
genutzt werden, „dass Kommu-
nen wie Unternehmen davon
profitieren und auch der Bürger
etwas davon hat“, so der Haupt-
geschäftsführer.

Neben der Änderung der Steu-
erpolitik und der Suche nach
wirtschaftsnahen Lösungen bein-
haltet die Forderung nach „Mehr
Markt, weniger Staat“ nach Bros-
sardts Ausführungen auch die
Reform der Kommunalen Haus-
haltsführung (Umstellung auf bi-
lanzielle Rechnungsführung, um
ihre Kostenstrukturen durch-
schaubar zu machen), die Neu-
ordnung des Vergabewesens (Be-
nachteiligung von Privatfirmen
aufheben, Sonderstellung der öf-
fentlichen Hand beenden und
kommunale Unternehmen und
Beteiligungsgesellschaften an die
VOB/A binden) sowie den
Schutz gegen den Missbrauch
der Marktstellung von Kommu-

nen und ihrer Unternehmen. Dies
alles seien Pfeiler einer Kommu-
nalen Marktwirtschaft.

Inwieweit Kommunen heute
effizient, transparent und nach-
haltig arbeiten, hat die Vereini-
gung der Bayerischen Wirtschaft
im vergangenen Jahr untersucht.
Die Studie mit dem Titel „Stadt
der Zukunft“ empfiehlt Strategi-
en, anhand derer die Kommunen
ihre Wirtschaftlichkeit und die
Qualität ihrer Dienstleistungen
steigern können. Was Kommu-
nen schon heute erreichen, zeigen
Beispiele aus sechs Spitzenstäd-
ten - Erlangen (Ankerstadt der
Studie), Ingolstadt, Heilbronn,
Karlsruhe, Regensburg und Ulm.

Für folgende Bereiche wurden
Musterlösungen skizziert: eine
Konzernbilanz Stadt, serviceori-
entierte Internetangebote für Bür-
ger und Wirtschaft, modernes, ef-
fizientes Gebäudemanagement,
Gebührentransparenz als Voraus-
setzung preiswerter Dienstlei-
stungsangebote sowie allgemei-
ne Wirtschaftsfreundlichkeit.

Hilfsmittel zur Planung
der Daseinsvorsorge

Die Studie setzte sich schließ-
lich mit der Daseinsvorsorge aus-
einander und entwickelte Hilfs-
mittel zur konstruktiven Aufga-
benkritik in Kommunen. In die-
sem Zusammenhang stellt sie ne-
ben wenig bekannten Fakten um
kommunales Unternehmertum
ein Schema zur Verfügung, über
das Kommunen entscheiden
können, ob sie Leistungen selbst
erbringen wollen oder dies besser
dem Markt überlassen sollten.

Wie die Untersuchung ergab,
„arbeiten viele Kommunen effi-
zienter als oft vermutet“, so
Brossardt. Freilich herrschten
große Unterschiede. Selbst in
Spitzenstädten finde sich viel
Luft nach oben. Auffallend sei
das unterschiedliche Auftreten
der Kommunen bei der Frage
gewesen, „wie sie ihre Tätigkeits-
profile definieren bzw. wie sie
ihre Beteiligungen an wirtschaft-
lichem Tun handhaben“.

Städte, Kreise und Gemeinden
müssten die aufgezeigten Spiel-
räume zum Ausbau ihrer Qua-
litäten konsequent nutzen. Und
nicht nur Kommunalparlamente,
auch die Landes- und Bundespo-
litik müsse diesen Weg einfor-
dern und - wo möglich - beglei-
tend unterstützen. „Denn er ist
ein wichtiger Baustein dessen,
was unser Land braucht, um zu
mehr Wachstum und Wohlstand
zu finden und nicht zuletzt, um
Wirtschaft und Bürger auch steu-
erlich zu entlasten“, erklärte der
Hauptgeschäftsführer.

Bereits im Jahr 2008 legte die
vbw ein Gutachten zum Thema
„Vorsprung Bayern – Die Zu-
kunft Bayerischer Regionen“
vor. Diese Expertise belegte,
dass die gegenwärtigen Strategi-
en zur Herstellung eines gleich-
mäßigen wirtschaftlichen Erfol-
ges oder Wohlstands in allen
Landesteilen an Grenzen stoßen.

Wie Brossardt erläuterte, ist es
das erklärte Ziel der vbw, für die
Wirtschaft Bedingungen zu defi-
nieren, unter denen diese auch in
ländlichen Regionen prosperie-
ren kann. „Verbesserungsnot-
wendigkeiten“ seien vorhanden.
Die Analyse könne in die staatli-
che Gestaltung mit eingebracht
werden. Mit der Untersuchung
sei man in allen bayerischen Re-
gionen bereits sehr gut vorange-
kommen. Die Situation in den
einzelnen Regierungsbezirken
werde permanent aktualisiert.

Das jüngste Regionalgutachten
für Mittelfranken zeigt nach
Brossardts Darstellung beispiels-
weise, dass Unternehmen, die in-
telligente, wissensorientierte

Netzwerkstrategien einsetzen,
signifikant erfolgreicher sind als
strukturell identisch aufgestellte
Unternehmen ohne entsprechen-
de Netzwerke. Diese Beobach-
tung sollten sowohl mittelständi-
sche Unternehmen wie Akteure
in regionalen Strukturen und wis-
senschaftlichen Einrichtungen
zum Anlass nehmen, um Netz-
werkstrategien gezielt weiterzu-
entwickeln.

Der Ansatzpunkt „Netzwerke“
sei für Verantwortungsträger in
Regierungsbezirken, Landkrei-
sen, Städten und Gemeinden be-
sonders interessant. Denn hier
könne eine Region tatsächlich et-
was gestalten. Insbesondere kom-
me es darauf an, Netzwerke nicht
an lokalen oder regionalen Ver-
waltungsgrenzen zu orientieren.

Parallel dazu hatte die Vereini-
gung der Bayerischen Wirtschaft
2009 damit begonnen, einen Kri-
sen-Betroffenheits-Index aufzu-
setzen, in dem alle zwei bis drei
Monate die Auswirkungen auf
die Bundesrepublik, speziell
aber auf Bayern und seine Re-
gionen, gemessen wurden. Da-
bei ging es um Themen wie Ar-
beitskräftenachfrage, Arbeitslo-
sigkeit, Kurzarbeit, Exportzah-
len und die Entwicklung von Ge-
schäftsergebnissen in den ent-
sprechenden Regionen. Neuer-
dings wird das Ganze in einen
Chancenindex umgemünzt, der

Schaidinger beim vbw-Steuerkongress:

„Die Gewerbesteuer muss erhalten
und ausgebaut werden“

Der Vorsitzende des Bayerischen Städtetags, Oberbürgermeis-
ter Hans Schaidinger, hat bei einem Steuerkongress der vbw
den Erhalt der Gewerbesteuer und deren Ausbau zur kom-
munalen Betriebsteuer gefordert.

Die Gewerbesteuer ist die wichtigste Einnahmequelle der Kom-
munen. Selbst im Rezessionsjahr 2009 machte die Gewerbesteuer
mit 4,7 Milliarden Euro knapp 40 Prozent aller kommunalen
Steuereinnahmen in Bayern aus. Dass die Bundesregierung jetzt
die Abschaffung der Gewerbesteuer und ihren Ersatz durch kom-
munale Zuschläge auf die Einkommens- und Körperschaftssteuer
und einen höheren kommunalen Anteil an der Umsatzsteuer prüft,
stößt bei den Kommunen auf deutliche Ablehnung. Schaidinger:
„Hände weg von der Gewerbesteuer, das ist unser Ernst. Die Ge-
werbesteuer und ihr Hebesatzrecht gehören zum Kern der kom-
munalen Selbstverwaltung. Wer daran rührt, verliert die Verfas-
sung aus den Augen.“

Das Grundgesetz garantiert den Kommunen eine auf die Wirt-
schaftskraft bezogene Steuer mit eigenem Hebesatzrecht. Der Be-
zug auf die örtliche Wirtschaftskraft ist unerlässlich, um in den
Kommunen ein wirtschaftsfreundliches Klima zu sichern und die
für erfolgreiche Unternehmen notwendige kommunale Infrastruk-
tur zu finanzieren. Die Gewerbesteuer ist das Band zwischen Un-
ternehmen und Kommunen. Sie gibt den Kommunen den Anreiz,
Gewerbegebiete auszuweisen und zu erschließen und sich um die
Ansiedlung von Betrieben zu kümmern.

Das von der Bundesregierung geprüfteAlternativmodell würde das
wirtschaftsfreundliche Klima in den Kommunen gefährden und auf
Kosten der Arbeitnehmer und der Verbraucher gehen. Ein Zuschlag
auf die Einkommenssteuer würde die Arbeitnehmer belasten und die
Wirtschaft entlasten. Ein höherer Anteil der Kommunen am bundes-
weiten Aufkommen der Umsatzsteuer müsste von den Verbrauchern
bezahlt werden. Das Zuschlagmodell würde außerdem starke finan-
zielle Verschiebungen zwischen den Kommunen auslösen.

Statt der Abschaffung fordern die Städte und Gemeinden eine
Erweiterung der Gewerbesteuer. Schaidinger: „Die Bemessungs-
grundlage der Gewerbesteuer muss so ausgebaut werden, dass die
gesamte örtliche Wirtschaftskraft zum Steuerertrag beiträgt. Daher
müssen auch die freien Berufe, die bislang keine Gewerbesteuer
zahlen, künftig gewerbesteuerpflichtig werden“. Auch die Freibe-
rufler tragen zur örtlichen Wirtschaftskraft bei und nutzen die
kommunale Infrastruktur. Die Freien Berufe könnten dann ebenso
wie die Gewerbetreibenden die Gewerbesteuer von ihrer Einkom-
menssteuerschuld abziehen und würden damit unter dem Strich
nicht mehr Steuern zahlen als bisher. Die Gewerbesteuer wäre
dann eine echte kommunale Betriebssteuer. �

aufzeigen soll, wie sich die ein-
zelnen Regionen aus der Krise
heraus entwickeln. Im Bedarfs-
fall werde hier auch der Dialog
mit der Bayerischen Staatsregie-
rung gesucht.

Im vergangenen Jahr wurde
zudem im Schulterschluss mit
der bundesweiten Initiative Neue
Soziale Marktwirtschaft die In-
itiative Neue Soziale Marktwirt-
schaft Bayern, kurz INMS, ins
Leben gerufen. Sie soll im Frei-
staat aktiv für die Akzeptanz der
Sozialen Markwirtschaft wer-
ben. Die herausragenden Werte
des Freistaats in punkto Wirt-
schaftskraft, Wohlstand und Be-
schäftigung seien dieser alterna-
tivlosen Wirtschaftsordnung zu
verdanken, hob Brossardt her-
vor. Es sei daher wichtig, mit öf-
fentlichkeitswirksamen Maß-
nahmen deren Grundprinzipien
und Vorteile immer wieder in
den Vordergrund zu rücken.

Soziale Marktwirtschaft

Brossardt bezeichnete die So-
ziale Marktwirtschaft als „Lö-
sungsmodell der Zukunft“. Vor-
würfe, die oftmals gegen sie er-
hoben worden seien, „laufen ins
Leere, weil Probleme nachweis-
lich dort entstanden, wo Markt-
wirtschaft nicht mehr funktio-
nierte“, erläuterte der Hauptge-
schäftsführer. „Wir wollen, dass

vbw-Hauptgeschäftsführer Bertram Brossardt im Gespräch mit
GZ-Redakteurin Doris Kirchner. ��

das Thema in allen Institutionen
erörtert werden kann. Dafür nut-
zen wir Veranstaltungen von
Parteien, Kirchen und anderen
Vereinigungen, um dort unsere
Ideen zur Sozialen Marktwirt-
schaft zu transportieren.“

Als Beispiel hierfür nannte
Brossardt eine Karikaturenaus-
stellung, die im Februar im
Bayerischen Landtag eröffnet
wurde und nunmehr durch alle
Regierungsbezirke wandert. Die
Ausstellung „KarikaTouren
durch bewegte Zeiten“ handelt
von den Wegen und Irrwegen
aus der Wirtschafts- und Finanz-
krise. Gezeigt werden 60 Zeich-
nungen von 20 bekannten Kari-
katuristen wie Horst Haitzinger
und Dieter Hanitzsch.

Pressetermine, Studien, Kampa-
gnen, Events und Plakataktionen
vervollständigen das öffentliche
Engagement für marktwirtschaftli-
che Reformen. Kuratoren und
Botschafter überwiegend aus der
Wirtschaft verleihen der INMS ein
prominentes Gesicht. DK

15 Jahre
Bayern Innovativ
Im Frühjahr 2010 waren es 15
Jahre, dass die Bayern Innova-
tiv GmbH als Gesellschaft für
Innovation und Wissenstrans-
fer des Freistaates mit Sitz in
Nürnberg etabliert wurde.

Bayern Innovativ hat sich in
dieser Zeit zu einem Markenbe-
griff im Technologie- und Wis-
senstransfer entwickelt. In vielen
Regionen und Ländern wird
Bayern Innovativ als Modell für
einen zeitgemäßen Technologie-
transfer gesehen: Köpfe zusam-
menführen über zehn Technolo-
gien und Branchen hinweg, um
gemeinsam neue Entwicklungen
anzugehen.

Insgesamt waren es über
100.000 Teilnehmer aus Wirt-
schaft und Wissenschaft, die sich
auf den Plattformen der Bayern
Innovativ zielgerichtet zu spezi-
fischen Themen getroffen haben.

Netzwerke und Cluster mit
55.000 Firmen und 500 Institu-
ten aus 50 Ländern sprechen für
sich und für die Nachhaltigkeit
dieses Ansatzes. Der jährliche
Umsatz mit 12 bis 13 Millionen
Euro übersteigt um den Faktor 3
die seit Beginn an unveränderte
Grundfinanzierung. �
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(Fortsetzung von Seite 1)
an und kommt den Kommunen
zugute, die sich um die Ansied-
lung von Gewerbe bemühen. Ein
Zuschlag zur wohnsitzgebunde-
nen Einkommensteuer würde
hingegen die Wohnsitzgemein-
den der Betriebsinhaber begüns-
tigen. Vor diesem Hintergrund
sind Überlegungen zur Ab-
schaffung der Gewerbesteuer
nicht verständlich. Wir unter-
stützen daher das Anliegen von
Städte- und Gemeindetag, die
Gewerbesteuer in der gegen-
wärtig bestehenden Form zu er-
halten.“

(Fortsetzung von Seite 1)
möglichkeiten – unter anderem
darauf, was auf Vorstandsebene
gemacht wird.“ Besetzt wird der
Verwaltungsrat mit Kommunal-
und Sparkassenvertretern. Mit
dieser Maßnahme soll die enge
Kommunalbindung der Sparkas-
sen dokumentiert werden. „Dies
wird den Einfluss der Sparkassen
stärken“, zeigte sich Zellner über-
zeugt. „Hinzu kommt, dass wir
die Beteiligungen der Sparkassen
überprüfen wollen und streng da-
nach ausrichten, welchen Nutzen
sie vor Ort haben.“

Apropos Beteiligungen: Mit
Blick auf das novellierte Spar-
kassengesetz in Schleswig-Hol-
stein wies der Verbandspräsident
darauf hin, dass in Bayern ähnli-
ches nicht geplant sei. Dort sei es
kein Thema, Stammkapital zu
bilden oder Sparkassen für Be-
teiligungen Dritter zu öffnen. Es
handle sich um ein rein regiona-
les Thema, das mit den besonde-
ren historisch gewachsenen
Strukturen im Norden zusam-
menhängt. Der Beschluss in Kiel
sei übrigens mit sehr knapper
Mehrheit von nur einer Stimme
erfolgt. Dies zeige, dass auch in
Schleswig-Holstein das Thema
sehr kontrovers diskutiert wurde.

Nach Zellners Ausführungen
wird auf seine Initiative hin im
Verband nunmehr bei Beteili-
gungen der Sparkassen über das
Stammkapital des Sparkassen-
verbandes mit einem 75-Pro-
zent-Quorum gearbeitet. Dies
bedeute „weitaus mehr Überzeu-
gungsarbeit“, so der Sparkassen-
chef. Damit will er „konkret um-
setzen, dass der Verband ein
Dienstleister der 73 bayerischen
Sparkassen ist und damit auch
der Kommunen vor Ort“.

Besondere Sachkenntnis

Wie der Präsident weiter aus-
führte, wurde mit dem Gesetz
zur Stärkung der Versicherungs-
und Finanzmarktaufsicht bun-
desweit geregelt, dass die Mit-
glieder von Aufsichtsorganen
besondere Sachkenntnis haben
müssen. „Uns wurde bestätigt,
dass wir die neuen Anforderun-
gen bereits mit dem bestehenden
Qualifizierungssystem erfüllen.
Trotzdem haben wir daraufhin
unsere Seminare für Verwal-
tungsräte überprüft und erwei-
tert.“ Dabei kämen neben spar-
kassengeschäftspolitischen The-

kommunalen Interessen auf eu-
ropäischer Ebene ins Gespräch
zu bringen, was zugegebener-
maßen angesichts der Brüsseler
Bürokratie nicht leicht ist,“ so
Jakob Kreidl. Der Bayerische
Landkreistag habe daher mit sei-
ner Präsidiumssitzung im Juni in
Brüssel ein Zeichen gesetzt für
mehr Handlungsfreiheit der
Landkreise im Rahmen des
kommunalen Selbstverwaltungs-
rechts. So wurden von den Land-
räten bei Gesprächen mit ver-
schiedensten Vertretern wichtiger
europäischer Institutionen u. a.
die Entbürokratisierung des Bei-
hilfe- und des Vergaberechts so-
wie die zunehmenden Vorgaben
im Sozialrecht insbesondere im
Krankenhausbereich themati-
siert. „Weiterhin haben wir mit
zuständigen Kommissionsvertre-
tern diskutiert, wie wir die Inter-
essen der bayerischen Landkreise
bei der Neuausrichtung der
Struktur- und Förderpolitik im
neuen Haushaltszeitraum ab
2014 einbringen können. Hier
müssen wir noch nachlegen, aber
ich hoffe, dass für Bayern genau-
so viele Haushaltsmittel wie in
der vergangenen Förderperiode
zur Verfügung stehen und dass
wir vor allem auch das Problem
des Fördergefälles zu den an-
grenzenden Regionen abbauen
können“, betonte Kreidl.

Stabile Müllgebühren

„Landkreise und Städte bieten
schon jetzt eine krisensichere,
ökologisch hochwertige Entsor-
gung bei stabilen, sozialverträg-
lichen Gebühren. Wir erwarten
daher, dass trotz Umsetzung der
EU-Abfallrahmenrichtlinie die
kommunalen Spielräume erhal-
ten bleiben“, führte Kreidl aus,
der auch Staatsminister Dr. Mar-
kus Söder an seiner Seite weiß.
„Die Abfallentsorgung der Kom-
munen ist schon jetzt ökologisch
und effizient. Zusätzliche Wert-
stofftonnen erübrigen sich da-
her“, schloss der Präsident. �

men auch bankaufsichtsrechtli-
che Fragen sowie das Risikoma-
nagement vor.

Zellner zufolge gewährleistet
die Zusammenarbeit von Spar-
kassen und ihren zahlreichen
Verbundpartnern, dass der Kunde
alle wichtigen Finanzdienstlei-
stungen aus einer Hand bekom-
men kann. Dies sei ein wesentli-
cher Vorteil. Schließlich wünsche
der Bürger „eine Rundum-Be-
treuung und nicht Stückwerk“.
Zellner: Wir wollen nicht nur
Produkte verkaufen, sondern ei-
ne enge Kundenbindung im Sin-
ne von Lebensbegleitung in
schwierigen Zeiten. Dieser An-
spruch ist moderner als je zuvor.“

Sparkassen und BayernLB
sind die Hausbanken der kom-
munalen Gebietskörperschaften.
Ob Gemeinde, Landkreis oder
Bezirk – stets steht die Sparkas-
sen-Finanzgruppe an vorderster
Front, wenn es um Dienstlei-
stungen für die Kommunen geht.
Dazu kommen laut Zellner kom-
munale Unternehmen wie Kran-
kenhäuser oder Tochterfirmen
zur Energieversorgung. Auch
diese Einheiten haben die Spar-
kassen als Hausbank. Dies gelte
für Kredite ebenso wie für Geld-
anlagen. Auch bei modernen Fi-
nanzierungsformen seien Spar-
kassen gemeinsam mit der Bay-
ernLB führend.

Wie der Sparkassenpräsident
darlegte, betrugen die Kredite
der Sparkassen an öffentliche
Haushalte Ende Mai 2010 5,3
Milliarden Euro. Auffällig sei
ein starker Zuwachs beim Neu-
kredit. So wurden bis Mai 2010
seit Jahresbeginn bereits 10,4 %
mehr neue Kredite an öffentliche
Haushalte ausgezahlt als im Ver-
gleichszeitraum des Vorjahres.
Bei den Marktanteilen ergaben
sich leichte Zuwächse. So betrug
der Marktanteil der Sparkassen-
Finanzgruppe Bayern bei Kredi-
ten an öffentliche Haushalte im
März 2010 45,9 %. Vor einem
Jahr lag diese Quote noch bei
45,2 %.

Mit Blick auf Diskussionen um
die Kreditwürdigkeit von Kom-
munen wies der Sparkassenchef
darauf hin, dass diese im Wesent-
lichen von einer einzigen Rating-
Agentur vorangetrieben wurden.
Dies schade nur den Kommunen.
Vordergründig heiße es, man wol-
le die unterschiedliche Kredit-
würdigkeit eben auch unter-
schiedlich darstellen. In Wirklich-

keit treffe man aber mit einer der-
artigen Debatte alle Gebietskör-
perschaften.

Selbstverwaltungsgarantie

Nach Artikel 28 des Grundge-
setzes könne aus der Selbstver-
waltungsgarantie der Kommu-
nen eine Mindestausstattung mit
Finanzmitteln abgeleitet werden.
Gleichzeitig seien die Gebiets-
körperschaften in das Finanzaus-
gleichssystem von Bund und
Ländern nach Art. 105 Grundge-
setz eingebunden. Eine Kredit-
aufnahme sei über die Rechts-
aufsicht geregelt. Aus all dem er-
gebe sich, dass die Bonität der
Länder und Gemeinden der des
Bundes in nichts nachsteht. Das
habe auch die Bankenaufsicht
bestätigt. „Was also soll ein
kommunales Rating bewirken?“,
so der Präsident. Es würde seiner
Ansicht nach nur Kosten verur-
sachen und die Finanzierungsbe-
dingungen der Gebietskörper-
schaften nicht weiter verbessern.

Aus eigener Erfahrung weiß
Theo Zellner, „dass Sparkassen
im Kommunalgeschäft mehr lei-
sten als die traditionelle bloße
Bereitstellung von Liquidität
oder die Finanzierung von Inve-
stitionen“. Gefragt seien viel-
mehr umfassende Konzepte zur
Realisierung kommunaler Bau-
maßnahmen wie PPP-Modelle
und Kommunalleasing sowie
Angebote zur Zinssicherung.
Mit einem eigenen Finanzkon-
zept habe man eine ganzheitliche
Betreuung entwickelt, die den
Zahlungsverkehr der Kommu-
nen, die Absicherung von Risi-
ken, die optimale Anlage und
den richtigen Umgang mit Im-
mobilien und Liegenschaften
umfasst.

Für effizientes kommunales
Zins- und Schuldenmanagement
habe die Sparkassen-Finanz-
gruppe die Initiative „Kommu-
nale Verschuldungsdiagnose“ in-
itiiert. Im Zuge der Kommuna-
len Verschuldungsdiagnose er-
hielten bundesweit 600 Gemein-
den, Städte und Landkreise, da-
von 99 aus Bayern, bis Ende
April 2010 die Möglichkeit, ihre
Kredit- und Derivateportfolios
kostenlos ganzheitlich analysie-
ren zu lassen.

Im Ergebnis bekamen die Teil-
nehmer in einem ersten Schritt
eine auf ihre individuelle Situati-
on ausgerichtete Auswertung ih-

res Schuldenportfolios. Diese
Ist-Analyse beinhaltet eine trans-
parente Aufschlüsselung aller
Kredite und Zinsderivate, um-
fassende Kennzahlen- und Szen-
arioanalysen – aufbereitet in ta-
bellarischer und grafischer Form
– sowie eine fundierte Cash-
Flow-Analyse.

In einem zweiten Schritt erhal-
ten die Teilnehmer ab Herbst
2010, wenn alle Daten der teil-
nehmenden Kommune an der
Kommunalen Verschuldungsdia-
gnose vorliegen, einen Kennzah-
lenvergleich ihres Portfolios in
Relation zu bundes- und regional-
bezogenen Vergleichsgruppen.
Dabei zielt die Vergleichsanalyse
nicht auf die Erstellung einer
Benchmark oder eines Ratings
der Teilnehmer untereinander ab,
sondern bietet eine neutrale und
sachliche Gegenüberstellung der
Kennwerte des eigenen Portfolios
zu der Vergleichsgruppe.

Zukunftsvisionen

Dass die Sparkassen auch Zu-
kunftsvisionen im geschäftspoli-
tisch strategischen Bereich ent-
wickeln müssen, steht außer Fra-
ge. Dabei geht es Theo Zellner
zufolge darum, Themen wie
Nachhaltigkeit, Energiesparkasse
und neue Mobile Banking-An-
wendungen zu adressieren.
„Auch eine Optimierung der Pro-
duktionsabläufe im Sparkassen-
verbund fordert uns ständig her-
aus. Ich sehe hier das Erfolgsmo-
dell, das wir im Bereich der Infor-
mationstechnologie entwickelt
haben – es gibt nur noch einen
Sparkassen-IT-Anbieter – als
Musterbeispiel und Blaupause.“

Schließlich sind dem Sparkas-
senpräsidenten moderne Ver-
triebswege sowie die betriebs-
wirtschaftliche Optimierung al-
ler Marktfolge-Arbeiten ein
großes Anliegen. Die dazu not-
wendigen Geschäftsabläufe be-
triebswirtschaftlich zu optimie-
ren und Innovationen voran zu
bringen, zähle zu den Aufgaben,
die der Sparkassenverband Bay-
ern als Dienstleister zu bewerk-
stelligen habe. Darüber hinaus
leite er die ihm angeschlossenen
Institute in Rechtsfragen an,
übernehme die Rechnungsprü-
fung und organisiere die zentrale
Bildungsarbeit der Sparkassen in
der Sparkassenakademie Lands-
hut - „dem Mutterboden für
kompetente Beratung“. DK

Profil der Sparkassen schärfen...

Familie geführt. „Nach langwie-
rigen Verhandlungen ist es nun
gelungen, für 2011 eine Lösung
zu finden. Danach wird die Be-
völkerungskomponente künftig
je zur Hälfte aus den allgemei-
nen und den gewichteten Ein-
wohnern berechnet“, erläutert er.

Zusammen mit den anderen
kommunalen Spitzenverbänden
hat der Bayerische Landkreistag
einen gemeinsamen Standpunkt
zum Landesentwicklungspro-
gramm (LEP) formuliert. Jakob
Kreidl: „Wir plädieren für die
Beibehaltung der regionalen Pla-
nungsverbände in kommunaler
Verfasstheit, da nur so die Be-
dürfnisse vor Ort berücksichtigt
werden können; eine anonyme
Behörde bringt nur mehr Büro-
kratie, aber weniger Bürger-
freundlichkeit. Wir erwarten ein
Gesamtkonzept zur räumlichen
Entwicklung Bayerns, das auch
die Vielgestaltigkeit der Perspek-
tiven und Probleme der ländli-
chen Räume berücksichtigt. Das
Einzelhandelsziel ist endlich neu
zu fassen. Der ländliche Raum
darf diesbezüglich nicht länger
benachteiligt werden. Zudem
fordern wir, beim Kriterium
strukturschwacher Räume struk-
turschwache Verdichtungsräume
nicht auszuklammern.“

Demographische
Entwicklung aufhalten

Besorgt zeigt sich der Präsident
hinsichtlich der demographischen
Entwicklung in Deutschland:
„Insbesondere die ländlichen,
strukturschwachen Regionen sind
davon betroffen. Der Wegzug der
Bevölkerung aus ländlichen Ge-
bieten bedeutet nicht nur entleer-
te Dörfer, sondern auch Verlust
der Steuerkraft und das Wegbre-
chen kommunaler Einnahmen.“
Er spricht sich daher für eine be-
sondere Förderung des ländlichen
Raums aus, um gleichwertige Le-
bensverhältnisse in allen Teilräu-
men zu erhalten und herzustellen.
Die Regionalförderung müsse
vor allem entlegene Gebiete errei-
chen. So könnten dauerhaft Stand-
ortnachteile ausgeglichen undAr-
beitsplätze geschaffen und erhal-
ten werden.

Insbesondere die Landkreise
als Träger von Schulen, Kinder-
gärten oder des ÖPNV würden
durch diese Problematik vor
große Herausforderungen ge-
stellt. Kreidl: „Mit den sinken-
den Einwohnerzahlen werden
grundlegende Auslastungspro-
bleme auftreten. Was wir brau-
chen, sind neue Strategien und
Standards, um Menschen in peri-
pheren Gebieten nicht von der
Leistung der öffentlichen Da-
seinsvorsorge abzuschneiden. In
Zukunft müssen die Aufgabenla-
sten der Kommunen und damit
deren individuelle Bedürfnisse
stärker Beachtung finden.“

Europapolitik

„Wichtig ist mir auch die Euro-
papolitik, die immer stärker viele
Aufgabenbereiche der Landkrei-
se überlagert - immer mehr Be-
reiche werden durch Brüssel be-
stimmt. Ich versuche daher, die

Einigung der kommunalen
Familie zum Art. 15 FAG

„Bereits Anfang Juni konnte
unter meiner wesentlichen Betei-
ligung ein Kompromiss zum
Ausgleich nach Art. 15 FAG er-
zielt und die Verstimmung in der
kommunalen Familie beigelegt
werden“, so Kreidl. Die Zuwei-
sungen, die nach dieser Vor-
schrift der Staat den Bezirken als
überörtliche Träger der Sozial-
hilfe gewährt und die gegenwär-
tig bei 583,6 Mio. Euro liegen,
hätten seit 2008 zu viel Unmut
und Streit in der kommunalen

Große Sorge um Finanzen...

Unverzichtbare Werte
Sommerkolloquium von Bayerischer Akademie

Ländlicher Raum und Hanns-Seidel-Stiftung
Zu einer Wertediskussion unter dem Motto „Zukunftsfähig blei-
ben! Welche Werte sind hierfür unverzichtbar?“ riefen in Mün-
chen die Bayerische Akademie Ländlicher Raum und die Aka-
demie für Politik und Zeitgeschehen der Hanns-Seidel-Stiftung
in einem gemeinsamen Sommerkolloquium auf.

Ihnen sei es gerade in diesen
Zeiten wichtig, so Professor Hol-
ger Magel, Präsident der Bayeri-
schen Akademie Ländlicher
Raum, und Professor Reinhard
Meier-Walser, Leiter der Akade-
mie für Politik und Zeitgesche-
hen, inne zu halten und sich zu be-
sinnen, auf welchen normativen
Grundlagen und verbindenden
Werten das Gemeinwesen beruht.

Wie Magel hervorhob, müs-
sten Wertediskussionen immer
das Miteinander der repräsentati-
ven Demokratie und der Bürger
im Verhältnis zur Wirtschafts-
und Finanzwelt behandeln. Mei-
er-Walser zufolge verlangen
neue Trends neue Regeln. Der
Begriff „Zukunftsfähig“ mache
deutlich, dass es um mehr geht
als um Wirtschaftsleistung oder
Produktivität, sogar um mehr als
um Glück oder Wohlbefinden:
„Er drückt aus, dass wir uns um
die Sicherung unserer Lebens-
grundlagen kümmern müssen.“

Dass Krisen auch etwas Gutes
haben, da sie den Menschen klar
machen oder wenigstens das

„diffuse Gefühl“ geben, dass es
so nicht weiter gehen kann, hofft
auch Dr. Martin Grambow, Lei-
ter der Wasserabteilung des
Bayerischen Staatsministeriums
für Umwelt und Gesundheit und
Mitglied in der International Ex-
pert Group an Earth System Pre-
servation. Diese Gruppe hat her-
ausgearbeitet, wie die größten
durch den Menschen verursach-
ten Herausforderungen ausse-
hen. Auf der Seite der Ursachen
stehen demnach das Bevölke-
rungswachstum, der Ressour-
cenverbrauch mit den Verunrei-
nigungen und Emissionen sowie
ein „nachhaltigkeitsfeindliches
Wirtschaften“. Die Konsequen-
zen bekomme der Mensch nicht
nur durch den Klimawandel und
die ungelöste Frage der Energie-
versorgung zu spüren oder durch
einen Verlust an Biodiversität,
sondern auch ganz elementar bei
der Versorgung mit Wasser und
Nahrungsmitteln sowie in Kon-
flikten, die den sozialen Frieden
und die Gerechtigkeit bedrohen.

Professor Alois Heißenhuber

Ordinarius des Lehrstuhls für
Wirtschaftslehre des Landbaues
an der TU München, setzte sich
kritisch mit dem Wirtschafts-
und Konsumstil der Menschen
auseinander. Die Jagd nach mög-
lichst „billigen“ Produkten wer-
de all zu oft zu Lasten von Um-
welt–, Tier- und Arbeitsschutz
ausgetragen. Aber stimmt es,
dass es der Konsument ist, der
den Preis diktiert? Hier zeigt sich
der Agrarökonom kritisch, denn
das Beispiel Käfigeier beweise,
dass der Kunde durchaus auch
Druck auf bessere Tierhaltung
ausüben könne: Die nun vorge-
schriebene Eierkennzeichnung
informiert über die Haltungs-
form, Käfigeier sind dadurch

praktisch nicht mehr verkäuflich.
Eine Schlüsselrolle weist Heiß-
enhuber der Werbung zu, die die
Gesellschaft täglich und omni-
präsent geradezu penetriere und
ihre Ansprüche an den Lebens-
stil hochtreibe.

Konsumverhalten

Das Stichwort Konsumverhal-
ten griff auch Professor Wilhelm
Vossenkuhl, Ordinarius für Philo-
sophie an der Ludwig-Maximili-
ans-Universität München und
seit 2009 Ehrenmitglied der So-
kratischen Gesellschaft, als typi-
sches Beispiel auf: Werte defi-
niert der Philosoph als „Ergebnis-
se bewusster und nicht bewusster

Tätigkeiten“. Heute sei zu beob-
achten, dass Wertevorstellungen
immer schneller entstehen und
wieder verfallen und im Zuge ei-
nes „schizophrenen Pluralismus“
immer diffuser werden.Alle Wer-
te müssten legitimierbar sein, sie
stünden also unter Rechtferti-
gungsdruck. Doch: „Wer steht
heute noch persönlich für Werte?
Wer steht offen für das ein, was er
schätzt? Was passiert, wenn alte
Werte aufgegeben werden und
keine neuen nachfolgen?“, gab
Vossenkuhl zu bedenken.

Wie Alois Glück, stellvertre-
tender Vorsitzender der Hanns-
Seidel-Stiftung und Präsident
des Zentralkomitees der deut-
schen Katholiken, feststellte, „ist

unsere größte Schwäche, dass
der Bevölkerung immer nur Pro-
bleme vermittelt werden“. Die
Menschen benötigten aber Zu-
kunftsprojekte, für die es sich
lohnt, sich anzustrengen. Glück
zufolge ist die Entkoppelung von
Freiheit und Verantwortung we-
sentliche Ursache vieler Proble-
me. Eine „zukunftsfähige Kul-
tur“ zeichne sich jedoch dadurch
aus, dass die Menschen wieder
mehr Verantwortung überneh-
men und auch zur Selbstbegren-
zung und systemändernder Inno-
vationskraft fähig sind. Werte
müssten daher gesellschaftliche
Leitbilder schaffen, die wieder-
um in entsprechende Strukturen
und Handlungen münden. DK

Google Street View:

Städtetag fordert
gesetzliche Regelung

„Die Debatte der letzten Tage
über Google Street View hat für
heftige Verunsicherung gesorgt.
Viele Befürchtungen kommen
aus Unkenntnis: So steht eindeu-
tig fest, dass es sich nicht um Li-
vebilder handelt.“, sagt Reiner
Knäusl, Geschäftsführer des
Bayerischen Städtetags.

Allerdings sind Regelungen
sinnvoll. Knäusl: „Jenseits der
aufgeregten Debatte um Google
Street View sehen wir die Not-
wendigkeit einer gesetzlichen
Regelung für Geodatendienste.
Der Bund sollte das, was bislang
Google Street View freiwillig
macht, dauerhaft regeln.“

Der Handlungsspielraum von
Rathäusern ist gering. Knäusl
wirbt für eine sachlichere Dis-
kussion: „Vieles, was sich die
Bürgerinnen und Bürger vorstel-
len und an Erwartungen an die
Rathäuser formulieren, ist recht-
lich nicht möglich. �
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Damit machbar wird, was denkbar ist.

Der Infrakredit Kommunal der LfA Förderbank
Bayern – beste Konditionen für Kommunen
Die Attraktivität des Wirtschaftsstandorts Bayern zu stärken und zu
fördern, ist unser Ziel. Daher bieten wir für Kommunen, kommunale
Eigenbetriebe und Zweckverbände den Infrakredit Kommunal an – in
Kooperation mit der KfW Förderbank. Wir finanzieren kommunale
Investitionen mit stark zinsverbilligten Krediten. Besuchen Sie uns im
Internet unter www.lfa.de oder rufen Sie unsere Spezialisten an unter
089 / 2124 -2262. Gerne geben wir Ihnen detaillierte Auskünfte.

Finanzsituation der Städte und Gemeinden:

„Eine neue Politik für
die Kommunen starten!“

Gemeinsame Erklärung von SGK-Vorsitzendem Weil und ver.di-Chef Bsirske
Für eine sofortige, sozial gerechte und nachhaltige Verbesserung
der Einnahmen der Kommunen sowie der staatlichen Gebiets-
körperschaften insgesamt setzen sich die Sozialdemokratische
Gemeinschaft für Kommunalpolitik (Bundes-SGK) und die
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) ein. In einer gemeinsamen
Erklärung fordern der amtierende Vorsitzende der Bundes-
SGK, Hannovers Oberbürgermeister Stephan Weil und der
ver.di-Vorsitzende, Frank Bsirske, einen Rettungsschirm für die
Kommunen, durch den Einnahmeausfälle in Folge des sog.
Wachstumsbeschleunigungsgesetzes und des Gesetzes zur Um-
setzung steuerlicher EU-Vorschriften - zusammen pro Jahr
rund 2,3 Milliarden Euro - kompensiert werden.

Das Vorhaben der schwarz-
gelben Bundesregierung, die Ge-
werbesteuer nach den Modellen
der FDP und der Stiftung Markt-
wirtschaft abzuschaffen, lehnen
die Spitzenvertreter von Bundes-
SGK und ver.di als vollkommen
ungeeignet ab. Wesentliche Ele-
mente dieser Modelle, wie zum
Beispiel der Ersatz der Gewerbe-
steuer durch einen Hebesatz auf
die Einkommens- und Körper-
schaftssteuer, seien bereits in der
Gemeindefinanzkommission
2002/2003 umfassend geprüft
und für unzulänglich befunden
worden.

Verlagerung von Steuerlasten

Die Umsetzung dieser Ele-
mente hätte nach Ansicht von
Weil und Bsirske eine erhebliche
Verlagerung von Steuerlasten
von Unternehmen auf die Bür-
gerinnen und Bürger in der Grö-
ßenordnung von knapp 40 Mrd.
Euro (Gewerbesteueraufkom-
men 2008) zur Folge und würde
zu einer Verschärfung der Stadt-
Umland-Problematik sowie zu
erheblichen Verwerfungen in der
kommunalen Steuerbasis führen.

Zudem läge eine Abschaffung
der Gewerbesteuer auch nicht im
Interesse der Unternehmen, da
die Kommunen kaum noch An-
reize für umfangreiche Investi-
tionen zu Gunsten von Industrie,
verarbeitendem Gewerbe und
großen Dienstleistern hätten. Da-
her fordern die Unterzeichner
nachdrücklich dazu auf, das von
den kommunalen Spitzenverbän-
den in die Gemeindefinanzkom-
mission eingebrachte „Kommu-
nalmodell“ ernsthaft zu prüfen.

DerBürgerals Leidtragender

Darüber hinaus reiche es nicht
aus, in der Gemeindefinanzkom-
mission nur die Abschaffung
oder die Änderung von Stan-
dards zu erörtern, da damit kein
nachhaltiger Beitrag zur Entla-
stung der Kommunen von Aus-
gaben erbracht werden kann.
Leidtragende wären dagegen die

Bürgerinnen und Bürger, die ein
weiter verschlechtertes kommu-
nales Angebot hinnehmen müss-
ten. Weil und Bsirske plädieren
vielmehr dafür, die Forderung
der kommunalen Spitzenverbän-
de nach Veränderungen in der
Struktur der Mitfinanzierung so-
zialer Sicherungssysteme durch
die Kommunen ernst zu neh-
men. „Um die Finanzkraft der
Kommunen dauerhaft zu stabili-
sieren, muss die Gewerbesteuer in
eine Gemeindewirtschaftssteuer
ausgebaut werden, in die auch
Freiberufler und Selbstständige
und Teile der Wertschöpfung ein-
bezogen werden, die in der Kom-
mune erarbeitet wurden und die
als Zinsen, Mieten, Pachten oder
Leasingraten Kapitalgebern zu-
fließen“, forderte Bsirske.

Investitionen sicherstellen

Weiterhin treten er und Weil
dafür ein, das Konjunkturpro-
gramm II durch ein Konjunktur-
programm III und in diesem
Rahmen um ein weiteres kom-
munales Investitionsprogramm
zu ergänzen, das vorrangig die
Fortsetzung und Verstärkung der
kommunalen Investitionen in
den Bereichen Bildung, Umwelt,
Gesundheit, Verkehr und IT-
Infrastruktur sicherstellt. Auch
müssten die Kommunen von den
steigenden Kosten für soziale
Leistungen entlastet werden. Die
Kommunen benötigten eine Ver-
änderung der Struktur der Mitfi-
nanzierung der Leistungen nach
dem SGB II.

Zudem müssten die sozialen
Sicherungssysteme wieder ge-
stärkt werden: „Darum brauchen
wir eine Rentenreform, die die
Einnahmebasis der Rentenversi-
cherung erweitert und schritt-
weise Selbständige und Beamte
einbezieht. Wir brauchen eine
Bürgerversicherung für Gesund-
heit und Pflege, und wir brau-
chen den gesetzlichen Mindest-
lohn.“

Bund und Länder sollten um-
gehend damit beginnen, die Ein-
nahmesituation aller staatlichen

Ebenen zu verbessern, so die
Unterzeichner. „Wir fordern die
Wiedereinführung der Vermö-
genssteuer. Wir fordern die Er-
höhung des Spitzensteuersatzes
für hohe Einkommen. Die Sen-
kung der Erbschaftsteuer muss
rückgängig gemacht und das
Erbschaftsteueraufkommen durch
eine wirksame Besteuerung
großer Erbschaften angehoben
werden.“

Bund, Länder und Kommu-

nen, somit alle Bürgerinnen und
Bürger, trügen bereits heute die
Kosten für die Bewältigung der
Finanzkrise. Darum sei es mehr
als gerecht, „wenn die Verursa-
cher der Krise an den Kosten be-
teiligt werden und zudem einer
erneuten Spekulationswelle vor-
beugend ein Riegel vorgescho-
ben wird“.

Weil und Bsirske fordern des-
halb die Regierung auf, sich en-
ergisch für die Einführung einer
Finanztransaktionssteuer im eu-
ropäischen Rahmen einzusetzen.
Solange diese nicht umgesetzt
sei, „brauchen wir eine Börsen-
umsatzsteuer in Deutschland“.
Grundsätzlich müssten Finanz-
produkte wie jede andere Ware
und Dienstleistung auch der
Steuerpflicht unterworfen wer-
den. DK

Aufschwung kommt in
Bayerns Mittelstand an

Firmen besorgen sich Förderkredite über 720 Mio. Euro

Erfreuliche Halbjahresbilanz der LfA Förderbank Bayern: Im
ansetzenden Wirtschaftsaufschwung der ersten sechs Monate
2010 hat sich die LfA als Liquiditätsbeschaffer und Risikoträ-
ger für mittelständische Betriebe bewährt. 2.900 Firmen er-
hielten Zusagen für Förderkredite über 720 Millionen Euro,
gut 50 Prozent mehr als im Vorjahreszeitraum. Zugleich über-
nahm die LfA für rund 1.200 Unternehmen Bürgschaften und
Haftungsfreistellungen in Höhe von rund 200 Millionen Euro
für neue Firmenkredite. Trotz der hohen Risikoübernahmen
ist die Ertragslage der Förderbank nach wie vor solide.

Wirtschaftsminister Martin Zeil:
„Die Halbjahresbilanz der LfA
beweist: der Aufschwung kommt
auch im Mittelstand an. Viele Be-
triebe wollen jetzt in ihre Wett-
bewerbsfähigkeit investieren und
besorgen sich hierzu mit Hilfe der
LfA neue Liquidität. Mit den im
ersten Halbjahr zugesagten 720
Millionen Euro an Förderkrediten

Förderbank 450 Mio.Euro bereit.
LfA-Chef Michael Schneider:

„Nach wie vor unerlässlich ist die
Übernahme von Kreditrisiken
zum Schutz vor Kreditabsagen
der Hausbanken. Die Nachfrage
nach unseren Bürgschaften und
Haftungsfreistellungen ist noch
einmal um 30 Prozent gestiegen –
eine Spätfolge der Wirtschaftskri-
se, die bei den Firmen zu einem
Mangel an banküblichen Sicher-
heiten geführt hat.“

Damit hat die Förderbank al-
lein im Rahmen des Bayerischen
Mittelstandsschirms seit Anfang
2009 mehr als 3.100 Unterneh-
men geholfen, neue Kredite in ei-
nem Gesamtvolumen von über
800 Millionen Euro zu erhalten.

„Trotz der Übernahme von ins-
gesamt mehr als einer halben Mil-
liarde Euro an Kreditrisiken ist
unsere Ertragslage ausgesprochen
gut. Wir rechnen mit einem Jahre-
sergebnis mindestens im Bereich
der Vorjahresgröße von 38 Millio-
nen Euro,“ so Schneider.

Neben Förderkrediten waren
auch Konsortial- und Global-
darlehen begehrt. Die Kreditzusa-
gen der Förderbank von annä-
hernd einer Milliarde Euro im er-
sten Halbjahr übertreffen den
Vorjahreswert um 65 Prozent. �

Michael Schneider. ��

können die Unternehmen Vorha-
ben in Höhe von 1,1 Milliarden
Euro durchführen.“ Zum größten
Teil gehen die Kredite in Moderni-
sierungen; allein hierfür stellte die

GVB-Präsident Stephan Götzl:

Bundesregierung widerspricht
sich bei Bankenabgabe

Für Stephan Götzl, Präsident des Genossenschaftsverbands
Bayern, ist das von der Bundesregierung auf den Weg ge-
brachte Gesetz zur Bankenabgabe inkonsequent. Das Gesetz
sieht vor, die Beitragsbemessung für die Bankenabgabe am sy-
stemischen Risiko eines Kreditinstituts auszurichten.

Dazu Götzl: „In der vor eini-
gen Wochen veröffentlichten In-
stituts-Vergütungsverordnung
hat das Bundesministerium der
Finanzen Banken mit einer Bi-
lanzsumme von mehr als zehn
Milliarden Euro als ‚bedeutend‘
klassifiziert. Die Bankenabgabe
unterstellt jetzt aber für Institute
aller Größenklassen ein systemi-
sches Risiko. Das ist wider-
sprüchlich!“

Denn damit würden auch re-
gionale Institute wie Genossen-
schaftsbanken und Sparkassen in
die Bankenabgabe einbezogen,
obwohl von ihnen keine syste-
mische Gefahr für die Volkswirt-

schaft ausgehe, so der Präsident
der bayerischen Kreditgenossen-
schaften.

Götzl fordert daher, dass die
Bundesregierung ihre eigenen
Maßstäbe auch bei der Gestal-
tung der Bankenabgabe anwen-
det. Konsequent ist aus Sicht des
bayerischen Genossenschafts-
präsidenten, eine Freigrenze bei
der Bemessungsgrundlage der
Bankenabgabe einzuführen. Da-
mit werde den Belangen kleiner
und mittlerer Banken Rechnung
getragen, die aufgrund ihres risi-
koarmen und regionalen Ge-
schäfts keine Gefahr für die
Volkswirtschaft darstellen. �

Anlaufprobleme beim
neuen P-Konto

Das neue Pfändungsschutzkonto (kurz P-Konto) schützt das
Kontoguthaben anhand von Freibeträgen automatisch vor
Pfändungen. Die gesetzliche Neuregelung ist aus Sicht der Ver-
braucherzentrale Bayern nicht nur für Schuldner eine Verbes-
serung. Auch Gerichte und Banken können viel Arbeit sparen,
und die Gläubiger bleiben seltener auf Pfändungskosten sitzen.

Seit 1. Juli kann jedermann sein
bestehendes Girokonto in ein P-
Konto kostenfrei umwandeln. Die-
ser Rechtsanspruch ist aber nicht
so ohne weiteres durchzusetzen,
wie die Verbraucherzentrale Bay-
ern aus Beschwerden feststellt.
„Die Gründe für eine Verweige-
rung des P-Kontos sind vielfältig,
aber stets unverständlich,“ sagt
Sascha Straub, Finanzexperte der
Verbraucherzentrale Bayern, „sie
reichten von technischen Proble-
men über abschreckend hohe Kon-
toführungsentgelte bis hin zurAuf-
stellung formaler Hürden, die das
Gesetz gar nicht vorsieht.“

Aufgrund dieser Anlaufproble-
me führte die Verbraucherzentrale
Bayern eine bayernweite Umfra-
ge bei 57 Banken und Sparkassen
durch. Sie fragte nach den Konto-
kosten und den Leistungsunter-
schieden zum Standardgirokonto.
Außerdem wollte sie wissen, wie
das P-Konto beworben wird. 33
Institute haben auf die Fragen ge-
antwortet. Besonders auffällig an
den Ergebnissen ist für Finanzex-
perte Straub, dass die Spanne für
das Kontoführungsentgelt von 0
Euro bis 16 Euro im Monat reicht.
Teilweise werden Zusatzkosten
für Daueraufträge oder Kontoaus-
züge verlangt, die in den meisten
Fällen jedoch auch bei Standard-
girokonten anfallen. 11 Institute
führen das P-Konto wie ein Gut-
habenkonto oder mit Einschrän-
kungen bei der Automatennut-
zung oder Teilnahme am Last-
schriftverfahren.

Die unterschiedlich hohen Kon-
tokosten hält die Verbraucherzen-
trale Bayern für sehr problema-
tisch: „Das P-Konto ist gerade für
Personen mit Verschuldungshin-
tergrund gedacht, die hierdurch
ihre wirtschaftliche Lage wieder
in den Griff bekommen sollen“,
so Experte Straub. Nach Einschät-
zung der Verbraucherschützer
werden mittelfristig die Kon-
toführungskosten für P-Konten
gegenüber dem Standardgirokon-
to sogar sinken. Die Verbraucher-
zentrale Bayern fordert daher,
dass Banken und Sparkassen
schon jetzt nur maximal gleich
hohe Kontoentgelte verlangen.

Immerhin geben in der Umfrage
28 Prozent der Banken an, keine
Unterschiede zum „normalen“
Girokonto zu machen. „Wer je-
doch den Kostendurchblick behal-
ten will, scheitert an der fehlenden
Preistransparenz“, kritisiert Straub.
So führen nur vier Banken das P-
Konto ausdrücklich in ihrem
Preis-/Leistungsverzeichnis auf.

Bemerkenswert ist, dass über
ein Drittel der befragten Institute
über einen gesteigerten Arbeits-
undKostenaufwandsowieSchwie-
rigkeiten bei der Umsetzung
klagt. „Dies haben sich die Geld-

häuser zum Teil selbst zuzuschrei-
ben“, sagt Straub, „es wurde viel-
fach versäumt, rechtzeitig vor
Einführung mit der Systemum-
stellung und Mitarbeiterschulung
zu beginnen.“ Zum 1. Dezember
2012 wird das bisherige Pfän-
dungsschutzrecht außer Kraft tre-
ten und man wird nur noch über
das P-Konto sein Guthaben vor
dem Gläubigerzugriff schützen
können. Bis dahin müssten laut
Verbraucherzentrale die Banken
und Sparkassen noch viel Auf-
klärungs- und Umsetzungsarbeit
leisten. �
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BKPV-Geschäftsbericht 2009:

Rege Prüfungs- und
Beratungstätigkeit

Aktuelle Fragen aus der Prüfungs- und Beratungstätigkeit bil-
den den Mittelpunkt des kürzlich vorgelegten Geschäftsberichts
2009 des Bayerischen Kommunalen Prüfungsverbands. Neben
dem Thema Schulwesen werden Einzelfragen und Umsetzungs-
hinweise zur doppelten kommunalen Buchführung, Neues aus
dem Baubereich, das Planerhonorar für den Bau von Kläranla-
gen nach der neuen Honorarordnung fürArchitekten und Inge-
nieure und die Überwachung und Prüfung von Ingenieurbau-
werken bei Kreis- und Gemeindestraßen eingehend erläutert.
Wegenutzungsverträge und Konzessionsabgaben in der Ener-
gieversorgung sowie das Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz
runden die breit gefächerte Themenpalette ab.

Gerade im ländlichen Raum
sind derzeit vor allem durch neue
Sprengelbildungen, aber auch
wegen rückläufiger Schülerzah-
len gravierende Änderungen in
der Schullandschaft zu beobach-
ten. Für die BKPV-Mitglieder als
Träger des Schulaufwands erge-
ben sich daraus nicht selten Unsi-
cherheiten im Umgang mit den
Folgen dieser Änderungen. Ins-
besondere stellen sich oftmals
Fragen zu Auflösungs- und Aus-
einandersetzungsproblemen,
wenn beispielsweise Schulver-
bände durch die Auflösung von
Volksschulen erlöschen oder sich
die Strukturen durch neue Mit-
glieder oder dasAusscheiden bis-
heriger Mitglieder verändern.
Schwierigkeiten bereiten zudem
auch das Verhältnis Schulver-
band/öffentlich-rechtlicher Ver-
trag und die zusätzlich zu beach-
tenden Bestimmungen aus dem
Gesetz über die kommunale Zu-
sammenarbeit bzw. weiteren
Kommunalgesetzen.

Schulwesen

Mit der Festlegung von Schul-
sprengeln für das Gebiet mehre-
rer Gemeinden oder Teilen da-
von wird sich nach Auffassung
des BKPV für die davon betrof-
fenen Kommunen immer die
Frage stellen, welche Alternative
(Schulverband oder Verpflich-
tung durch einseitige Verpflich-
tungserklärung oder öffentlich-
rechtlichen Schulvertrag) die
bessere wäre. Aufgrund der ört-
lich sehr unterschiedlichen kom-
munalen Strukturen sei eine ab-
schließende allgemeine Antwort
darauf kaum möglich. Insbeson-
dere beim Abschluss von öffent-
lich-rechtlichen Schulverträgen
sei es wichtig, dass sich alle be-
troffenen Kommunen einigen
können und praktikable und
nachvollziehbare Regeln getrof-
fen werden.

Der Bayerische Kommunale
Prüfungsverband gibt aufgrund
seiner überörtlichen Erfahrungen
in diesem Zusammenhang zu be-
denken, dass diese Thematik –
unabhängig von der Rechtsform
– immer den Willen der beteilig-

ten Gemeinden zur kommuna-
len Zusammenarbeit voraussetzt.
Mit dem Anspruch, eine mög-
lichst bis ins kleinste Detail ge-
rechte Lösung für alle Beteilig-
ten zu finden, werde man schei-
tern. Eine solche Vorgehenswei-
se sei wenig ziel führend und aus
Sicht der überörtlichen Rech-
nungsprüfung auch nicht not-
wendig; „sie endet nicht selten in
verwaltungsgerichtlichen Ver-
fahren, bei denen die Verfahrens-
kosten durchaus höher sein kön-
nen als der eigentliche Streit-
wert“. Dies gelte es – im Interes-
se aller Beteiligten – zu vermei-
den.

Ingenieurbauwerke

Stichwort Überwachung und
Prüfung von Ingenieurbauwer-
ken bei Kreis- und Gemeinde-
straßen: Die Landkreise, Städte
und Gemeinden haben im Rah-
men der öffentlichen Daseins-
vorsorge unter Beachtung der
Wirtschaftlichkeit und Sparsam-
keit für die Standsicherheit, Ver-
kehrssicherheit und Dauerhaftig-
keit der Ingenieurbauwerke im
Zuge von Straßen und Wegen zu
sorgen. Hierfür ist ein Quali-
tätsmanagement erforderlich, das
die Ingenieurbauwerke von der
Planung über den Bau und die
Erhaltung bis zu ihrem Nut-
zungsende einschließlich ihrer
Entsorgung erfasst. Die regel-
mäßige und fachkundige Bau-
werksprüfung ist ein wesentli-
cher Bestandteil der Phase „Er-
haltung“ in diesem Qualitätsma-
nagementsystem für Ingenieur-
bauwerke. Dies gilt nicht nur für
Brückenbauwerke, sondern für
eine große Anzahl anderer Inge-
nieurbauwerke, wie Tunnel und
Tröge, Stützbauwerke, Lärm-
schutzbauwerke, Verkehrszei-
chenbrücken und sonstige Bau-
werke.

Die Erhaltung der vorhande-
nen Bausubstanz des Straßennet-
zes wird künftig schon aus finan-
ziellen Gründen erheblich an Be-
deutung zunehmen, so der BK-
PV-Bericht. Dies betreffe vor al-
lem auch den Bereich Brücken-
und Ingenieurbau. Das zuneh-

mendeAlter des Bauwerksbestan-
des und die gleichzeitig gewach-
senen Beanspruchungen durch
den Verkehr und andere Einwir-
kungen, wie Luftverschmutzung
und Tausalzangriff, bewirkten ei-
ne wesentlich größere Anfällig-
keit der Bauwerke und förderten
das vermehrte Auftreten von
Schäden an den Konstruktionen.

Sparsame Haushaltsführung

Die kommunalen Straßenbau-
verwaltungen werden sich dem
Prüfungsverband zufolge künf-
tig verstärkt mit der Thematik
Bauwerksprüfung/-instandset-
zung auseinandersetzen müssen.
Kommunen, die für eine regel-
mäßige Überwachung der Inge-
nieurbauwerke und deren Erhal-
tung sorgen, werden dafür zwar
Haushaltsmittel anlegen müssen,
könnten aber preisgünstig und
wirtschaftlich die Nutzungsdau-
er ihrer Ingenieurbauwerke er-
heblich verlängern. Langfristig
betrachtet sei dies der Weg der
sparsamen und wirtschaftlichen
Haushaltsführung.

Viele Kommunen verfügen
nicht über das nötige Know-how,

ihre Ingenieurbauwerke nach
DIN 1076 selbst zu prüfen. Die
Beauftragung eines sachkundigen
Bauwerksprüfingenieurs sei da-
her zwingend erforderlich. Der
BKPV bietet seinen Mitgliedern
an, sie im Rahmen seiner Bera-
tungsleistungen beim Aufbau ei-
nes Erhaltungsmanagements für
Ingenieurbauwerke zu unterstüt-
zen. „Es ist geboten, dass eine
Beratung möglichst frühzeitig in
Anspruch genommen wird, damit
die Weichen für eine sach- und
fachgerechte Bauwerksprüfung
bereits beim Ingenieurvertrag mit
dem Bauwerksprüfingenieur ge-
stellt werden können.“

Bilanzrecht

Das Gesetz zur Modernisierung
des Bilanzrechts ist im Mai 2009
in Kraft getreten. Mit dem Gesetz
werden vorrangig zwei Ziele ver-
folgt: Bestimmte kleine und mit-
telständische Unternehmen sollen
von den mit Buchführung und Bi-
lanzierung verbundenen Kosten
entlastet werden. Vor allem aber
baut das BilMoG das bewährte
deutsche Handelsbilanzrecht zu
einer den internationalen Rech-
nungslegungsstandards gleich-
wertigen, aber kostengünstigeren
und einfacheren Alternative aus.
Des Weiteren erfolgte eineAnpas-
sung des Handelsbilanzrechts an
Rechtsakte der EU.

Ungeachtet der jeweiligen un-
terschiedlichen Rechtsformen be-
treffen einige durch das BilMoG

Bund der Steuerzahler zur Gewerbesteuer:

Ersatz durch
verlässlichere Steuerquellen!
Der Präsident des Bundes der Steuerzahler, Rolf von Hohenhau,
übte massive Kritik an der Forderung des Städtetags, die Gewerbe-
steuer auf die Freien Berufe auszuweiten. Dass sich der Münchner
Oberbürgermeister Christian Ude zum Wortführer dieser de facto
Steuererhöhung für Ärzte,Anwälte, Steuerberater, Ingenieure oder
Journalisten mache, passe zur bekannten Blockadehaltung, wenn
es um die Gewerbesteuer gehe.

Die gleichen Denk- und Diskus-
sionsverbote hätten bereits 2008
zur teuren Renaissance der Ge-
werbesteuer geführt. Inzwischen
seien nicht nur in Folge der Fi-
nanzkrise die kommunalen Ein-
nahmen um 30 bis 40 Prozent ein-
gebrochen. Allein auf die Stadt
München komme nach Udes An-
gaben in diesem Jahr ein Gewer-
besteuereinbruch von 300 bis 500
Millionen Euro zu. Statt aber das
Ergebnis einer durch die Bundes-
regierung mit der Neuordnung der
Gemeindefinanzierung beauftrag-
ten Kommission abzuwarten, wer-
de ein Horrorszenario vorgestellt,
das weder den Interessen der not-
leidenden Gemeinden noch den
Gewerbesteuer zahlenden Unter-
nehmen gerecht werde.

Die Entwicklung, beispielswei-
se in München, zeige, dass es in
Krisenzeiten keine andere Steuer-

art mit so starken Ausschlägen
nach unten gebe wie die Gewerbe-
steuer. Der Bund der Steuerzahler
fordere deshalb mit guten Argu-
menten die Abschaffung der Ge-
werbesteuer, aber auch den gleich-
wertigen Ersatz für die Kommu-
nen. Von Hohenhau forderte die
Verantwortlichen des Städtetags
und der Kommunen auf, eine not-
wendige Reform der Gemeindefi-
nanzierung konstruktiv zu unter-
stützen, statt die steuerliche Bela-
stung der Freien Berufe weiter zu
verschärfen.

Praktikable Möglichkeiten

Der Bund der Steuerzahler habe
praktikable Möglichkeiten aufge-
zeigt, die Gewerbesteuer zu erset-
zen, ohne die Finanzierung der
Gemeinden zu schwächen. Dies
werde erreicht, indem die Ge-
meinden einen deutlich höheren
Anteil an Umsatz- und Einkom-
mensteuer erhalten. Neu hinzu
komme eine Beteiligung an der
Körperschaftsteuer, die nach ei-
nem Wegfall der Gewerbesteuer
angehoben werden könne, bei-
spielsweise auf 28 Prozent, ohne
dabei die Unternehmen höher zu
belasten. Schließlich könnten die
Gemeinden durch eigene Hebesät-
ze auf die Einkommen- und Kör-
perschaftsteuer eigenständig zu-
sätzlichen Finanzbedarf decken.
Für die Gemeinden würde da-
durch der Wegfall der Gewerbe-
steuer vollständig ausgeglichen.
Sie erhalten zu dem den Zugriff auf
Steuerquellen, die wesentlich steti-
ger sind, als die schwankende Ge-
werbesteuer. Wegen der Hebesatz-
rechte bleibe darüber hinaus die
kommunaleAutonomie gewahrt.

Der Bund der Steuerzahler, so
von Hohenhau, appelliere an die
Verantwortlichen an der Spitze,
auch an OB Christian Ude, die-
se anderen Möglichkeiten einer
soliden Gemeindefinanzierung
wenigstens unvoreingenommen
zu prüfen. �

eingeführte Änderungen in der
Rechnungslegung laut BKPV
„kommunale Krankenhäuser und
Pflegeeinrichtungen in erhebli-
chem Ausmaß, wohingegen an-
dere Änderungen sich nur unwe-
sentlich oder überhaupt nicht aus-
wirken“. Für Krankenhäuser und
Pflegeeinrichtungen wirke sich
insbesondere die künftig entfalle-
ne Möglichkeit zur Bildung von
Rückstellungen für Großrepara-
turen im Gebäudebereich und für
Krankenhäuser zudem die Bil-
dung von Rückstellungen für den
Austausch von Röntgenröhren
und Ähnliches aus.

Die Änderungen der Bewer-
tung von Rückstellungen hätten
insbesondere Konsequenzen bei

Einrichtungen, die einen hohen
Anteil von Beamten beschäfti-
gen, z. B. Regie- und Eigenbe-
triebe von Bezirken. Dabei sei zu
berücksichtigen, dass hier im
Gegensatz zu anderen kommu-
nalen Krankenhäusern und Pfle-
geeinrichtungen neben Pensions-
rückstellungen auch Rückstel-
lungen für Altersteilzeitregelun-
gen aufgrund der nach dem Be-
amtenrecht in Bayern weiterhin
ermöglichten Altersteilzeit be-
troffen sind. Zudem dürften die
sich geänderten Bewertungsvor-
schriften auch im Bereich der
Rückstellungen für die Archivie-
rung von Patienten- oder Be-
wohner- sowie Geschäftsunterla-
gen auswirken. DK

Bayerische Kreditgenossenschaften:

Positive Geschäftsaussichten
Die bayerischen Volksbanken und Raiffeisenbanken sind bis-
lang sehr zufrieden mit der Geschäftsentwicklung im laufen-
den Jahr. Sie blicken überdies optimistisch in die Zukunft.
Das zeigt eine aktuelle Konjunkturumfrage des Genossen-
schaftsverbands Bayern (GVB) unter den 307 Kreditgenos-
senschaften im Freistaat.

Danach bewerten 53 Prozent der befragten Banken die Ge-
schäftslage als gut. Für 47 Prozent ist sie befriedigend. Bis zum
Jahresende rechnen 94 Prozent der Genossenschaftsbanken mit
einer gleichbleibenden und 3 Prozent mit einer sich weiter ver-
bessernden Geschäftslage.

77 Prozent der bayerischen Volksbanken und Raiffeisenbanken
erwarten, dass sich im Geschäft mit den Firmenkunden die Kre-
ditvergabe weiterhin auf hohem Niveau bewegen wird. 13 Pro-
zent gehen sogar davon aus, dass das Kreditgeschäft anzieht. Im
Kreditgeschäft mit Privatkunden wird dagegen ein leichter Rück-
gang erwartet. Offenbar macht sich hier die noch immer
schwächelnde Konsumnachfrage in Deutschland bemerkbar.

Zum Optimismus der bayerischen Volksbanken und Raiffei-
senbanken trägt auch bei, dass die Zahl der Neukunden im dritten
Jahr in Folge deutlich wächst. In einem wettbewerbsintensiven
Markt konnten sie seit 2008 bis zum 30.06.2010 bayernweit um
rund 100.000 Privat- und 21.500 Firmenkunden zulegen. Dazu
Stephan Götzl, der Präsident des GVB: „Allein 2009 konnten wir
mehr als 44.500 neue Privat- und über 10.300 neue Firmenkun-
den gewinnen. Es sieht bislang alles danach aus, dass wir diese
hervorragenden Zahlen 2010 nochmals übertreffen werden.“ �

Verwaltungsratssitzung des
Bayerischen Versorgungsverbands

In der jüngsten Sitzung des Ver-
waltungsrats des Bayerischen Ver-
sorgungsverbandes, der seit 1916
für die beamtenrechtliche Alters-
und Hinterbliebenenversorgung
der kommunalen Bediensteten
zuständig ist, wurde Dr. Jürgen
Busse, Geschäftsführendes Präsi-
dialmitglied des Bayerischen Ge-
meindetages, einstimmig zum
Vorsitzenden für die neue fünf-

jährige Amtsperiode bestätigt.
Damit wurde der Vorsitz in
äußerst bewährte Hände gelegt –
Dr. Busse hatte den Vorsitz be-
reits in der letzten Amtsperiode
inne.

Zum Stellvertreter wurde das
Verwaltungsratsmitglied Reiner
Knäusl, Geschäftsführendes Vor-
standsmitglied des Bayerischen
Städtetags, bestimmt. �

Bayern sind gegen EU-Pläne
zur Einlagensicherung

Für 82 Prozent der Bayern ist der Schutz ihrer Ersparnisse von
höchster Wichtigkeit. Sie haben dabei sehr genaue Vorstellun-
gen davon, wie Banken ihr Sparvermögen schützen sollen. Das
zeigen die Ergebnisse einer repräsentativen Bevölkerungsbe-
fragung, die der Genossenschaftsverband Bayern (GVB) in
Auftrag gegeben hat.

Danach ist für 54 Prozent der
Befragten der Schutz vor der Plei-
te ihrer Bank wichtiger als ein
bloßer Schutz der Einlagen. Dieser
allein genügt nur den Ansprüchen
von 9 Prozent der Befragten. 28
Prozent der Bayern bevorzugen
„am besten beides“. Einen solchen
Schutz vor Bankenpleiten bieten
Volksbanken und Raiffeisenban-
ken, aber auch Sparkassen, mit
ihrem Institutsschutz.

Erwartungshaltung

Das trifft die Erwartungshal-
tung der Befragten. Denn sie
schätzen es besonders, wenn
Banken mehr bieten als nur den
gesetzlichen Basisschutz ihrer
Spareinlagen. Für 55 Prozent ist
das sehr wichtig oder wichtig. 18
Prozent der befragten Bayern ist
es zwar weniger wichtig, aber
gleichwohl nicht völlig egal.

Entsprechend verwundert es
nicht, dass die Skepsis gegen-
über dem Vorhaben der EU
äußerst hoch ist, eine Regelung
zu treffen, nach der Guthaben le-
diglich bis 100.000 Euro ge-

schützt sein sollen. Nur 8 Prozent
der Bayern begrüßen dies. 49
Prozent der Befragten lehnen da-
gegen die Regelung rundweg ab.
Ein Drittel der Befragten hat al-
lerdings zu dem Thema noch kei-
ne Meinung. Was auch daran
liegt, dass vielen Bayern gar
nicht bekannt ist, was die EU bei
der Einlagensicherung plant und
welche Auswirkungen das auf
den Schutzumfang ihrer Erspar-
nisse hat.

Skepsis wird zunehmen

Dazu Stephan Götzl, Präsident
des GVB: „Es steht zu vermuten,
dass der Anteil derer, die der ge-
planten europaweiten Regelung
kritisch gegenüberstehen, mit zu-
nehmender Bekanntheit des Vor-
habens wachsen wird.“ Von der
deutschen Politik erwarten die be-
fragten Bayern, dass sie sich für
den Fortbestand des hohen Einla-
genschutzes in der Bundesrepu-
blik einsetzt und den Plänen der
EU entgegentritt. Das ist für 63
Prozent der Befragten sehr wich-
tig beziehungsweise wichtig. �



Sparkassen-Finanzgruppe

Alt werden lohnt sich.
Mit der Sparkassen-Altersvorsorge.

www.alt-we
rden-lohnt

-sich.de

Sie können zwar nicht ewig jung bleiben – aber sich aufs Alter freuen. Mit einer Sparkassen-Altersvorsorge
entwickeln wir gemeinsammit Ihnen ein auf Ihre individuellen Bedürfnisse zugeschnittenes Vorsorgekon-
zept und zeigen Ihnen, wie Sie alle privaten und staatlichen Fördermöglichkeiten optimal für sich nutzen.
Vereinbaren Sie jetzt ein Beratungsgespräch in Ihrer Geschäftsstelle oder informieren Sie sich unter
www.alt-werden-lohnt-sich.de.Wenn’s um Geld geht – Sparkasse.
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Halbjahresergebnis der BayernLB:

Stabile Erträge und
gestiegener Zinsüberschuss

München – Der BayernLB-Konzern hat im ersten Halbjahr 2010
ein zufriedenstellendes Ergebnis vor Steuern in Höhe von 554 Mio.
Euro (Vorjahr 548 Mio. Euro) erreicht. Profitiert hat die Bank un-
ter anderem von den stabilen Erträgen im operativen Kundenge-
schäft und einem gesteigerten Zinsüberschuss. Insgesamt stammen
über 80 Prozent des Ergebnisses vor Steuern aus Geschäftsaktivitä-
ten, die die Bank im Rahmen ihrer Neuausrichtung als Kernge-
schäft definiert hat.

Die Umsetzung des unter dem
Namen Herkules 2009 gestarteten
Transformationsprogramms ist
insgesamt weit fortgeschritten. Die
BayernLB hat insbesondere das
De-Leveraging konsequent voran-
getrieben, Risikoak tiva in der Re-
strukturierungseinheit weiter redu-
ziert und Nichtkernaktivitäten, wie
zuletzt durch die Abgabe der
Mehrheitsbeteiligung an der Saar-
LB, abgebaut.

Das erste Quartal wurde auf-
grund der sehr guten Stimmung an
den Kapitalmärkten von hohen
Wertaufholungen und Gewinnen
in den Wertpapierportfolios ge-
prägt. Zusätzlich begünstigte die
saisonal niedrige Risikovorsorge
die Ergebnissituation.

Positive Faktoren

Im zweiten Quartal 2010 wurde
der imVorquartal positiv wirkende
Wertaufholungsprozess durch die
Staatsschuldenkrise im Euroraum
deutlich abgebremst. Negativ
wirkte sich zudem aus, dass sich
die ohnehin bereits schwierige
wirtschaftliche Situation in Ost-
und Südosteuropa noch weiter
verschlechterte. Aufgrund dieser
erhöhten wirtschaftlichen Unsi-
cherheiten wurde die Risikovor-
sorge der in dieser Region tätigen
Tochtergesellschaft MKB kräftig
aufgestockt. Das stärkere Kunden-
geschäft im Konzern sowie die
Zuwächse im Zins- und Provi-
sionsüberschuss wirkten sich posi-
tiv auf das Konzernergebnis im
zweiten Quartal aus.

Erfreuliche Entwicklung

Nach Quartalen betrachtet,
schloss die Bank das erste Quartal
mit einem Ergebnis vor Steuern
in Höhe von 498 Mio. Euro ab.
Das zweite Quartal trug mit 56
Mio. Euro zum Konzernergebnis
vor Steuern bei. Den deutlich

größten Einzelbeitrag zum Halb-
jahresergebnis lieferte mit 423
Mio. Euro (Vorjahr: 279 Mio. Eu-
ro) das Kredit- und das kundenbe-
zogene Kapitalmarktgeschäft mit
Großunternehmen. Erfreulich ver-
lief die Entwicklung auch im Be-
reich Mittelstand, der 28 Mio. Eu-
ro zum Ergebnis vor Steuern (Vor-
jahr: -17 Mio. Euro) beisteuerte.

Solide Hausbank

„Der positive Trend im Kun-
dengeschäft sowie beim Zins- und
Provisionsüberschuss unterstreicht
unsere Position als solide Haus-
bank. Der Weg zu einer nachhaltig
profitablen neuen BayernLB er-
fordert aber noch erhebliche wei-
tere Anstrengungen“ so Gerd
Häusler, Vorstandsvorsitzender
der BayernLB. „Für die nahe Zu-
kunft gehen wir zwar von einer
wirtschaftlichen Erholung in unse-
ren europäischen Kernmärkten
aus. Gleichzeitig dürfte der
Rückenwind von den Kapital-
märkten deutlich schwächer wer-
den, so dass wir nicht mit Son-
dereffekten durch starke Wertauf-
holungen im Fair Value Ergebnis
rechnen können.“

Kernkapitalquote

Bei ihrer fortschreitenden Neu-
ausrichtung kann die BayernLB
auf eine solide Kapitalisierung set-
zen. Die Kernkapitalquote zum
30. Juni 2010 betrug 10,4 Prozent.
Die gute Eigenkapitalausstattung
der Bank wurde auch im strengs-
ten Stresstest-Szenario der CEBS
unter Einbeziehung der im Han-
delsbuch befindlichen europäi-
schen und deutschen Staatsrisiken
mit einer Kernkapitalquote von
8,8 Prozent klar bestätigt. In einer
zusätzlichen internen Simulation
der Bank wurden auch die Stress-
auswirkungen auf im Bankbuch
bilanzierte Exposures dieser Län-

der untersucht. In diesem Fall er-
rechnete sich eine Kernkapitalquo-
te von 8,4 Prozent.

Den Zinsüberschuss, traditionell
der wichtigste Ertragsbringer,
konnte die BayernLB im ersten
Halbjahr 2010 gegenüber dem
Vorjahreswert um 5,5 Prozent auf
983 Mio. Euro steigern. Darin
spiegelt sich auch eine verbesserte
Refinanzierungssituation wi-
der. Im Vorjahreszeitraum war
der Zinsüberschuss durch hohe
Aufwendungen zur Liquiditätssi-
cherung belastet.

Die Risikovorsorge im Kredit-
geschäft liegt mit -392 Mio. Euro
im 1. Halbjahr 2010 leicht über
dem Niveau des Vorjahres (-357
Mio. Euro). Nachdem der Vorsor-
gebedarf im ersten Quartal 2010
saisonal bedingt niedrig ausfiel,
stieg die Risikovorsorge im zwei-
ten Quartal stark an. Rund zwei
Drittel entfallen dabei auf die
Tochtergesellschaft MKB.

Risikovorsorge

Der Risikovorsorgebedarf bei
anderen Konzerneinheiten blieb
dagegen wegen der wirtschaftli-
chen Erholungstendenzen in deren
Kernmärkten teilweise deutlich
unter der Jahresplanung. Auf-
grund der Reduzierung des Ge-
schäftsumfangs hat sich der Provi-
sionsüberschuss auf 121 Mio. Eu-
ro (Vj.: 150 Mio. Euro) ermäßigt
und bewegt sich dabei im Plankor-
ridor der Bank. Durch das markt-
bedingt äußerst gut verlaufene ers-
te Quartal 2010, entwickelte sich
das Ergebnis aus der Fair Value
Bewertung mit 443 Mio. Euro im
ersten Halbjahr sehr positiv (Vj.:
401 Mio. Euro). Dabei entfielen
auf das erste Quartal 391 Mio. Eu-
ro und 52 Mio. Euro auf das zwei-
te Quartal.

Das kundenbezogene Handels-
geschäft steuerte 161 Mio. Euro
(Vj.: 162 Mio. Euro) bei. Auf
Wertaufholungen in den von der
Finanzmarktkrise betroffenen Cre-
dit Portfolios entfielen 171 Mio.
Euro (Vj.: 117 Mio. Euro). Das
übrige Ergebnis von 111 Mio. Eu-
ro resultierte insbesondere aus Be-
wertungseffekten bei Zinssiche-
rungsderivaten. Im Ergebnis aus
Finanzanlagen i. H. v. -35 Mio.
Euro ist mit -18 Mio. Euro ein ne-
gativer Entkonsolidierungseffekt
der SaarLB enthalten. Das deut-
lich positive Vorjahresergebnis
(271 Mio. Euro) war maßgeblich
durch Bewertungseffekte beein-
flusst, die sich aus dem mit dem
Freistaat Bayern im Rahmen der
Abschirmtransaktion abgeschlos-
senen Credit Default Swap („Um-
brella“) ergeben haben.

Gestiegene Bilanzsumme

Die Bilanzsumme ist per 30. Ju-
ni 2010 im Vergleich zum Jahres-
ultimo 2009 um 1,9 Mrd. Euro auf
340,7 Mrd. Euro leicht gestiegen.
Der Anstieg ist jedoch nicht ge-
schäftsgetrieben, sondern resul-
tiert aus einem zins- und wäh-
rungsbedingten Anstieg der posi-
tiven als auch negativen Markt-
werte derivativer Finanzinstru-
mente in den Handelsaktiva und -
passiva. Gegenläufig wirkte sich
die Entkonsolidierung der SaarLB
zum 30.06.2010 aus, die mit rund
17 Mrd. Euro zum 31. Dezember
2009 in der Konzern-Bilanzsum-
me enthalten war.

Die BayernLB bleibt ein verläss-
licher Finanzierungspartner für die
deutsche Wirtschaft. Die Forde-
rungen an inländische Kunden
stiegen um 3,0 Prozent auf 103,9
Mrd. Euro. Insgesamt wuchsen
die Kundenforderungen im Kon-
zern währungsbedingt leicht um
2,1 Mrd. Euro auf 153,9 Mrd. Eu-
ro. Die Kundeneinlagen haben
ebenfalls erfreulich zugelegt. Die

Zunahme der Verbindlichkeiten
gegenüber Kunden um 6,9 Mrd.
Euro auf 94,3 Mrd. Euro doku-
mentiert das Vertrauen, das die
Kunden der BayernLB und ihren
Konzerntöchtern entgegenbrin-
gen. Von besonderer Bedeutung
für die Refinanzierung des Bay-
ernLB-Konzerns ist die DKB, die
rund 29 Mrd. Euro an Einlagen
aus ihrem stabilen Retail- und Mit-
telstandsgeschäft beisteuert und
weiter zielgerichtet wachsen soll.
Die BayernLB setzt damit konse-
quent ihre Refinanzierungsstrate-
gie von einer reinen Wholesale-
Bank zu einer Universalbank mit
breiter Refinanzierungsbasis wei-
ter um. Jahresausblick

Moderate Entwicklung

Der BayernLB-Konzern rech-
net angesichts des volatilen
Marktumfelds mit einer modera-
ten Geschäftsentwicklung in sei-
nem Kerngeschäft. Das vorlie-
gende Halbjahresergebnis kann
nicht auf das Gesamtjahr fortge-
schrieben werden. Die starken
positiven Sondereffekte aus der
Fair Value Bewertung, die das
Halbjahresergebnis noch unter-
stützten, sind für den weiteren
Verlauf des Jahres nicht zu er-
warten.

Häusler zum Jahresausblick:
„Insgesamt erwarten wir für das
Geschäftsjahr 2010 nach wie vor
ein positives Konzernergebnis
nach IFRS. Die Erfolge im Kern-
geschäft unterstützen diese Prog-
nose. Dabei werden wir uns durch
verstärkte Kundenorientierung
auf die Erwirtschaftung von
nachhaltigen und stabilen Erträ-
gen konzentrieren. Darüber hin-
aus wird der im Vorjahr gestartete
Umbau der Bank weiter vorange-
trieben. Den Fokus bei der Risi-
kobetrachtung werden wir konse-
quent auf die Konzernebene le-
gen.“ �

Thüga-Geschäftsmodell:

Großes Interesse
von Investoren

Die Thüga Holding GmbH & Co. KGaA hat Schuldschein-
darlehen als Debüt-Emission am Kapitalmarkt erfolgreich
platziert. Das Angebot von ursprünglich 200 Millionen Euro
stieß auf großes Interesse bei nationalen und internationalen
Investoren.

Aufgrund der hohen Nachfrage war die Emission bei Ab-
schluss mehr als dreifach überzeichnet, so dass das Emissionsvo-
lumen auf insgesamt 300 Millionen Euro aufgestockt wurde. Mit
der erfolgreichen Platzierung, circa die Hälfte des Ordervolumens
kam aus dem Sparkassensektor, konnte der Kreis der Kreditgeber
der Thüga deutlich verbreitert werden.

Vertrauensbeweis des Kapitalmarktes

Im Rahmen der Emission wurden Laufzeiten von fünf, sieben
und zehn Jahren platziert, wobei sich die Nachfrage besonders
auf die längeren Laufzeiten fokussierte. Die Kreditmargen
konnten jeweils am unteren Ende der Vermarktungsspanne fest-
gesetzt werden. Als Arrangeure fungierten die Bayerische Lan-
desbank, die Helaba Landesbank Hessen-Thüringen und die
NORD/LB Norddeutsche Landesbank.

„Die überaus positive Resonanz der Investoren ist ein Ver-
trauensbeweis des Kapitalmarktes in die Attraktivität und Soli-
dität des Geschäftsmodells der Thüga-Gruppe. Thüga ist auf
gutem Kurs, mit diesem Modell weiter zu wachsen“, betonte
Ewald Woste, Vorstandsvorsitzender der Thüga Aktiengesell-
schaft.

Zusammen mit bilateralen Bankdarlehen in Höhe von 500 Mil-
lionen Euro ist mit der Schuldscheinplatzierung die Refinanzierung
von 800 Millionen Euro und damit die Rückzahlung der Erwerbs-
finanzierung abgeschlossen. Darüber hinaus wurden im Rahmen
des Gesamtfinanzierungsvolumens von rund einer Milliarde Euro
Kreditlinien zur Wachstumsfinanzierung realisiert. �

Sparkassen-Finanzgruppe Bayern:

Neues Online-Stellenportal
Die Sparkassen-Finanzgruppe in Bayern präsentiert mit www.s-

karriere-bayern.de eine zentrale Online-Stellenbörse von 73 Spar-
kassen und deren Verbundpartnern aus Bayern.

Die bayerischen Sparkassen und ihre Verbundpartner, die Bay-
ernLB, die LBS Bayerische Landesbausparkasse und die Versi-
cherungskammer Bayern bieten jedes Jahr Hunderte von Stellen
an – für Praktikanten, Azubis, Mitarbeiter und Führungskräfte.

Diese Stellen sind nun für Berufseinsteiger wie Professionals
über das neue Karriereportal der Sparkassen-Finanzgruppe in Bay-
ern unter www.s-karriere-bayern.de jederzeit zentral zu fin-
den.„Das neue Stellenportal soll interessierten Bewerbern eine
schnelle und einfache Orientierung vermitteln sowie dazu einla-
den, die vielfältigen Aufgaben bei unseren Sparkassen und Ver-
bundpartnern in Bayern zu erkunden.“ betont Theo Zellner, Präsi-
dent des Sparkassenverbandes Bayern.

Bayerns Sparkassen bieten zahlreiche attraktive Berufsperspek-
tiven – vom Bankkaufmann über den Kaufmann für Versicherun-
gen und Finanzen mit Fachrichtung Versicherungen bis zur
Führungskraft mit vielseitigen Aufgabenstellungen, guten Auf-
stiegs-, Weiterbildungs- und Verdienstmöglichkeiten - und das
bayernweit. �

Georg Fahrenschon:

„Bayerische Landesbank
robust im EU-Stresstest“

Finanzminister Georg Fahrenschon informierte den Ministerrat
über die Ergebnisse des Bankenstresstests, der vom Europäi-
schen Ausschuss der Bankenaufsichtsbehörde CEBS (Commit-
tee of European Banking Supervisors) veröffentlicht wurde.

Ziel des Tests war, die Wi-
derstandsfähigkeit des europäi-
schen Bankensektors zu unter-
suchen und festzustellen, ob die
Banken in der Lage wären, das
Eintreten weiterer Kredit- und
Marktrisiken zu bewältigen.

Minister Fahrenschon: „Die
Bayerische Landesbank hat
sich erfreulich robust gezeigt
und erreichte im strengsten
Stresstestszenario, das neben
der Simulation eines erneuten
Rückfalls in eine Rezession

auch eine Wertkorrektur auf
Anleihen der Bundesrepublik
Deutschland vorsah, eine gute
Kernkapitalquote von 8,8 Pro-
zent.“

Damit nimmt die BayernLB
unter den getesteten Großban-
ken hinsichtlich Kapitalausstat-
tung und Krisenfestigkeit eine
gute Position ein. „Dieses Er-
gebnis zeigt, dass insbesondere
die Kapitalzuführung in Höhe
von 10 Milliarden Euro Ende
2008 richtig war.“ �
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Zwischenbilanz der Kreissparkasse München Starnberg:

Mit Zuversicht ins
zweite Halbjahr 2010

Die Kreissparkasse München Starnberg kann auf das erste Halb-
jahr 2010 gleich doppelt zufrieden zurückschauen. Zum einen geht
es mit dem Geschäft weiter aufwärts, zum anderen kann sie sich
mit ihrem Engagement für die Region, das sie als einen öffentlich-
rechtlichenAuftrag versteht, durchaus sehen lassen.

Das sehr zufriedenstellende Ge-
schäftsergebnis und die daraus ab-
geleiteten Möglichkeiten, eine
„Gemeinwohl-Dividende“ zahlen
zu können (vgl. dazu den Kasten
„Gesellschaftliches Engage-
ment“), verdankt sie gewiss zum
Teil ihrem bevorzugten Geschäfts-
gebiet, den Landkreisen München
und Starnberg, die zu den prospe-
rierendsten Regionen Deutsch-
lands zählen, zu einem nicht gerin-
gen Teil aber auch einem Betriebs-
klima, das auf Motivation, Mitar-
beiterbindung und Mitarbeiterzu-
friedenheit setzt. Das sind inner-
betriebliche Werte, die heute kei-
neswegs mehr Allgemeingut sind,
obwohl sie für den Betriebserfolg
sehr entscheidend sind.

Weiter auf Wachstumskurs

Was den geschäftlichen Erfolg
angeht, spürt die Kreissparkasse
stärker als Institute in anderen Re-
gionen, dass die Krise weitgehend
überwunden scheint und die Kon-
junktur derzeit ein breiteres und
festeres Fundament erhält. So ver-
zeichnet das Geschäftsgebiet der
Kreissparkasse auch im ersten
Halbjahr 2010 ein überdurch-
schnittliches Wachstum.

Auf den Finanzmärkten herrscht
aber nach wie vor Anspannung.
Nach Darstellung von Anton
Hummer, Vorstandsvorsitzender
der Kreissparkasse, „haben wir
weder Schrottpapiere noch grie-
chische Staatsanleihen in unserem
Depot. Dies würde dem Ge-
schäftsmodell unserer Sparkasse
widersprechen.“ Und so gehe es
den übrigen Sparkassen auch,
denn keine der 431 Sparkassen in
Deutschland habe unter den direk-
ten Folgen der Finanzmarktkrise
zu leiden gehabt. Im Gegenteil,
seit 2008 befinden sich die deut-
schen Sparkassen, so Hummer
weiter, im Aufwind. Die Kreis-
sparkasse, die auf zwei hervorra-
gende Jahre zurückblicken könne
und 2009 sogar das beste Ergeb-
nis seit ihrem Bestehen gehabt ha-
be, bleibe auch im laufenden Jahr
auf Wachstumskurs.

Obwohl nach dem Zuwachs im
Jahr 2009 das Einlagenplus für
2010 vorsichtig geplant war, leg-
ten die Einnahmen im ersten
Halbjahr 2010 trotz der allgemein
niedrigen Habenzinsen um 2,7
Prozent auf knapp 6,4 Milliarden
Euro zu. Dagegen mussten die
deutschen Sparkassen im Durch-
schnitt Einlagenverluste hinneh-
men. Die größten Zuwächse bei
der Kreissparkasse, die unter den
73 bayerischen Sparkassen beim
Einlagenzuwachs den 6. Platz be-

legte, gab es im kurzfristigen Be-
reich, vor allem bei täglich fälli-
gen Einlagen. Das Ziel, längerfri-
stige Spareinlagen ins Haus zu ho-
len, konnte dagegen nur teilweise
erreicht werden. Deutlich zurück-
gegangen sind dieAnlagen in Ter-
mingelder. Die Kundschaft wartet
offenbar auf eine Zinswende. Bei
der Kreissparkasse sieht man im
nächsten halben Jahr aber keinen
nennenswerten Zinsanstieg. Das
Wertpapiergeschäft bewegt sich
mit 234 Millionen Euro auf Vor-
jahresniveau. Lediglich der Um-
satz mit Aktien war etwas lebhaf-
ter als 2009.

Das Kreditgeschäft verlief im
ersten Halbjahr sehr erfreulich.
Die Kreditzusage an Privat- und
Firmenkunden stieg in der Be-
richtszeit um 20 Prozent auf 834
Millionen Euro. Insgesamt nah-
men die Ausleihungen um 3 Pro-
zent auf gut 4,8 Milliarden Euro
zu. Dabei gab es die größte Stei-
gerung mit 6,5 Prozent bei Kredi-
ten an Unternehmen. Die Kreis-
sparkasse erweitert heuer ihre
Kreditzusagen an Unternehmen
und Selbständige um 13 Prozent
gegenüber dem vorjährigen Ver-
gleichszeitraum. Die Forderungs-
ausfälle sind geringer als erwartet
und bei der Kreissparkasse beson-
ders gering, weil es im Geschäfts-
gebiet nur wenig verarbeitendes
Gewerbe gibt. Die Kommunal-
kredite sind mit etwa 250 Millio-
nen Euro relativ konstant geblie-
ben. Davon gingen etwa 141 Mil-
lionen Euro an kommunalnahe
Unternehmen und Projekte der
Geothermie.

Private Baufinanzierung

Ein wichtiger Geschäftszweig
ist auch die private Baufinanzie-
rung, „denn selten war die Zeit für
die eigenen vier Wände so günstig
wie heute. Und der Trend geht zur
Anlage in Sachwerte.“ Obwohl in
München die Preise wieder stei-
gen und der regionale Immobilien-
markt sehr umkämpft ist, konnten
die sechs Immobiliencentren der
Kreissparkasse 105 Objekte ver-
mitteln und Darlehen über 70 Mil-
lionen Euro vergeben. Eng arbei-
tete die Kreissparkasse dabei mit
der Landesbausparkasse (LBS)
zusammen, „denn das einst lang-
weilige Bausparen hat sich wie-
derbelegt, besonders in Verbin-
dung mit der Riester-Bausparför-
derung. Insgesamt wurden zur Fi-
nanzierung von privatem Wohn-
raum 265 Millionen Euro Kredite
ausgereicht. Der Trend des Woh-
nungsbaus durch gewerbliche
Bauträger setze sich fort.

Eine gesunde Eigenkapitalbasis
verbessert die Kreditwürdigkeit
und schafft unternehmerischen
Spielraum. Deshalb bietet die
Kreissparkasse – Motto: „Wir ha-
ben unsere Kunden im Blick und
begleiten sie vor Ort“ - über ihre
Beteiligungsgesellschaft wirt-
schaftliches Eigenkapital in Form
von Genussrechtskapital an, „das
den Anforderungen des regiona-
len Mittelstandes gerecht wird.“
Sogenanntes Mezzanine-Kapital
(eigenkapitalähnliche Mittel) sind
bei der Kreissparkasse bereits ab
50.000 Euro verfügbar. Bei sei-
nem Einsatz bleibt die unterneh-
merische Freiheit völlig erhalten,
da sich durch diese innovative Fi-
nanzierungsform die Stimmrechte
und Beteiligungsverhältnisse der
Firma nicht ändern.

„Nach derzeitigem Stand“, so
Hummer, „wird unser Jahreser-
gebnis 2010 auch weiter von der
noch günstigen Zinsspanne profi-

tieren. Das Betriebsergebnis vor
Bewertung, das im Vorjahr 1,04
Prozent der durchschnittlichen Bi-
lanzsumme (DBS) bzw. 77 Mil-
lionen Euro erreicht hatte, wird
sich wohl weiter leicht verbessern,
auch wenn der Schwung vom
letzten Jahr nicht ganz mitgenom-
men werden konnte.“

Optimistischer Blick

Zu dieser günstigen Entwick-
lung haben zwei Aspekte beson-
ders beigetragen, nämlich zum er-
sten, dass in den vergangenen Jah-
ren das Wachstum mit nahezu un-
veränderten Personal- und Sach-
kosten gestaltet werden konnte,
und zum zweiten, dass durch die
deutliche Zunahme der Kunden-
einlagen die Kreissparkasse auf
Refinanzierungsmittel vom Geld-
und Kapitalmarkt fast vollständig
verzichten konnte.

Mit 7,56 Milliarden Euro ist die
Bilanzsumme seit Jahresanfang
nahezu unverändert geblieben.
Das gute Ergebnis soll genutzt
werden, noch mal das Eigenkapi-
tal, das zur Jahresmitte 419 Mil-
lionen Euro betrug, weiter aufzu-
stocken. Hummer zufolge „bli-
cken wir trotz anhaltender Fi-
nanzmarktkrise optimistisch auf
das zweite Halbjahr“. dhg.

Aus Verantwortung gegenüber dem Ganzen:

Gesellschaftliches
Engagement

Mehr sein als bloß ein an Zahlen ausgerichtetes Finanzin-
stitut – das ist die Philosophie der Kreissparkasse Mün-
chen Starnberg. „Wir haben stets auch die Wünsche unse-
rer Kunden, die Bedürfnisse unserer Mitarbeiter und das
Wohl der Region im Blick“, erläutern die Vorstandsmit-
glieder Anton Hummer, Walter Fichtel und Josef Bitt-
scheidt das Anliegen der Sparkasse.

Mit zahlreichen Aktivitäten fördert das Institut, das den Land-
kreisen München und Starnberg sowie der Gemeinde Gauting
gehört, die Heimatregion. In Deutschland unterstützen die Spar-
kassen insgesamt mit 688 Stiftungen die Gemeinschaft, indem sie
dazu beitragen, die ökonomischen, ökologischen und sozialen
Grundlagen der jeweiligen Heimatregion zu erhalten. 2009 wur-
den für dieses gesellschaftliche Engagement 519 Millionen Euro
aufgewendet.

Die Kreissparkasse München Starnberg unterhält drei Stiftun-
gen mit einem gesamten Dotationskapital von 5,4 Millionen Euro.
Daneben trägt sie mit einem Spendenvolumen von rund 1 Million
Euro zu einer lebenswerten Region bei. Von der Unterstützung
profitieren zum Beispiel das Kallmann-Museum in Ismaning, der
Förderkreis Schäftlarner Konzerte, die Verkehrswacht und der
Bayerische Landessportverband, aber auch Veranstaltungen wie
das Knax-Kinderfest, das Julia-Fischer-Festival, Fußballcups und
dieAusstellung Georg Baselitz.

Wirtschaftlich hat die Region einen Nutzen von 2,7 Millionen
Euro, die die Kreissparkasse z.B. 2009 in die Instandhaltung ihrer
Geschäftsstellen investiert hat. Der Neubau in Deisenhofen kostet
allein 10 Millionen Euro. DieAufträge gehen an ansässige Betrie-
be. Im vorigen Jahr zahlte das Institut 10,8 Millionen Euro an Ge-
werbesteuer an die Kommunen. Seit 2000 wurden 61 Millionen
Euro Gewerbesteuer gezahlt. Nimmt man die Körperschaftssteuer
hinzu, erreichten die Steuerzahlungen in diesen Jahren 144 Millio-
nen Euro.

Eine ganz wichtige Rolle spielen die Mitarbeiter, denn „sie sind
die direkte Verbindung zum Kunden und geben unserer Sparkasse
ein Gesicht“. Weil die demographische Entwicklung langfristig zu
einem Mangel an jungen und gut ausgebildeten Fachkräften
führen wird, achtet man besonders auf Ausbildung, Fortbildung,
Qualifikation, Motivation, Mitarbeiterbindung und Mitarbeiterzu-
friedenheit. Ganz besonders wird auf die Vereinbarkeit von Beruf
und Familie geachtet durch flexibleArbeitszeiten und verschiede-
neArbeitszeitmodelle.

Wie Vorstandsvorsitzender Anton Hummer zusammenfas-
send darstellte, „stehen wir als Mitglied der Sparkassen-Finanz-
gruppe für die Werte, die unsere Gesellschaft zusammenhalten:
Vertrauen, Sicherheit, das richtige Maß, Vernunft und Verant-
wortung.“ dhg.

Mit einer Torte gab Professor Rudolf Faltermeier (Dritter von
links) den Startschuss im Namen des Sparkassenverbands. Über
den Besuch freuten sich die Geschäftsführer und Gesellschafter
der SDZ Südbayern - von links: Claus Holzapfel, Dr. Sandro
Schurig, Richard Fank, Stephan Rietz und Harald Post. �

SDZ Südbayern startete
in Schwabmünchen

Tochterunternehmen der Kreissparkasse Augsburg
nahm Geschäftsbetrieb auf

Am 1. Juli nahm das Sparkassendienstleistungszentrum (SDZ)
Südbayern seinen Geschäftsbetrieb in Schwabmünchen (Land-
kreisAugsburg) auf. Das Tochterunternehmen der Kreissparkas-
se Augsburg, an dem als strategischer Partner die BankenService
GmbH mit Hauptsitz in Berlin mit 30 Prozent beteiligt ist, agiert
ab sofort als Outsourcing-Dienstleister für Marktfolgetätigkeiten.

Erster Kunde ist die Kreisspar-
kasse selbst, die 120 Mitarbeiter
in das neue Unternehmen entsen-
det. Schon bald sollen weitere
Mandanten aus der Region für die
Region gewonnen werden. „Wir
bieten sämtliche Marktfolgetätig-
keiten aus einer Hand an und sind
als Volldienstleister nach unserer
Erkenntnis Pionier in Bayern“, so
Richard Fank, Vorstandsvorsit-
zender der Kreissparkasse Augs-
burg und Dr. Sandro Schurig, Ge-
schäftsführer der BankenService
GmbH.

„Unter Marktfolge versteht man
sämtliche Tätigkeiten einer Spar-
kasse, die auf den Vertrieb folgen.
In anderen Branchen würde man
vonProduktionsprechen“, erläuter-
te Fank. Im Bankgewerbe fallen
darunter das sog. Aktiv- und Pas-
sivgeschäft,Wertpapierabwicklung
und Zahlungsverkehr sowie Com-
pliance oder Erbfall- bzw. Pfän-
dungsbearbeitung.

Gespräche zeigen, dass andere
Sparkassen großes Interesse daran
haben, von der Erfahrung der bei-
den Partner zu profitieren. Viele
Sparkassen suchen Vertretungs-
bzw. Nachfolgeregelungen für
Mitarbeiter mit Spezialwissen und
müssen mit geringeren bzw.
schwankenden Mengen umge-
hen. Unabhängig davon, ob ein-
zelne Spezialthemen oder das ge-

samte Marktfolgegeschäft ausge-
lagert werden sollen, das SDZ
Südbayern verspricht eine passen-
de Lösung.

Lob undAnerkennung fand Pro-
fessor Rudolf Faltermeier: „Out-
sourcing ist ein anhaltender Trend,
der uns noch stark beschäftigen
wird. Ich gratuliere den Beteiligten
zu diesem wegweisenden Schritt.“
Der Vizepräsident des Sparkassen-
verbands Bayern hatte sich vor Ort
über das SDZ Südbayern infor-
miert und war beeindruckt.

Mitarbeiter aus der Region
Augsburg und aus Berlin stimm-
ten sich auf einer gemeinsamen
Feier in Schwabmünchen auf den
Start ein. Eineinhalb Jahre lang
hatten gemischte Teams das Pro-
jekt vorbereitet und auch der Per-
sonalrat der Kreissparkasse war
eng eingebunden. Einvernehm-
lich fand man eine Lösung, bei
der die Kreissparkassen-Mitarbei-
ter, die für die neue Gesellschaft
tätig sind, eine Arbeitsplatzgaran-
tie zu bestehenden Konditionen
erhielten. Um das neue Selbstver-
ständnis zu fördern, präsentierten
die Geschäftsführer der neuen Ge-
sellschaft Claus Holzapfel, Harald
Post und Stephan Rietz das Logo
des SDZ Südbayern und über-
reichten den Mitarbeitern Schreib-
geräte und Namensschilder als
Willkommensgeschenk. �110 Jahre Kontinuität

Stadtsparkasse feierte Jubiläum in Lechhausen
Am 1. August 1900 war der 1.

Geschäftstag der eigenständigen
„Städtischen Sparkasse Lechhau-
sen“. Damals befanden sich die
Geschäftsräume im 1. Stock des
ehemaligen Rathauses, heute Stan-
dort der Polizeiinspektion Augs-
burg 3. Lechhausen hatte etwa
19.000 Einwohner, als am 1. Janu-
ar 1913 die Eingemeindung nach
Augsburg erfolgte. Gleichzeitig
wurde die „Städtische Sparkasse
Lechhausen“ die 1. Zweigstelle
der „Städtischen Sparkasse Augs-
burg“, der heutigen Stadtsparkasse
Augsburg.

Seit der Gründung hat sich eini-
ges getan:Aus 651 „Einlegern“, so
der damalige Sprachgebrauch, mit
einem Gesamtguthaben von etwas
mehr als 300.000 Mark wurden

rund 10.500 Kunden mit einem
Geschäftsvolumen von über 110
Mio. Euro. Die Geschäftsstelle
wurde 2006 und 2007 komplett
umgebaut und modernisiert. Sie ist
eine der größten Geschäftsstellen
der Stadtsparkasse.

Rainer Genswürger, Leiter der
Geschäftsstelle Schlössle, freut
sich über das Jubiläum: „Die
Stadtsparkasse bietet mit dieser
modernen Zweigstelle Kontinuität
und Qualität auf höchstem Ni-
veau. Insgesamt 16 Kolleginnen
und Kollegen kümmern sich mit
Herzblut um die Wünsche unserer
Kunden. Viele Kunden dürfen wir
ein Leben lang begleiten. Dadurch
wächst gegenseitiges Vertrauen,
wovon unser Haus und unsere
Kunden profitieren können.“ �

Nach dem Dauerregen in Bayern:

Häuser gegen
Hochwasser versichern
Von 3,7 Millionen Wohngebäuden in Bayern sind bei der

Versicherungskammer Bayern über 99 Prozent versicherbar

Vollgelaufene Keller, überschwemmte Straßen, überspülte Uferwe-
ge – nach dem Dauerregen der jüngstenVergangenheit herrschte in
vielen Gebieten Bayerns Hochwasser-Chaos. Betroffen waren vor
allem der Südwesten Bayerns (Fünf-Seen-Land und Allgäu), Mit-
telfranken und Gebiete an der Donau. Nach und nach entspannte
sich die Lage, während in anderen Teilen Deutschlands wie Sach-
sen, Sachsen-Anhalt und Brandenburg die Situation länger ange-
spannt blieb.

„Hochwasser- und Über-
schwemmungskatastrophen so-
wie heftige Stürme als Folge des
Klimawandels stellen für Gebäu-
de eine steigende Gefahr dar“,
sagt Dr. Franz Kühnel, Mitglied
des Vorstands der Versicherungs-
kammer Bayern. Nach wie vor ist
Hausbesitzern oft nicht bewusst,
dass ihr Gebäude nicht gegen alle
Naturgefahren versichert ist. Viele
haben zwar für die Gefahren Feu-
er, Hagel, Sturm und Leitungs-
wasser eine Police abgeschlossen.
Nur etwa jedes 20. Haus in Bay-
ern ist aber gegen Naturgefahren
wie Überschwemmungen (auch
Starkregen), Hochwasser, Schnee-
druck und Lawinen versichert.
Die Notwendigkeit, diese Exi-
stenzrisiken abzusichern, wird
von der Bevölkerung nach wie
vor stark unterschätzt.

Die Gefahr, durch Hochwasser
oder Sturm zu Schaden zu kom-
men, ist doppelt so hoch wie
durch Feuer – auch abseits von
Flüssen und Seen. Und: Starkre-
gen ist inzwischen für 50 Prozent
aller Überschwemmungsschäden
verantwortlich. Warum sich so
wenig Hausbesitzer gegen die
Naturgefahren nicht versichern,
liegt nicht daran, dass diese Häu-
ser nicht versicherbar wären. Nur
rund 2 Prozent aller Wohngebäu-

de sind bundesweit nicht versi-
cherbar, bei der Versicherungs-
kammer Bayern sind es sogar we-
niger als 1 Prozent. Das bedeutet,
dass sich über 99 Prozent der Ge-
bäudebesitzer in Bayern vor ei-
nem existenzbedrohenden Risiko
versichern können.

Ein solcher Versicherungs-
schutz kostet im Durchschnitt nur
70 Euro im Jahr, das sind 6 Euro
im Monat. Ein Rundum-Schutz –
also für die Risiken Leitungswas-
ser, Feuer, Sturm, Hagel und wei-
tere Naturgefahren – liegt bei
rund 300 Euro im Jahr.

Auf staatliche Hilfe können die
Betroffenen in der Regel nicht
bauen. Der Staat springt nur ein,
wenn ein Gebäude nicht versi-
cherbar gewesen wäre. Deshalb
appelliert die Bayerische Staats-
regierung bereits seit Anfang
2009 mit der Kampagne „Voraus
denken - elementar versichern”
an die Bürger, ihr Wohneigentum
und ihren Hausrat umfassend ge-
gen Schäden aus Naturgefahren
abzusichern. Haus- und Woh-
nungsbesitzer sowie Mieter sind
gefordert, Eigenvorsorge zu be-
treiben. Dazu gehört vor allem
auch der richtige Versicherungs-
schutz.
Weitere Informationen unter
www.elementar-versichern.de��
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Beutlhauser-Bassewitz GmbH & Co. KG Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt, Tel.: 09453 9911-10, Fax: 09453 9911-06, E-Mail: verkauf.unimog@bassewitz.de, Internet: www.bassewitz.de

Henne-Unimog GmbH Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten, Tel.: 08912 06-6100, Fax: 08912 06-6127, E-Mail: henne-unimog.hst@daimler.com, Internet: www.henne-unimog.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge Industriestraße 29–33, 89231 Neu-Ulm, Tel.: 0731 97 56-214, Fax: 0731 97 56-410, E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com, Internet: www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Baumaschinen und Nutzfahrzeuge GmbH & Co. KG Albert-Ruckdeschel-Str.19, 95326 Kulmbach, Tel.: 09221 5 07-0, Fax: 09221 8 44 81, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG Werner-von-Siemens-Str.10, 97076 Würzburg, Tel.: 0931 250 360, Fax: 0931 250 36 60, E-Mail: info@kurt-herold.de, Internet: www.kurt-herold.de

KLMV Kommunal- und Baumaschinenvertrieb GmbH Robert-Bosch-Str.1, 95145 Oberkotzau, Tel.: 09286 9511-0, Fax: 09286 9511-10, E-Mail: info@klmv.de, Internet: www.klmv.de

Der Unimog. Einer für alles.
Mehr Wirtschaftlichkeit im Ganzjahreseinsatz.

Ob mähen, räumen, streuen, fräsen, reinigen oder transportieren, ob im Sommer oder im Winter:

Der Mercedes-Benz Unimog ist 365 Tage im Jahr flexibel einsetzbar. Mit bis zu vier An- und

Aufbauräumen und Schnellwechselsystem sind Anbaugeräte schnell und einfach ausgetauscht.

Dabei ist der Unimog äußerst verbrauchsgünstig unterwegs. Informieren Sie sich jetzt bei

Ihrem Unimog Partner oder unter: www.mercedes-benz.de/unimog
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IFAT 2010
Erleben Sie den Unimog live vom13.09.–17.09.

in München, Halle C4, Stand Nr. 321

Unimog im Gewässerschutz:

Vom Uferweg
auf die Autobahn

Mercedes-Benz Unimog überzeugt bei der Flussmeisterstelle Dingolfing
aufgrund von Vorzügen in Transport und Geländegängigkeit

Den verschiedenen Flussmeistereien des Wasserwirtschaftsamtes
im niederbayerischen Landshut sind die Eigenschaften und Vor-
teile des Mercedes-Benz Unimog seit Jahrzehnten vertraut. Den-
noch wurden vor der letztenAnschaffung eines Geräteträgers aus-
giebige Tests mit Produkten unterschiedlicher Anbieter durchge-
führt. Auf diese Art vergewisserten sich letztlich die Verantwortli-
chen der Flussmeisterstelle Dingolfing (bei Landshut) von den Sy-
stemvorteilen eines Mercedes-Benz Unimog wie zum Beispiel
Geräteanbaumöglichkeiten, Leistungshydraulik, Autobahnzulas-
sung, Geländegängigkeit und Wendigkeit. Genau mit diesen Vor-
zügen präsentiert sich Unimog auch auf der diesjährigen IFAT.

Im täglichen Einsatz zahlen
sich diese Vorteile durch deutlich
günstigere Betriebskosten aus.
Ewald Ammer, Leiter der Fluss-
meisterstelle Dingolfing, sieht
heute die Rechnung mit dem
neuen Unimog U 400 aufgehen.
Das Fahrzeug wurde, nach ei-
nem kurzzeitigen „Ausflug“ zu
einem Mitbewerberprodukt an-
geschafft, nachdem keines dieser
Produkte richtig überzeugte.

„Wir sind bei jeder Neube-
schaffung grundsätzlich ange-
wiesen, uns im Rahmen der
dafür vorhandenen und freigege-
benen Haushaltsmittel zu bewe-
gen. Dabei muss aber nicht nur
der Einkaufspreis als wesentli-
ches Kriterium gelten, sondern
auch die Betriebskosten und
Möglichkeiten eines Fahrzeugs
im täglichen Einsatz müssen ins
Kalkül gezogen werden“, sagt
Ewald Ammer. Nach bisher über
1200 geleisteten Betriebsstunden
zeigen sich, nach Darstellung
Ammers, „bei den Betriebsko-
sten wesentlich geringere Kosten
als bei jedem vergleichbaren
Traktor oder Lastkraftwagen“.

Die Flussmeisterstelle Dingol-
fing ist zuständig für die Unter-
haltung von Isar, Vils, Vilstalsee
sowie der Bauwerke (Schleusen
und Wehre, Deichsile) an den
Gewässern im Landkreis Dingol-
fing-Landau. Eine besondere in-
tensive Herausforderung stellt
dabei die Isar dar, die auf 25 Ki-
lometern durch den Landkreis
fließt und Bauwerke wie Deiche,
Deichhinterwege, Uferwege,
aber auch Wasserzuläufe undAu-
wälder aufweist.

Portalachsen ideal
beim Laden des Mähguts

Die Transportprofile im Einsatz
der Flussmeisterstelle sind sehr
unterschiedlich. Während im La-
dewagenbetrieb meist mit nied-
rigster Geschwindigkeit gefahren
werden muss, sind bei Transpor-
ten auf der Autobahn bis zu 80

km/h für Unimog und Ladewa-
gen gefordert. Einen weiteren
ausschlaggebenden Vorteil für die
Dingolfinger Gewässerschützer
stellen die Portalachsen des Uni-
mog dar, die erheblich mehr Bo-
denfreiheit als herkömmliche
Achssysteme bieten. Bei derAuf-
nahme des Mähguts mit Ladewa-
gen erweist sich dies als sehr vor-
teilhaft. Eine umweltschonende
Komponente des Unimog ist die
heute schon selbstverständliche
Euro-5-Abgasnorm mit BlueTec-
Dieseltechnik, die gerade bei
Traktoren nicht gegeben ist. Die
ökologischen Fortschritte verbin-
den sich hier klar mit den ökono-

mischen Vorteilen. Darüber hin-
aus ist nicht zu vergessen, dass al-
le Techniken und Komponenten
eines Unimog aus der Großserie
von Daimler Trucks stammen und
dementsprechend auch erprobt
sind. Ein Vorteil, den kaum ein
anderer Fahrzeughersteller in die-
ser Breite aufweisen kann, denn
schließlich ist Daimler der größte

Die Flussmeisterstelle Dingolfing setzt den neuen Unimog U 400
bei der Landschaftspflege ein – hier am malerischen Vilstalsee.��

Nutzfahrzeughersteller der Welt.
Die Betreuung des wiedergewon-
nenen Unimog-Kunden, auch in
Servicebelangen, erfolgt durch
den Mercedes-Benz Unimog-Ge-
neralvertreter Henne GmbH in
Heimstetten bei München.

Allrounderfähigkeiten

Für Ammer gibt es keine Al-
ternative zum Unimog, bei des-
sen Auslegung vor allem die un-
terschiedlichen Transporteinsät-
ze im Anhängerbetrieb in Kom-
bination mit Anbaugeräten be-
rücksichtigt worden sind. Die
Unterstützung der Bautrupps
an den Gewässern erfordert ein
Fahrzeug, das von der Nutzlast
und Geländegängigkeit die
Fähigkeiten eines Allrounders
bietet. �

30.000 Mercedes-Benz Citaro in zwölf Jahren:

Erfolgreichster
Stadtbus aller Zeiten

Jubiläumsbus ist ein Citaro G mit umweltfreundlichem Erdgasantrieb

Nach nur zwölf Produktionsjahren ist bereits der 30.000 Merce-
des-Benz Citaro ausgeliefert worden. Eine Stückzahl, die bei
Stadtbussen einmalig ist und für den ganzheitlichen Erfolg eines
flexiblen Baukastens steht. Jüngst übergab Michael Göpfarth,
Geschäftsführer Vertrieb Mercedes-Benz Omnibusse EvoBus
GmbH, im Mannheimer Omnibuswerk der DaimlerAG das Ju-
biläumsfahrzeug an Walter Rathberger und Erich Haider, Vor-
standsdirektoren und Geschäftsführer der Linz Linien GmbH.

Dabei lobte er insbesondere
die Fähigkeit des Citaro, sich
wandelbar und über all die Jahre
hinweg modern zu präsentieren.
„Der Citaro hat es immer ver-
standen, bei Linienbussen die
Trends zu setzen. Kontinuierlich
fließen in seine Produktion tech-
nische und visuelle Weiterent-
wicklungen mit ein. Sie führen
in den Verkehrsbetrieben zu ei-
nem Höchstmaß an Wirtschaft-
lichkeit, Zuverlässigkeit, dem
Fahrgast bieten sie ein attrakti-
ves Beförderungsmittel. Nahezu
alle erdenklichen Kundenwün-
sche kann der Citaro abbilden.“

Der Großteil der 30.000 pro-

duzierten Citaro kommt aus dem
Mercedes-Benz Bus-Werk in
Mannheim, wo der Citaro bereits
seit 1998 gebaut wird. Ende
2009 haben hier 3.530 Beschäf-
tigte auf einer Produktionsfläche
von 141.000 Quadratmetern
Mercedes-Benz Stadt-, Über-
land- und Reisebusse der Marke
mit dem Stern gebaut.

Erfolgsparameter
Variantenvielfalt

Tatsächlich gleicht fast kein
Fahrzeug dem anderen. Das liegt
zum einen an der Variantenviel-
falt und zum anderen am hohen

Individualisierungsgrad des Ci-
taro. Mit Produktionsbeginn im
Jahr 1998 zeigte der Citaro eine
Variationsbreite an Stadt- und
Überlandbussen in unterschiedli-
chen Längen und Ausstattungs-
varianten, wie sie bisher bei Nie-
derflur-Linienbussen unbekannt
war. Die Modellpalette umfasst
heute 28 verschiedene Bauvari-
anten. Die Spanne reicht vom
kompakten Citaro K mit 10,5 m
Länge bis zum vierachsigen,
19,54 m langen Großraum- Ge-
lenkbus CapaCity, der ebenfalls
aus dem Citaro-Baukasten abge-
leitet wurde. Mit diesem einzig-
artigen Angebot deckt der Citaro
den kompletten Beförderungs-
Bedarf der ÖPNV-Busunterneh-
men im Stadt- und Überland-Li-
nienverkehr lückenlos ab.

Die hohe Aktualität und Zu-
kunftsfähigkeit des Citaro unter-
streichen neben dem fort-
während weiterentwickelten An-

trieb mit Dieselmotor spekta-
kuläre Fahrzeuge mit Alternativ-
antrieben: Im Jahr 2010 läuft der
Hybrid-Gelenkbus Citaro G Blue-
Tec Hybrid in einer kleinen Serie
vom Band. Darauf aufbauend
werden parallel erste Stadtbusse
mit Brennstoffzellen-Hybridan-
trieb den Verkehr aufnehmen.
Dieser Citaro FuelCELL-Hybrid
weist den Weg zum emissions-
freien Antrieb von morgen.

Citaro: Bus of the Decade

Der Citaro hat es bis heute ver-
standen, Modernität und Innova-
tion zu repräsentieren. Sein Er-
folgsrezept ist einfach: Es gilt, die
Bedürfnisse der Kunden widerzu-
spiegeln. Der ersten Citaro-Gene-
ration folgte Ende 2005/2006 die
zweite. Unter anderem verstand
sie es mit neuerAchskonstruktion
und einem komplett überarbeite-
ten „Gesicht“ von Beginn an zu
punkten. Bis heute hat der Citaro
den Schwung seines Entwick-
lungsmotors aufrechterhalten.
Davon sind nicht nur die Kunden
überzeugt.Auch Journalisten, un-
abhängige Sachverständige und
vor allem Fahrer schätzen seine
Eigenschaften. So gewann er bei-
spielsweise 10 Mal den Leser-
preis des ETM Verlags „Nutz-
fahrzeug des Jahres“. Die Leser
der Zeitschrift „Busfahrer“ kürten
ihn zum „Besten Bus des Jahres
2009“, die Dekra verlieh ihm den
Umweltpreis, das Baden-Würt-
temberger Umweltamt gar den F-
CellAward und eine internationa-
le Jury wählte ihn zum „Bus of
the Year 2007“.

Unlängst schrieb die Fachzeit-
schrift Omnibusrevue anlässlich
des Bus Euro Tests: „Der Merce-
des-Benz Citaro stellt die Mess-
latte dar, an der sich der Rest der
Branche zu orientieren hat“.
Kein anderes Fahrzeugkonzept
prägt den Omnibusmarkt so wie
der Citaro. Er ist zweifelsohne
der „Bus of the Decade“.

Der 30.000ste Citaro Erfolgs-
bus ist ein Abbild seiner eigenen
Erfolgsparameter: flexibel, mo-
dern, umweltfreundlich und fahr-
gastorientiert. Das silbermetallic

lackierte und verkehrsorange ab-
gesetzte Fahrzeug – ein Citaro G
CNG – ist mit einem umwelt-
freundlichen Erdgasmotor ausge-
stattet. Der Motor M 447 (h)LAG
mit 240 kW erreicht ohne Parti-
kelfilter die Abgasnorm EEV
(Enhanced Environmentally fri-
endly Vehicle). Die freiwillige
EEV-Abgasnorm erfüllt den ge-
genwärtig anspruchsvollsten eu-
ropäischen Abgasstandard, des-
sen Grenzwerte unter denen der
Euro 5-Norm liegen. Schon im
Jahre 1998 konnten Kunden den
alternativen CNG-Antrieb aus
dem Baukasten für ihren Citaro
ordern.

Der helle und freundliche In-
nenraum des 4-türigen Citaro
verfügt über eine Innenraum-
und Türüberwachung. Zwei Tür-
Kameras, an Tür 3 und Tür 4,
senden die Bilder an einen TFT-
Monitor am Fahrerarbeitsplatz.
Dieser Monitor hat zudem die
Aufgabe, bei Rückwärtsfahrten
das Bild der Rückfahrkamera
wiederzugeben. Der gesamte
Fahrerarbeitsplatz ist durch eine
Fahrerkabine vom Fahrgastraum
getrennt. Die Klimatisierung von
Fahrerarbeitsplatz und Fahrga-
straum lässt sich über die Dach-
klimaanlage getrennt voneinan-
der regeln.

Die Haltestelleninnenanzeige
übernehmen zwei 48,26 cm
große TFT-Monitore im Vorder-
und Hinterwagen. Aufgeschaltet
auf den IBIS-Bordrechner wer-
den Informationen zum Linien-
verlauf und des nächsten Halte-
punktes angezeigt. Das IBIS ist
neben der Steuerung der Fahrgast-
informationssysteme auch für die
Beein flussung der Lichtsignal-
anlagen verantwortlich. Die Be-
triebsleitstelle kann akustische
oder visuelle Mitteilungen direkt
einem oder allen Fahrzeugen auf
der Linie übertragen. Mittels
GPS wird die genaue Position
des Fahrzeugs bestimmt, ausge-
wertet und an die Fahrgastinfor-
mationstafeln an den Haltestellen
übertragen. So werden die Fahr-
gäste an den Haltestellen in Echt-
zeit über die genauen An- und
Abfahrtszeiten informiert. �

Von links: Michael Göpfarth, GeschäftsführerVertrieb Mercedes-
Benz Omnibusse EvoBus GmbH und Walter Rathberger, Vor-
standsdirektor und Geschäftsführer der Linz Linien GmbH. ��
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TrakTorenwerk LInDner GmbH
Ing.-Hermann-Lindner-Str. 4, 6250 Kundl/Tirol
Tel. +43 5338 74 20-0, Fax-DW 333
www.lindner-traktoren.at

Die Starken
tiroler Partner

* Inkl. 19 % MwSt. Gilt für alle Geotrac- und Unitrac-Neufahrzeuge von 1.8. bis 30.11.2010.

€ 2.000,– eintauSchhilfe
+2 Jahre Garantie

*

Lindner startet Eintauschaktion:

Geld für Traktor
Bis Ende November bietet der Tiroler Landmaschinenspezialist
Lindner 2.000 Euro Eintauschhilfe für alle Geotrac- und
Unitrac-Modelle. Dazu gibt’s zwei Jahre Garantie auf alle neuen
Fahrzeuge. Unter anderem mit diesem Angebot ist Lindner auch
auf der diesjährigen GaLaBau vertreten.

Fast in jeder Kommune Bay-
erns stehen Traktoren derzeit im
Einsatz. Viele davon sind älter
als 20 Jahre. Mit einer attrakti-
ven Aktion fördert das Familien-
unternehmen Lindner jetzt die
Modernisierung in der kommu-
nalen Fahrzeugaustattung. „Bis
Ende November bieten wir
2.000 Euro Eintauschhilfe beim
Kauf eines neuen Geotrac- oder
Unitrac-Modells“, erläutert Ge-
schäftsführer Hermann Lindner.
„Unsere Fahrzeuge stehen für
Qualität. Deswegen gewähren
wir im Rahmen der Eintauschak-
tion zwei Jahre Garantie auf
neue Fahrzeuge.“

Innovationsführer Lindner
bürgt für Qualität und Effizienz
– das zeigt auch das neue Lind-

ner efficient power program epp.
„Mit diesem Technologiepro-
gramm wollen wir die Effizienz
in der Berg- und Grünlandwirt-
schaft weiter erhöhen“, sagt
Lindner. Die Geotrac-Serie 4
enthält bereits wesentliche Ele-
mente des neuen Programms.

Automatisierung

Das Spektrum reicht von der
Getriebetechnik über die Hydrau-
lik bis zur Motorisierung. So ver-
fügen die sparsamen 3-Zylinder-
Turbodieselmotoren über ein ho-
hes Drehmoment. Die verbrauchs-
optimierten 4-Zylinder-Turbodie-
selmotoren überzeugen durch
Common-Rail-Technologie und
kraftvollen Anstieg des Drehmo-

ments. Stichwort Kühlsystem:
Die eingebauten Visco-Lüfter
werden nur bei Bedarf aktiviert.
Darüber hinaus setzt Lindner auf
eine bedarfsgesteuerte Getrie-
beölkühlung. Die Vorteile: Die
Motoren erreichen schneller ihre
Betriebstemperatur.

In punkto Getriebetechnik
wird angemessene Automatisie-
rung groß geschrieben, die paral-
lel zur PS-Zahl steigt. Höchste
Effizienz und Sicherheit für
Berg- und Grünlandeinsätze
wird durch mechanische Getrie-
be erreicht, beim Geotrac 94 ist
die aus dem Unitrac bekannte Si-
cherheitssperre verfügbar. Die 4-
fach Zapfwelle gewährleistet im-
mer die passende Drehzahl für
das verwendete Gerät. �

Bis Ende November bietet Lindner 2.000 Euro Eintauschhilfe
beim Kauf eines neuen Geotrac- oder Unitrac-Modells. ��

Großkarolinenfeld:

Moderne Urnenwand-Anlage
Mit dem Wegfall der als Abgrenzung dienenden Thujenhecke
auf dem gemeindeeigenen Friedhof in Großkarolinenfeld ent-
schied sich die Gemeindeverwaltung für den Bau einer Urnen-
wand aus Vollgranit in Kombination mit Gabionen und hat mit
der Firma Weiher ein beeindruckendes Projekt verwirklicht.

Mit dem Ergebnis sind alle
Beteiligten hoch zufrieden.
Denn die rund 6.000 Einwohner
zählende Gemeinde im Land-
kreis Rosenheim kann mit der
modernen und sich harmonisch
ins bestehende Friedhofsbild
eingepassten Urnenwandanlage
aus Naturstein dem immer häufi-
ger auftretenden Wunsch nach
pflegeleichten Grabstätten nach-
kommen.

Stimmiges Konzept

Die frühere 52-Meter lange
Thujenhecke an der südlichen
Grenze des Friedhofs konnte
nicht mehr saniert werden. Alter-

native Gestaltungskonzepte wa-
ren gefragt. Nach dem Konzept
der in Großkarolinenfeld ansäs-
sigen Garten- und Landschafts-
baufirma Berner sollte ein mo-
dern-filigran anmutendes und
versetzt angeordnetes Urnen-
wand-Gabionen-Konzept aus
Naturstein gebaut werden. Für
die Realisierung überzeugte die
Verantwortlichen von Großkaro-
linenfeld dann das Weiher-Wür-
felsystem, das allen Anforderun-
gen gerecht werden konnte:
massive Natursteinwürfel, nicht
sichtbares Verschlusssystem, die
Möglichkeit für eine Erweite-
rung zu einem späteren Zeit-
punkt, die individuelle Gestal-
tungsmöglichkeit und die farb-
lich harmonische Einpassung in
das Gesamtkonzept.

Würfelsystem

Das Würfelsystem mit seiner
immens großen Sorten- und
Farbvielfalt aus 40 x 40 x 40 cm
Quadern ist zur modularen Bau-
weise und somit für jede Auf-
bauvariante entwickelt. Im Ge-
gensatz zu herkömmlichen Ur-
nenwand- und Urnenstelensyste-
men basiert es auf der Kombina-
tion zweier unterschiedlicher
Materialien mit gleichem Aus-
dehnungskoeffizienten: das Trä-
germaterial FORTIS-1010 auf
den Innenseiten und Vollgranit
auf den Außenseiten. Durch die
Verwendung dieser speziellen
Materialkombination und der
Oberflächenkonservierung mit
Nanotechnologie halten die
Weiher-Würfelsysteme garan-
tiert über Jahrzehnte hinweg je-

dem Wetter stand.
Eine Urnenwand oder Urnen-

stelenanlage prägt über viele
Jahrzehnte das Erscheinungsbild
eines Friedhofs. Daher ist es der
Firma Weiher wichtig, den
Friedhofsverantwortlichen zu-
verlässiger Partner für erfolgrei-
che zukunftsorientierte Fried-
hofskonzepte zu sein. Als Ge-
samtdienstleister mit Komplett-
service bietet sie von der Einzel-
leistung bis zur Gesamtlösung
alles aus einer Hand..

In einem beeindruckenden En-
semble wurde in Großkarolinen-
feld die über 50 Meter lange An-
lage versetzt angeordnet gebaut.
Zwischen Gabionen und Thujen
eingebettet befinden sich die Ur-
nenwände mit 40 Nischen und
acht Familiennischen in Vollgra-
nit „Impala“ – einem schwarzen
Granit mit ruhiger grauer Mase-
rung. Ein Würfel bietet Platz
für die Aufnahme von zwei
Schmuckurnen oder alternativ bis
zu dreiAschenkapseln. Die Fami-
liennischen sind mit bis zu sechs
Urnen belegbar. Die Türen selbst

sind aus dem gleichen Material
gefertigt und haben einen nicht
sichtbaren Spezialverschluss. Die
Wände erhielten eine drei cm
starke, polierte und an den Kan-
ten gefasste Abdeckplatte aus
gleichem Material. Unter der Re-
gie der Firma Garten- und Land-
schaftsbau Berner wurden die
Fundamente, die Gabionen und
die Weggestaltung hergestellt.

Partner mit Kompetenz

Dipl.-Ing. Joachim Berner ist
von der modernen Urnenwand-
Natursteinanlage aus Granit, von
dem Finish der Oberflächen und
dem nicht sichtbaren Verschluss-
system begeistert. Alle die in der
Planung geforderten gestalteri-
schen Ziele konnten durch die
modulare Bauweise mit dem
Weiher-Würfelsystem komplett
umgesetzt werden. Joachim Ber-
ner: „Großkarolinenfeld besitzt
heute eine absolut langlebige,
witterungsbeständige und pfle-
geleichte Urnenwandanlage aus
Granit harmonisch eingebettet in
Gabionen und Thujen. Die Fir-
ma Weiher war uns in der Pro-
jektverwirklichung ein zuverläs-
siger Partner mit Kompetenz und
Praxiserfahrung.“ �

Harmonisch ins bestehende Friedhofsbild eingepasst – das Ur-
nenwand-Gabionen-Ensemble auf dem Friedhof in Großkaroli-
nenfeld bei Rosenheim. ��

Wacker Neuson und Kramer Allrad auf IFAT und GaLaBau:

Vielseitig einsetzbar
Kompaktbaumaschinen für Einsätze

in Kommunen und Recyclingbetrieben

Auf der IFAT 2010 in München und auf der GaLaBau in Nürn-
berg werden Wacker Neuson und Kramer Allrad die Produkt-
vielfalt der kompakten Baumaschinen präsentieren. Neben dem
Wacker Neuson Zero Tail Bagger 38Z3, der vor allem für Kom-
munen sehr interessant ist, werden allradgelenkte Radlader, ein
Teleradlader und Teleskopen gezeigt.

Gerade Kommunen brauchen
vielseitig einsetzbare Maschinen,
um eine maximale Wirtschaftlich-
keit zu erreichen. Wacker Neuson
bietet hier mit dem Kompaktbag-
ger 38Z3 einen universell einsetz-
baren und äußerst flexiblen Helfer
für kommunale Betriebe aller
Größen. Die Radlader von Kra-
merAllrad erfreuen sich seit Jahr-
zehnten großer Beliebtheit in Au-
tobahn- und Straßenmeistereien,
sowie in kommunalen Bauhöfen.
Die verschiedenen Ausstattungs-
möglichkeiten und Anbaugeräte
machen die Lader zu Ganzjahres-
maschinen. Kramer Allrad bietet
zudem Radlader mit teleskopier-
barer Ladeanlage, die gerade im
Einsatz mit einer Arbeitsbühne
optimal für verschiedeneArbeiten
innerhalb der Kommunen genutzt
werden können. Das gesamte Sor-
timent kompakter Baumaschinen
wird im Freigelände der IFAT zu
sehen sein.

Vielfalt, die bewegt

Unter dem Motto „Vielfalt, die
bewegt“ präsentiert der Wacker
Neuson Konzern auf der GaLa-
Bau vom 15. bis 18. September
2010 in Nürnberg sein umfang-
reiches Angebot für den Garten-
und Landschaftsbau.

Im Bereich der leichten Bau-
geräte stehen neue Vibrations-
platten im Vordergrund, die auf
jeder Galabau-Baustelle ihr Ein-
satzgebiet haben. Die Platten der

WP-Reihe, darunter die 95 kg
schwere WPU 1550 AW, verfü-
gen über einige Merkmale, die
bei Platten dieser Größe einzig-
artig sind. Sie bieten dem An-
wender die Möglichkeit, das
Gerät an verschiedenen Punkten
sicher zu fassen, um es auch von
der Seite bedienen zu können.
Ebenfalls einmalig ist die inte-
grierte Transportwalze für den
Transport auf der Baustelle.

Höchste Ergonomie bietet
zum Beispiel das Bewehrungs-
bindegerät DF 16. Der DF 16 er-
möglicht einen ergonomischen
Arbeitsablauf bei gleichbleibend
hoher Knotenqualität und –fest-
igkeit. Der Bediener arbeitet in
aufrechter, schonender Körper-
haltung, die Belastung für Fin-

ger, Handgelenk und Lenden-
wirbel wird reduziert. Das Gerät
wurde daher von der Bau-Be-
rufsgenossenschaft mit dem Eu-
roTest-Preis 2010 ausgezeichnet.

Die Vorteile der Kramer Rad-
lader und Kompaktteleskopen
kommen gerade auf den oft sehr
engen Galabau-Baustellen be-
sonders gut zur Geltung. Der un-
geteilte Rahmen und die Allrad-
lenkung machen die Maschinen
besonders wendig und standsi-
cher. Sie haben einen Lenkein-
schlag von 2x40° und kommen
somit auf jede Baustelle. Da die
Anschaffung von branchenspe-
zifischen Anbaugeräten, wie
Ballenstecher, Erdbohrer oder
Pflasterverlegegerät oft sehr ko-
stenintensiv ist, bietet Kramer
für seine Radlader den hydrauli-
schen Schnellwechsler an, der
seit 40 Jahren die gleichen Auf-
nahmepunkte hat. So können al-
le Anbaugeräte auch für Nach-
folgemodelle genutzt werden.�

Ein Kramer Allrad mit Teleskoparm im Einsatz. ��
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Werner Kraus
90449 Nürnberg
Telefon: 0171 5800444
w.kraus@max-holder.com

Degner Agrartechnik GmbH
95032 Hof
Telefon: 09281 75740
degner-agrartechnik@t-online.de

Jordan Motorgeräte
90530 Wendelstein / Nürnberg
Telefon: 09129 4717
info@jordan-motorgeraete.de

Alfred Wirth GmbH
86675 Buchdorf
Telefon: 09099 96660
info@wirth-landtechnik.de

Kalinke Vertriebs GmbH
82335 Berg/München
Telefon: 08171 43800
verkauf@kalinke.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co.KG
89231 Neu-Ulm
Telefon: 0731 97560
rene.senser@wilhelm-mayer.com

Wohlgschaft GmbH
88239 Wangen
Telefon: 07522 97150
richard.karg@kno-wo.de

IHRE KOMPETENTEN STÜTZPUNKTHÄNDLER:IHR GEBIETSVERKAUFSLEITER:

NÜRNBERG, 15. – 18. SEPTEMBER

www.max-holder.com

Besuchen Sie uns auf der Galabau,
Halle 9, Stand 109

SCHON GESEHEN?
DER NEUE HOLDER C 270 KOMMT

Bergmeister Hieble-653
72 PS, Bj. 04, 741h, FL-Stoll
Robust F4, 40 km/h, Zapfw.
540/750/1000/1400, Ber.
600/50-22,5

Same Solaris 55 DT
48 PS, A, FH, 30 km/h,
KL, HZ, Einhebelsteuerger.,
Schneeschild 2,00m hydr.
schwenkbar => Neu!

Telefon-Nr.: 08082/93 00 - 0
Intertnet: www.gruber-kg.de

Verkäufe

Holder gewinnt größten
Auftrag der Firmengeschichte

Das Traditionsunternehmen Max Holder gewann im Juni die-
ses Jahres eine Ausschreibung der russischen Stadt St. Peters-
burg über insgesamt 110 Knicklenker mit verschiedenen An-
baugeräten für den Winter- und Sommerdienst. Monatelang
arbeitete man in der Metzinger Firma auf Hochtouren, um den
Großauftrag pünktlich abzuliefern.

„Dies ist der größte Auftrag in
der gesamten Firmengeschichte
von Holder“, sagt Geschäftsfüh-
rer Andreas Vorig nicht ohne
Stolz. Denn er war es, der ge-
meinsam mit Gesamtvertriebs-
leiter Karl-Wilhelm Hundert-

mark den Auftrag unter Dach
und Fach gebracht hat. „Dass
wir diese Ausschreibung gewin-
nen konnten, zeigt, dass der
Trend in der kommunalen Reini-
gungswirtschaft ganz klar zum
System Holder geht.“ Insgesamt

hat St. Petersburg 110 Maschi-
nen bestellt, siebzig Stück des
Allrounders M 480 und vierzig
Stück des kompakten C 245. Der
M 480 wurde mit insgesamt drei
Anbaugeräten für alle vier Jah-
reszeiten geliefert.

Zur rechten Zeit
am rechten Ort

Ende März dieses Jahres reis-
ten Karl-Wilhelm Hundertmark

110 Knicklenker mit unterschiedlichen Aufbaugeräten hat die Stadt St. Petersburg für ihren Kom-
munaleinsatz bei der Metzinger Firma Holder geordert. ��

Vorführungen
im eigenen Weinberg

Holder eröffnete Kundencenter am Metzinger Firmensitz

Stolz präsentieren die Holder-Mitarbeiter das neue Kunden-
center des Unternehmens, das im Frühsommer feierlich
eröffnet wurde. Unter den Ehrengästen waren auch Metzin-
gens Oberbürgermeister Dr. Ulrich Fiedler, sowie der 1. Bür-
germeister Dietmar Betz.

Das 900 m² große Kundencenter soll in Zukunft nicht nur als
Präsentationsfläche der Holder Fahrzeuge dienen, sondern auch
als Begegnungsstätte zwischen Holder-Interessierten, Kunden,
Lieferanten und Mitarbeitern. Komplettiert wird das neue Ange-
bot durch einen Demo-Parcours für Holder Fahrzeuge.

„Das Kundencenter repräsentiert das neue Unternehmensge-
sicht von Holder“, sagte Andreas Vorig, Geschäftsführer der Max
Holder GmbH in Metzingen. Das moderne Kundencenter umfasst
Ausstellungsflächen für eine Vielzahl neuer Geräteträger, einen
großzügigen Schulungsraum und eine Cafeteria. Diese ist für Mit-
arbeiter und Kunden gleichermaßen zugänglich und soll den Aus-
tausch zwischen allen Holder-Fans und denen, die es noch wer-
den wollen, fördern.

Test unter Echteinsatz-Bedingungen

Holder-Oldtimer sowie eine historische Galerie mit Ausstel-
lungsstücken aus der Holder-Geschichte erinnern an vergangene
Jahrzehnte und an die vielen technischen Innovationen des Tradi-
tionsunternehmens. „Wir möchten, dass unsere Kunden von uns
und unseren Maschinen überzeugt sind“, sagt Vorig. Deshalb prä-
sentiere man nicht nur das aktuelle Programm; sondern ermögli-
che im neuen Holder Demo-Parcours den gründlichen Test der
Fahrzeuge im Einsatz unter realen Bedingungen. Mit einem klei-
nen Weinberg mit Rebstöcken machte man den Anfang. Derzeit
kommen noch bepflanzte Böschungen, eine Treppe sowie ein
Steingarten hinzu. Außerdem wurde eine asphaltierte Fläche an-
gelegt, um die Geräteträger dann auch unter kommunalen Ein-
satzbedingungen vorführen und testen zu können. „Mit diesen
Einrichtungen setzt Holder konsequent neue Impulse für einen
optimalen Vertrieb und Kundenservice“, sagte Andreas Vorig.
„Wir möchten alle Interessenten einladen, intensiv von diesem
vielseitigen Angebot Gebrauch zu machen.“ �

und Andreas Vorig nach Mos-
kau, um Merkator International,
den neuen Vertriebspartner für
Holder in Russland, zu besu-
chen. Genau in dieser Zeit erfuhr
Merkator von der Ausschreibung
aus St. Petersburg. „Wir waren
zur rechten Zeit am rechten Ort“,
resümiert Andreas Vorig. „Da
wir außerdem eine Vorführma-
schine in Russland hatten, konn-
ten die Kunden die Funktiona-
lität und Robustheit des Geräte-
trägers unter härtesten Bedin-
gungen im russischen Winter
testen.“

Begeistert von
der Flexibilität

Merkator war begeistert von
dem flexiblen Geräteträger mit
verschiedenen Anbaumöglich-
keiten. Denn dieses vielseitige
Maschinenkonzept war dort bis-
her noch völlig unbekannt. Auch
konnte Holder mit seinen übri-
gen Vorteilen punkten, wie der
Knicklenkung und dem echten
Allradantrieb, der besonders
im Winterdienst unentbehrliche
Dienste leistet. Die hohe Qualität
der Metzinger Knicklenker sorgt
außerdem für eine lange Lebens-
dauer und damit für geringere
Reparaturkosten und weniger
Standzeiten. Das schont auf lan-
ge Sicht den Stadtsäckel. „Wer
rechnen kann, kommt um Hol-
der nicht herum“, ist Andreas
Vorig überzeugt. „In der An-
schaffung kostet ein Holder viel-
leicht etwas mehr als andere,
aber auf lange Sicht ist er deut-
lich wirtschaftlicher.“

Zuverlässige Partnerschaft

Produziert wurde der Groß-
auftrag in Metzingen seit Juni
dieses Jahres. Nun gingen 111
Holder vom schwäbischen Met-

zingen auf die Reise ins ferne
Russland. Dort wurde der Ablauf
vom Importeur Merkator Interna-
tional koordiniert. „Mit Merkator
haben wir einen starken Partner

vor Ort, der über ein gutes Ver-
triebsnetz und Kontakte verfügt“,
sagt Hundertmark. „Wir freuen
uns auf eine weitere erfolgreiche
Zusammenarbeit.“ �

Urbane Stadtgestaltung:

Cooles Spielen
für Jugendliche in der City

Attraktive Sonderschau auf der PLAYGROUND

Vom 15. bis 18. September 2010 findet die PLAYGROUND im
Rahmen der internationalen Fachmesse GaLaBau statt. In der
ausgebuchten Halle 1 des Messezentrums Nürnberg geht es um
den Bau und die Pflege von Spielplätzen. Rund 100 Hersteller
von Spielplatzgeräten und Freizeitanlagen zeigen dort ihre Neu-
heiten. Neu ist die Sonderschau „Spielpunkte - modernes Spie-
len in der City“, die Ideen für Spielplätze für Kinder und Ju-
gendliche ab elf Jahren zeigt.

Es gibt Kleinkinderspielplätze,
„normale“ Spielplätze, Mehrge-
nerationenplätze und Senioren-
plätze: Jugendliche finden sich
nirgendwo richtig wieder. Be-
sagte Altersgruppe möchte nicht
wirklich auf einem „Spielplatz“
spielen - das ist uncool. Nicht
„fett“, wie es in der Jugendspra-
che heißt.

Insbesondere Städte sollten
abwechslungsreiche Spielräume
bieten und für alle Altersgruppen
lebenswert bleiben, so der Bun-
desverband der Spielplatzgeräte-
und Freizeitanlagen-Hersteller
(BSFH), der zusammen mit der
FachzeitschriftPlayground@Land-
scape die Sonderschau „Spiel-
punkte - modernes Spielen in der
City“ auf dem Messe-Fachteil
PLAYGROUND initiiert hat.
Die Sonderschau stellt neue zu-
kunftsweisende Aspekte dieses
Themas vor und wirft folgende
Fragen auf: Wie sieht ein wirk-
lich guter und ansprechender
Spielplatz für Kinder und Ju-

gendliche ab etwa elf Jahren
aus? Ist „Chill Out Area“ für ei-
nen solchen Platz ein adäquater
Name? Kann man mit altersge-
rechten „Freizeitplätzen“ Lange-

weile entgegenwirken und so
auch einen Beitrag zum Beispiel
gegen Vandalismus leisten? In-
vestitionen der Kommunen wür-
den sich rechnen.

Move@Chill ist es, was Ju-
gendliche von einem „Spiel-
platz“ für ihre Altersgruppe er-
warten. Mehr Move@Chill fin-
den Interessierte auf dem Fach-
teil PLAYGROUND im Rah-
men der GaLaBau 2010, Halle 1,
Messestand 1-415. �

Fachtagung in Heidelberg:

Inwertsetzung
von Grünanlagen

Instrumentarien zur Erfassung des
ökonomischen Potentials von Grün

Grünanlagen erfüllen nicht nur
soziale und ökologische Funktio-
nen, sondern sind auch als struk-
tureller Bestandteil des öffentli-
chen Raums eine wesentliche
Komponente der Stadtentwick-
lung. Ihr Leistungspotential
schließt beachtliche, jedoch
schwer messbare ökonomische
Effekte ein. Dabei wird die wert-
steigernde Bedeutung von
Grünflächen auf Immobilien und
Stadtquartiere völlig unterschätzt
und in der politischen Entschei-
dungsfindung zu wenig Platz ein-
geräumt. Der bislang fehlenden
Nachweis der Wertsteigerung
kann durch ein nun abgeschlosse-
nes Forschungsvorhaben geleistet
werden.

Entscheidungshilfen
für Kommunen

Die Tagung „Inwertsetzung
von Grünanlagen - Instrumentari-
en zur Erfassung des ökonomi-
schen Potentials von Grün“ ba-
siert auf den Ergebnissen dieser
Forschungsarbeit. Sie bietet den
Kommunen jeglicher Größenord-
nung Eckdaten und Entschei-
dungshilfen, die für die Bewer-

tung von Frei- und Grünflächen
sowohl aus städtebaulicher als
auch aus kommunalwirtschaftli-
cher Sicht herangezogen werden
können. Eine besondere Bedeu-
tung kommt hierbei den Grün-
flächenämtern als planende und
Qualität sichernde Institutionen
zu.Ausgehend von den Ergebnis-
sen des Forschungsvorhabens
und den Zielsetzungen der Stif-
tung Grüne Stadt präsentiert die
Tagung erfolgreiche Praxisbei-
spiele und Bewertungsmethoden.
Auf politischer Ebene bieten die
Ergebnisse den Verantwortlichen
eine Argumentationshilfe für In-
vestitionen in das Freiflächensy-
stem.Angesprochen sind all jene,
die in den Fachämtern und –ab-
teilungen tätig sind sowie Land-
schaftsarchitekten, und weitere
Planende, Landschaftsgärtner,
Personen aus der Bauwirtschaft
und politische Entscheidungsträ-
ger. Die Tagung findet in Zusam-
menarbeit mit derArbeitsgemein-
schaft der Gartenamtsleiterinnen
und –leiter beim Städtetag Ba-
den-Württemberg am 27. Okto-
ber 2010 in Heidelberg statt.
Weitere Informationen unter:
www.gartenakademie.info ��
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Das Investitionsgut der Zukunft:

Klimawandel macht Wasser
zur knappen Ressource

Weltleitmesse IFAT ENTSORGA zeigt Lösungen für den schonenden Umgang

Wasser ist das Öl des 21. Jahrhunderts. Nicht als Energieträger,
sondern als Handelsware und als Konfliktstoff. Am 28. Juli 2010
hat die UN den Anspruch auf sauberes Wasser zum Menschen-
recht erklärt. Der Wassermangel steht auf der Liste jener Pro-
bleme, die die Menschheit im 21. Jahrhundert vorrangig lösen
muss. Bevölkerungswachstum, Industrialisierung und Klima-
wandel machen Wasser zu einem immer wertvolleren Rohstoff.
Bereits heute haben 1,2 Milliarden Menschen – ein Sechstel der
Weltbevölkerung – keinen Zugang zu sauberem Trinkwasser.

2,6 Milliarden Menschen ver-
fügen nicht über sanitäre Ein-
richtungen mit Anschlüssen an
eine öffentliche Wasser- und Ab-
wasserversorgung. Zwei Drittel
aller Krankheiten in Entwick-
lungsländern sind auf verunrei-
nigtes Wasser zurückzuführen.
Hinzu kommt, dass sich die glo-
bale Niederschlagsmenge im
Zuge des Klimawandels drama-
tisch verändern wird: Afrika zum
Beispiel werde in den kommen-
den Jahrzehnten unter vermehr-
ter Dürre leiden, kündigt der Kli-
mafolgenforscher und Vorsitzen-
de im Weltklimarat Prof. Dr. Ott-
mar Edenhofer an. Die Agrar-
produktion in Afrika werde in
der Folge dramatisch einbre-
chen, der Kontinent in den näch-
sten 50 Jahren zu einem Net-
toimporteur von Nahrungsmit-
teln werden - mit dramatischen
politischen, sozialen und wirt-
schaftlichen Folgen.

Water Footprint: Wie viel
Wasser verbrauchen
wir wirklich?

In unseren Breiten sind solche
Szenarien kaum vorstellbar, der
Vorrat an sauberem Wasser
scheint endlos. Der Durch-
schnittsverbrauch von cirka 130
Litern Wasser pro Person und
Tag wirkt da fast moderat. Der
Haken: In Wirklichkeit ver-
braucht jeder Deutsche gut
30mal so viel, nämlich rund
4.000 Liter - und das Tag für
Tag. Auskunft über den tatsächli-
chen Wasserverbrauch gibt der
sogenannte Water Footprint, der
persönliche Wasser-Fußabdruck
(www.waterfootprint.org), ver-
öffentlicht von der Nicht-Regie-
rungsorganisation Water Foot-
print Network. Er listet auf, wie
viel Wasser nötig war, um alle
Produkte des täglichen Ge-
brauchs zu produzieren.

Umfassender
Paradigmenwandel nötig

Nur ein Beispiel: Für die Pro-
duktion eines einzigen Kilo-
gramms Rindfleisch – von der
Aufzucht bis hin zur Verarbei-
tung – sind rund 15.500 Liter
Trinkwasser nötig. Angesichts
der Tatsache, dass die Weltbe-
völkerung rapide wächst und in
vielen Regionen der Erde Wohl-
stand und Fleischverbrauch zu-
nehmen, liegt die Notwendigkeit
eines umfassenden Paradigmen-
wechsels auf der Hand. Ver-
schärfend kommt hinzu, dass
viele Produkte mit einem großen
Wasser-Fußabdruck gerade in
Ländern mit latentem Wasser-
mangel hergestellt werden.

100 Liter für 1 Dollar

Auch Industrieprodukte haben
einen Wasser-Fußabdruck. Im
globalen Mittel liegt er bei 80 Li-
tern pro Dollar Gegenwert. Um
ein Auto im Wert von 20.000
Dollar zu produzieren, werden
also durchschnittlich 160.000 Li-
ter Wasser verbraucht – mit
großen regionalen Unterschie-
den: Während beispielsweise in
den USA 100 Liter Wasser den
Wert von einem Dollar haben,
haben zum Beispiel in Deutsch-
land und den Niederlanden nur
50 Liter den Wert von einem

Dollar. In China und Indien sind
es gar nur 20 bis 25 Liter.

Technologien gegen
die drohende
Wasserkatastrophe

Neue Lösungsansätze für die
drängendsten Herausforderun-
gen des globalen Wassermana-
gements werden vom 13. bis 17.
September auf der IFAT ENT-
SORGA, der Weltleitmesse für
Wasser-, Abwasser-, Abfall- und
Rohstoffwirtschaft auf dem Mes-
segelände München vorgestellt.
Über 2.620 Unternehmen aus
mehr als 44 Ländern zeigen dort
zum Beispiel, wie Meerwasser
mit Hilfe neuartiger Filtertech-

nologien aufbereitet wird oder
wie Brunnen bis in eine Tiefe
von 1.200 Metern saniert werden
können.

Einsparpotential

Gigantisches Trinkwasser-
Einsparpotenzial liegt auch in
der Verringerung von Netzverlu-
sten: Allein in London ver-
sickern täglich über 900 Millio-
nen Liter Trinkwasser ungenutzt
- nur auf Grund eines maroden
Leitungssystems. In Deutsch-
land summieren sich die Wasser-
verluste auf 500 Milliarden Liter
pro Jahr - eine Menge, mit der
man ganz Berlin sieben Jahre
lang mit Trinkwasser versorgen
könnte. Nachhaltiges Wasserma-
nagement ist längst auch ein

Top-Thema der Umwelttechno-
logie-Industrie - und die deut-
schen Maschinen- und Anlagen-
bauer gehören in diesem Wachs-
tumsmarkt mit zur Weltspitze.
Die jährlichen Investitionen in
Wasserprojekte belaufen sich
laut Angabe der Vereinten Natio-
nen auf 80 Milliarden Dollar
weltweit. Mittelfristig wird eine
Verdopplung dieser Summe not-
wendig sein, um wasserarme Re-
gionen ausreichend mit Trink-
wasser zu versorgen und die Ab-
wasseraufbereitung in den Indu-
strieländern zu optimieren.

So viel Wasser braucht man
für die Herstellung folgender Le-
bensmittel:
1 Apfel - 70 Liter
1 Tasse Tee - 30 Liter
1 Glas Bier - 75 Liter
1 Glas Wein - 120 Liter
1 Tasse Kaffee - 140 Liter
1 Scheibe Weißbrot - 40 Liter
1 kg Mais - 900 Liter
1 kg Weizen - 1.300 Liter
1 kg Hirse - 5.000 Liter
1 kg Käse - 5.000 Liter
1 Hamburger - 2.400 Liter
1 kg Hühnerfleisch - 3.900 Liter
1kgSchweinefleisch -4.800Liter
1 kg Rindfleisch - 15.500 Liter. �

RENEXPO in Augsburg:

Energie für die
Stadt der Zukunft

Rahmen-Fachtagung „Energie
aus biogenen Stoffen und Abfällen“

Vom 7. bis 10. Oktober 2010 findet die RENEXPO, Bayerns
Landesenergiemesse, zum elften Mal im Messezentrum Augs-
burg statt. Seit 2000 informiert die Fachmesse über die Energie-
versorgung der Zukunft mit regenerativen Energien sowie über
energieeffizientes Bauen und Sanieren. Die RENEXPO ist die
Kommunikationsplattform für die wichtigsten Energieakteure
Deutschlands und versammelt Entscheidungsträger aus Mini-
sterien, Verbänden, Kammern, Ämtern und Behörden sowie
Unternehmen.

Längst spielen erneuerbare
Energien in der kommunalen
Energieversorgung eine wichtige
Rolle. Durch ihre Integration in
das Energieportfolio von Kom-
munen lassen sich eine weitge-
hende Versorgungssicherheit,
Unabhängigkeit und Preisstabi-
lität bei gleichzeitiger Verbesse-
rung der CO2-Bilanz erreichen.
Daher streben viele Kommunen
zunehmend eine Energieversor-
gung aus alternativen Energie-
quellen an. So können die regio-
nale Wertschöpfung gesteigert
und Arbeitsplätze geschaffen
werden. Die RENEXPO bietet
einen umfassenden Überblick
über die gesamte Bandbreite der
erneuerbaren Energien und der
Energieeffizienz.

Energieportfolio

Die 3. Fachtagung Energie aus
biogenen Stoffen und Abfällen,
die am Eröffnungstag in Zusam-
menarbeit mit dem Umwelt Clu-
ster Bayern stattfindet, setzt sich
mit einer Form der alternativen
Energiegewinnung auseinander,
die für Kommunen große Poten-
ziale im Hinblick auf ein nach-
haltiges Energieportfolio bietet.
Sie informiert über Technologi-
en wie das Brikettieren von Bio-
masse oder die Wirbelschicht-
feuerung und präsentiert außer-
dem bereits verwirklichte Pro-
jekte wie die Bioenergie-Region
Oberland. Kurze Transportwege,
lokale Wertschöpfung, Steue-
rungsmöglichkeiten durch die
Gemeinde und der geringe ener-
getische Aufwand für die Aufar-
beitung sind nur einige der Vor-

teile der Nutzung biogener Stof-
fe und Abfälle, die auf dem Kon-
gress erläutert werden.

Intelligente Energie

Das Thema intelligente Ener-
gie in Kommunen behandelt am
8. Oktober der 1. Fachkongress
Stadt der Zukunft. Die Tagung,
deren offizieller Kongresspartner
der Bayerische Städtetag ist, prä-
sentiert Visionen, Modellkon-
zepte sowie bereits existierende
und zukünftige Technologien der
dezentralen Stromerzeugung, in-
telligenter Stromnetze und Smart
Buildings. Hier können sich
Kommunalvertreter einen um-
fassenden Überblick über die
städtische Energieversorgung
von Morgen verschaffen.

Speziell für Kommunalvertre-
ter findet dieses Jahr zum zwei-
ten Mal der Bürgermeistertag
statt. Am 7. Oktober erhalten
Bürgermeister Einblick in die
Möglichkeiten der Energie- und
damit der Kosteneinsparungen
in ihren Kommunen.

Der Ausstellungsschwerpunkt
der RENEXPO® liegt im Be-
reich „IHE HolzEnergie“ auf
dem Thema Energiegewinnung
aus Holz. Der Messebereich „in-
terCogen“ stellt in Zusammenar-
beit mit dem Bundesverband
Kraft-Wärme-Kopplung und
dem Fachverband Biogas e. V.
die Themen Kraft-Wärme-
Kopplung und Energie aus Bio-
masse vor. Weiterhin ist das The-
ma energieeffizientes Bauen und
Sanieren unter dem Namen „in-
terGreenBuilding“ wichtiger Be-
standteil der RENEXPO. DK

Bad Griesbach:

Neuer Kurgast-Linienbus
Geräumiges Fahrzeug aus holländischer Produktion mit Rollstuhl-Hilfen

Persönlicher Service mit Zwei-Stunden-Takt

Als aufstrebende, geradezu auf einer Erfolgswelle schwimmen-
den Kurstadt schickten die Politiker der niederbayerischen
Therme Bad Griesbach auch einen Kurgast-Linienbus auf
Fahrt. „Das war halt notwendiger Service für unsere Kurgäste“,
erinnert sich Kurdirektor Martin Mayer auch an verschiedene
Experimente mit stadteigenen Fahrzeugen, auch mit einem von
Volksfesten und Ausflugsorten bekannten „Lindwurm“.

Doch angesichts gesunkener
Kurgast-Zahlen und damit ver-
bundener Einnahme-Rückgänge
betreibt Bad Griesbach beim
Stadtbus längst einen Sparkurs:
Bei 1,5 Millionen Euro Kurbei-
trag und einer halben Million
Euro Fremdenverkehrsabgabe
waren in den vergangenen Jah-
ren nur noch 180.463, dann
135.000 und 124.457 Euro
Stadtbus-Kosten finanzierbar.
Und außerdem hat sich die Kur-
stadt bereits vor Jahren vom
stadteigenen Betrieb verabschie-
det, so dass Privatunternehmer
mit einer ab September 2010 auf
vier Jahre verlängerten Auftrags-
lizenz eingestiegen sind.

Beliebtheit des Angebots

Geprägt von der Mischung aus
Kurgast-Notwendigkeiten und
Fahrgastwünschen auf der einen
und Finanzierbarkeit auf der an-
deren Seite hat Bad Griesbachs
Stadtrat im vergangenen Jahr den
bisherigen Rundlinienbetrieb ver-
kürzt, zumal „die Fahrschein-Ein-
nahmen auf 34.010 und 24.000
Euro deutlich gesunken waren“,
wie Kurdirektor Mayer und Stadt-
kämmerer Heinz Bertl auf Anfra-
ge skizzierten. Nicht gespart wur-
de dagegen beim Tagesbetrieb,
auch an den Wochenenden pen-
delt der Stadtbus im Zwei-Stun-
den-Takt vom späten Vormittag
bis zum Abend zwischen den
„Residenz“-Kliniken, der Therme
und der Innenstadt – neuerdings
auch mit einem neuen, speziell
ausgerichteten Fahrzeug aus
holländischer Produktion, ange-
schafft vom Reiseunternehmen
Michael Altmannsberger.

Entsprechend ausgeprägt ist
und bleibt die Beliebtheit des
Bad Griesbacher Stadtbusses,
der unisono von Kur- und Feri-
engästen sowie von Einheimi-
schen genutzt wird. „Einfach
praktisch und schnell“, lobte
das Stuttgarter Camper-Ehepaar
Spiess den zwischen 9 und 18

Uhr laufenden Betrieb, „ideal für
gehbehinderte Leute und auch
für Wohnmobil-Besitzer, die –
wie wir – ja keinen Pkw dabei
haben“. Afhamer, Karpfhamer,
Schwaimer und Singhamer Bür-
ger schätzen den Stadtbus-Servi-
ce, für den ein Einheitsfahrpreis
von einem Euro fällig wird, we-
gen des pünktlichen Shuttles
zwischen Einkauf und Wohnen.

Jahresstrecke von
37.030 Kilometern

Vier Touren am Wochenende
und fünf Fahrten an Werk- und
Feiertagen – übrigens „bisher
immer unfallfrei in all’ den Jah-
ren“, so Unternehmerin Roswit-
ha Altmannsberger – gelten als
bewährt. Ebenso bewährt – und
gerade bei Kurgästen und Urlau-
bern geschätzt – sind so manche
von Neugier geprägte „Schwätz-
chen“ auch jenseits des Dauer-
themas Wetters, wenn Stadtbus-
Fahrer Jakob Ens und Roswitha
Altmannsberger vom Steuer aus
Neuigkeiten oder Sehenswertes
aus dem Rottal schildern, so dass
die Besucher Ausflüge und
Streiftouren bis Passau oder in
den Bayerischen Wald, durchs
Rottal oder auf der Donau unter-
nehmen können. Und natürlich -
weil eben selbstverständlicher
Service - packen alle Busfahrer
auch an, um Fahrgästen beim
Ein- und Zusteigen zu helfen.

So gilt auch für das neue Stadt-
bus-Fahrzeug, jenes 130.000 Euro
teure holländische und trotzdem
weiß-blaue Sondermodell mit
Rollstuhlplatz und Einstiegsram-
pe, mit geräumiger Konzeption
und bequemen Sitzen, das legen-
däre „Er läuft und läuft und läuft“,
pro Jahr übrigens 37.030 km auf
der 22 km langen Rundtour, zu-
mal das Reiseunternehmen Alt-
mannsberger mittwochs und frei-
tags auch die Bewohner von
Weng und St. Salvator mit dem
Bürgerbus zwischen Bad Gries-
bach und ihren Ortsteilen beför-

dert, ebenso täglich die Scharen
der Schulkinder. Und wenn die
Familien und Vereine, Fangrup-
pen oder Firmenbelegschaften
‘mal die „große, weite Welt“ er-
kunden wollen, dann starten die
sieben Altmannsberger-Reisebus-
se auch ins ferne Mecklenburg
und seine Ostsee-Küste oder zum
Passionsspielabend nach Oberam-
mergau, lassen FC-Bayern-Fans
alle Heimspiele in der Münchener
Arena erleben oder fromme Pilger
auf den Spuren von Franz vonAs-
sisi wandeln.

Hans-Joachim Lütkehaus

IFAT ENTSORGA in München:

Kleine Goldminen
Präsentation neuer Technologien zum Recycling von Elektroschrott

Es ist die ergiebigste Goldader der Welt: In nur 41 Handys
steckt die gleiche Menge des Edelmetalls wie in einer ganzen
Tonne Golderz. Man muss also keine tiefen Stollen graben, Ber-
ge sprengen oder aufwendig im Sand schürfen, um diesen
Schatz zu heben. Wie es technisch funktioniert, Gold und ande-
re wertvolle Rohmaterialien aus Elektronik-Schrott zurückzu-
gewinnen, zeigen Aussteller der diesjährigen IFAT ENTSOR-
GA, der Weltleitmesse für Wasser-, Abwasser-, Abfall- und Roh-
stoffwirtschaft, vom 13. bis 17. September in München. DerAuf-
wand lohnt sich in jedem Fall: Viele der verbauten Materialien
sind entweder extrem teuer, nur in begrenzter Menge verfügbar
- oder beides.

Laut einer aktuellen Studie des
Umweltbundesamtes fallen allein
in Deutschland 600.000 Tonnen
Elektroschrott jährlich an. Das
sind insgesamt gut 7,5 Kilo pro
Kopf. Darin stecken auch Edel-
metalle wie Gold, Silber und Pal-
ladium. Besonders viel davon ist
in Mobiltelefonen und Compu-
tern verbaut. Die IT-Industrie
„verbraucht“ schon jetzt 15 Pro-
zent der weltweiten Kobalt-Jahres-
produktion, 13 Prozent des geför-
derten Palladiums und drei Pro-
zent der jährlich abgebauten
Gold- und Silbervorkommen. Al-
lein in Computern landeten im
Jahr 2008 Gold, Silber, Kupfer,
Palladium und Kobalt im Wert
von gut 2,7 Milliarden Euro. Am
Ende steht der Elektroschrott -
und der hat es in sich: Eine Tonne
Computer-Leitplatten etwa ent-
hält 250 Gramm Gold.

Deutschland verfügt zwar
praktisch über keine Primärroh-
stoffe, ist aber Weltmeister in der
Gewinnung von Sekundärroh-

stoffen. Das liegt nicht nur am
System der Mülltrennung, son-
dern auch an den Unternehmen,
die in der Recycling-Technolo-
gie führend sind. Auf der IFAT
ENTSORGA stellen sich unter
anderem die Recycling-Unter-
nehmen mit neuen Technologien
und Lösungen der internationa-
len Konkurrenz.

Drei Erfolgsbeispiele

Die gesamte Bandbreite des
Themas Recycling deckt die AL-
BA Group ab: Mit einem jährli-
chen Umsatzvolumen von über
2,2 Milliarden Euro und rund
9.000 Mitarbeitern ist die ALBA
Group einer der führenden eu-
ropäischen Umweltdienstleister
und Rohstoffanbieter. Das Unter-
nehmen wird auf der IFAT
ENTSORGA vor allem mit neu-
en Lösungen im Bereich „Urban
Mining“, der Rückgewinnung an-
thropogener, also von Menschen
erzeugter, Rohstoffe in Städten

vertreten sein. Ebenfalls auf der
IFAT ENTSORGA vertreten ist
MeWa Recycling. In diesem Jahr
hat das baden-württembergische
Unternehmen unter anderem eine
hochmoderne Recyclinganlage
im englischen St. Helens in Be-
trieb genommen. Diese kann bis
zu 40.000 Tonnen Elektroschrott
im Jahr verarbeiten.

Auch die mittelständische ha-
mos GmbH aus dem oberbayeri-
schen Penzberg hat sich zu ei-
nem weltweit führenden Anbie-
ter von Separationsanlagen für
das Elektronik-Recycling ent-
wickelt. Die dort entwickelten
Anlagen sind heute schon in der
Lage, gebrauchte Leiterplatten
aus Computern, Laptops oder
Handys automatisch zu hoch-
wertigen, sortenreinen Metallen
weiter zu verarbeiten.

Noch hat sich das Elek-
troschrott-Recycling nicht überall
durchgesetzt. Ein großer Teil der
Metalle wird noch nicht ins Sy-
stem zurückgeführt: Pro Jahr ge-
hen laut UN-Umweltprogramm
UNEP so mehr als fünf Milliar-
den Euro verloren. Ein Viertel des
deutschen Elektromülls wandert
laut Umweltbundesamt sogar il-
legal insAusland, wo er ohne jeg-
liche Rücksicht auf Mensch und
Umwelt weiterverarbeitet wird -
ein weiterer Grund, dem Thema
Elektroschrott-Recycling in Zu-
kunft noch mehr Aufmerksam-
keit zu widmen. �
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GAB-Altlastensymposium in Ingolstadt:

Bilanz und Perspektive
Im vergangenen Herbst feierte die Gesellschaft zur Altlastensa-
nierung in Bayern (GAB) ihr 20-jähriges Bestehen. Gleichzeitig ist
der künftige Mittelbedarf für die Altlastensanierung und die wei-
tere Finanzierung der GAB nach 2010 noch in der Diskussion. Vor
diesem Hintergrund wurde beim diesjährigen GAB-Altlasten-
symposium in Ingolstadt, an dem rund 270 Gäste teilnahmen, die
Frage erörtert, wo die Altlastensanierung nach zwei Jahrzehnten
steht und wie sich die künftige Perspektive darstellt.

Weitere Themenschwerpunkte
waren die anstehenden wichtigen
Neuerungen bei den rechtlichen
Grundlagen und die Vorstellung
neuer Erkenntnisse und Vorgaben
hinsichtlich der Untersuchung
und Bewertung von Altlasten.
Neue Konzepte und Lösungs-
ansätze für altbekannte Probleme
wurden auch anhand eindrucks-
voller Fallbeispiele aufgezeigt.
Einer differenzierten Würdigung
unterzogen wurden insbesondere
die in den vergangenen Jahren in
den Blickpunkt gerückten inno-
vativen Verfahren zur In-Situ-Sa-
nierung. Dabei handelt es sich um
Verfahren, bei denen die Sanie-
rung des Bodens vor Ort ohne
Aushub des Materials erfolgt.

Nach der Begrüßung durch Dr.
Thilo Hauck, GAB, und einem
Grußwort von Dr. Alfred Leh-
mann, Oberbürgermeister der
Stadt Ingolstadt und Bezirksvor-
sitzender Oberbayern des Bayeri-
schen Städtetags – einer der Ge-
sellschafter der GAB –, hob der
Amtschef des Bayerischen Staats-
ministeriums für Umwelt und
Gesundheit (StMUG), Ministeri-
aldirektor Wolfgang Lazik in sei-
ner Eröffnungsrede die erfolgrei-
che 20-jährige Arbeit der GAB

hervor. Der Bedarf für die Sanie-
rung von Altlasten sei nach wie
vor hoch und die GAB sei eine
tragende Säule derAltlastenfinan-
zierung in Bayern, so Lazik.

Kein Ende in Sicht

Betrachte man die derzeit mit
Priorität A eingestuften erfassten
ca.1.200 Altstandorte und die ca.
1.000 gemeindeeigenen Altabla-
gerungen, so werde deutlich, dass
hier das Ende der Fahnenstange
noch nicht erreicht sei. Allein für
die Bearbeitung der gemeinde-
eigenen Müllkippen bedarf es
nach Schätzungen des Umwelt-
ministeriums unter den gegen-
wärtigen Rahmenbedingungen
und dem derzeitigen Finanzie-
rungsvolumen eines Zeitrahmens
von 30 Jahren. Die erforderlichen
Investitionen stellten ein hoch
willkommenes Auftragsvolumen
dar. Umweltschutz sei nicht nur
im Altlastenbereich ein echter
Jobmotor in Bayern. Durch die
Altlastensanierung werde ein
wichtiger Beitrag zum sparsamen
Umgang mit der Ressource Bo-
den und zum Flächensparen ge-
leistet.

Angesichts der noch anstehen-

denAufgaben würden umso drin-
gender gut funktionierende Fi-
nanzierungsinstrumente und eine
verlässliche Koordinierungsar-
beit, wie sie derzeit von der GAB
geleistet würde, benötigt, erläu-
terte Lazik. Doch sei die Laufzeit
der beiden bei der GAB angesie-
delten kooperativen Förderinstru-
mente bis Ende 2010 befristet.
Die kommunalen Spitzenverbän-
de hätten eindeutig die Fort-
führung des Unterstützungsfonds
für die kommenden fünf Jahre
mit den gleichen Rahmenbedin-
gungen wie bisher befürwortet.
Mit der bayerischen Wirtschaft
werde derzeit die Fortsetzung des
Erfolgsmodells „Umweltpakt
Bayern“ verhandelt, für den die
Altlastensanierung stets einwich-
tiger Eckpfeiler war und bleiben
solle. Lazik zeigte sich zuver-
sichtlich, dass der Freistaat ge-
meinsam mit der bayerischen
Wirtschaft und den kommunalen
Spitzenverbänden ein Konzept
zum Fortbestand finden werde.

Neue Deponieverordnung

Zum Thema „Ein Jahr neue
Deponieverordnung– erste Erfah-
rungen“ referierte Dr. Bruno Kau-
kal vom StMUG.. Seit einem Jahr
sei nun die auf Initiative der Bun-
desländer erarbeitete Verordnung
zur Vereinfachung des Deponie-
rechtes in Kraft. Derzeit werde
bereits an einer Änderungsver-
ordnung gearbeitet. Gleichzeitig
wurden die bisher maßgeblichen
abfalltechnischen Verwaltungs-
vorschriften ersatzlos aufgeho-
ben. Da hierdurch eine Vielzahl
deponietechnischer Vorgaben
verloren gingen, erarbeitete der
Freistaat Bayern gemeinsam mit
dem Land Nordrhein-Westfalen
das Merkblatt „Mineralische De-
ponieabdichtungen“.

Mit Blick auf den Depo-
nierückbau und die Auswirkun-

gen auf die Altlastensanierung
wies Kaukal darauf hin, dass nach
der Deponieverordnung Abfälle
mit höherem organischem Gehalt
nicht deponiert, sondern behan-
delt werden sollen. Ausnahmen
lasse die Deponieverordnung in
zwei Fällen zu: bei Abfällen aus
Schadensfällen wie Bränden oder
Naturkatastrophen und bei Rück-
baumaßnahmen von Deponien
und Altlasten.

Sollte sich aufgrund der Aus-
wirkungen der Grundwasserver-
ordnung auf den Deponiebereich
ein Bedarf für zusätzliche Abla-
gerungskapazitäten ergeben, wer-
de auch das Szenario eines „zwei-
ten Deponielebens“ in Verbin-
dung mit Deponierückbau und
Wertstoffrückgewinnung (Stich-
wort „landfill mining“) zu prüfen
sein. So könnte statt der Suche
nach neuen Standorten eine Kon-
zentration auf bereits bestehende
Standorte erfolgen.

Hohe Sanierungskosten

Wie Jörg Frauenstein vom Um-
weltbundesamt in Dessau fest-
stellte, gibt allein die öffentliche
Hand jährlich ca. 500 Mio. Euro
für die Sanierung von Altlasten
aus – zuzüglich der Aufwendun-
gen für aktuell oder ehemals mi-
litärisch genutzte Bundesliegen-
schaften. Hinzu kommen bundes-
weite Sanierungsprogramme, die
mit dem Vollzug der deutschen
Einheit im Hinblick darauf aufge-
stellt wurden, wie mit den Altla-
sten auf dem früheren Territorium
der DDR umgegangen werden
soll. Bisher wurden für 22
Großprojekte mehr als 3 Mrd.
Euro aufgewendet. Zudem sind
laut Frauenstein zahlreiche Pro-
jekte aus derAltlastenfreistellung,
die Braunkohlesanierung (bis
2009 mehr als 8 Mrd. Euro) oder
die Sanierung der Wismut (ge-
schätzter Gesamtbedarf ca. 6,2
Mrd. Euro) zu nennen.

Auch in die Altlastenforschung
habe die Bundesrepublik erheb-
lich investiert. Allein im Bereich
des Bundesforschungsministeri-
ums (BMBF) seien unter Hinzu-
rechnung der Eigenanteile Dritter
bisher mehr als 300 Mio. Euro
aufgewendet worden, was zu ei-
ner erheblichen Verbesserung der
wissenschaftlich-technischen
Grundlagen geführt habe.

Zur „Sanierungsstrategie bei
der Revitalisierung der Bayer-
noil-Raffinerie Ingolstadt“ refe-
rierte Dr. Karl Noé, ARCADIS
Deutschland GmbH, München –
ein Projekt, dessen Schwerpunkt
auf dem Aspekt des Flächenrecy-
clings liegt. Bereits 2006 wurde
während des noch laufenden Be-
triebs bei Bayernoil mit den er-
sten Erhebungen in Bezug auf
Rückbau, Sanierung und Revita-
lisierung der Fläche begonnen,
bis der Betrieb 2008 stillgelegt
wurde. Parallel dazu wurde die
Liegenschaftsentwicklung vorge-
nommen.

Die Sanierungsstrategie wurde
insofern flexibel gestaltet, als
auch aus der geplanten Folgenut-
zung resultierende Ansprüche so-
wie der Zeitpunkt von Flächenbe-
reitstellungen für Folgenutzungen
berücksichtigt werden konnten.
Umfangreiche Boden- und Grund-
wasseruntersuchungen bezogen
auch innovative Untersuchungs-
methoden und die Berücksichti-
gung des Natural Attenuation Po-
tenzials mit ein. Noé beendete
seinen Vortrag mit einigen Bil-
dern vom zukünftigen AUDI
Sportpark, dem Fußballsta-
dion des FC Ingolstadt, dessen
Eröffnung kurz bevor steht.

Natural Attenuation

Stefan Rüttinger vom Bayeri-
schen Landesamt für Umwelt
(LfU), Hof, widmete sich dem
Thema „Erfahrungen bei der
Umsetzung von Natural Attenua-
tion (Natürliche Schadstoffmin-
derungsprozesse) in Bayern“. Als
Praxisfall stellte er einen Heizöl-
schadensfall in der Münchner
Schotterebene dar. „Möglichkei-
ten und Grenzen innovativer In-

Situ-Sanierungsverfahren aus
Sicht eines Ingenieurbüros– Er-
fahrungen aus der Praxis“ erläu-
terte wiederum Dr. Thomas Han-
auer, R & H Umwelt GmbH,
Nürnberg. Anhand einer Matrix
zu den gängigen Verfahren und
den zu behandelnden Schadstof-
fen gab er eine kurze Übersicht
zu den Einsatzmöglichkeiten.
Schließlich stellte Rüttinger im
Detail mehrere Fallbeispiele vor,
u. a. die Sanierung einer massiven
CKW-Belastung mittels ISCO-
Verfahren (In-Situ-Chemische
Oxidation). Hier wurden vor
Durchführung der Sanierung Ab-
bauversuche mit Kaliumperman-
ganat durchgeführt sowie ein in-
stationäres Grundwasserströ-
mungsmodell erstellt. Als Fazit
hielt Hanauer fest, dass bei allen
Verfahren eine Risikominimie-
rung durch eine detaillierte Erfas-
sung des Schadstoffinventars, der
hydraulischen Verhältnisse und
der Relevanz von Abbauproduk-
ten erforderlich ist. Innovative
Verfahren seien auch als Ergän-
zungen zu konventionellen Tech-
niken und als Verfahrenskombi-
nationen nutzbar. DK

Schatzkiste Biotonne
Fachtagung des Landesverbandes Bayerischer

Biomasse- und Komposthersteller in Schwandorf

Mit „Aktuellen Problemstellungen der Bioabfallverwertung“ be-
fasste sich eine Fachtagung des Landesverbandes Bayerischer Bio-
masse- und Komposthersteller e.V. in Schwandorf. Dabei zog der
Verband der Bayerischen Entsorgungsunternehmen e.V. (VBS),
der als Kooperationspartner mitbeteiligt war, eine äußerst positive
Bilanz. Referenten aus Wissenschaft, Verbänden und dem Bayeri-
schen Staatsministerium für Umwelt und Gesundheit stellten in
ihren Vorträgen die ökologischen und ökonomischen Vorteile der
Getrenntsammlung von Bioabfällen heraus.

So unterstrich Dr. Matthias
Wendland von der Bayerischen
Landesanstalt für Landwirtschaft
in seinem Vortrag die Bedeutung
der Humuswirkung und der Nähr-
stoffwirkung von Komposten für
landwirtschaftlich genutzte Flä-
chen und kam zu dem klaren Fa-
zit: „Kompost – wir brauchen
ihn“. Dr. Bertram Kehres (Bun-
desgütegemeinschaft Kompost)
kam zum gleichen Ergebnis und
legte dar, dass seit Jahren die
Nachfrage nach Qualitätskompo-
sten steige. Waren vor einigen Jah-
ren noch Zuzahlungen bei Kom-
posten nicht unüblich, so wird
Kompost heute auch monetär als
ein werthaltiges Produkt aner-
kannt.

Dr. Siegfried Kreibe vom bifa
Umweltinstitut berichtete über die
Ergebnisse der Studie „Ökoeffizi-
ente Verwertung von Bioabfällen
und Grüngut in Bayern“, in der die
Umweltwirkungen und Kosten
der Kompostierung von Biomüll,
der Vergärung zu Biogas und der
Mitverbrennung mit dem Haus-
müll detailliert unter die Lupe ge-
nommen wurden. In dieser Bear-
beitungstiefe ist die Bioabfall-Be-
handlung bislang noch nicht unter-
sucht worden. Nicht nur Treib-
hauseffekt, Versauerung, Nähr-
stoffanreicherung, Ozonbildung,
Humantoxizität und Ökotoxizität
wurden in der Berechnung der
Ökoeffizienz „auf den Punkt ge-
bracht“.Aus dieser bifa-Studie las-
sen sich auch zahlreiche weitere
Argumente für die Kompostierung
und/oder Vergärung von Bioabfäl-
len herauslesen.

Die Resultate der Studie sind
vielfältig. Wesentliches Ergebnis
ist zunächst, dass alle betrachteten
Entsorgungsverfahren mit Um-

weltentlastungen verbunden sind.
AlleVerfahren sorgen für eine Kli-
maentlastung. Bei der Beurteilung
kommt es entscheidend darauf an,
dass nicht nurAspekte des Klima-
schutzes und andere Emissionen,
sondern auch des Ressourcen-
schutzes berücksichtigt werden.
Während bei alleiniger Betrach-
tung von Emissionen die Umwelt-
wirkung der Kompostierung von
Bioabfall einerseits und die Ver-
brennung von Bioabfällen zusam-
men mit dem Restabfall anderer-
seits als gleichwertig eingestuft
werden, ändert sich diese Bewer-
tung bei der Einbeziehung von
Kriterien der Ressourcenschonung
grundlegend.

Das vergleichsweise schlechte
Abschneiden der Vergärung ge-
genüber der Kompostierung hat
seine Ursache in der Annahme
verhältnismäßig hoher Emissio-
nen klimarelevanter Gase aus der
Vergärung. Die zugrunde liegen-
den Daten beziehen sich allerdings
ausschließlich auf die Trockenfer-
mentation und sind nur auf eine
geringeAnzahl an Messungen ge-
stützt. Die Daten und Vermei-
dungspotentiale werden derzeit im
Rahmen von F&E-Projekten veri-
fiziert. Soweit die aus der Ver-
gärung stammenden Klimagase-
missionen reduziert werden kön-
nen, verbessert sich die Umwelt-
wirkung.

Für ein nachhaltiges Verfahren
der Bioabfallverwertung genügt es
nicht, allein auf die energetische
Nutzung abzuzielen. „Gewichti-
ger“ ist die Nutzbarmachung der
stofflichen Ressourcen und Bereit-
stellung stofflich verwertbarer
Produkte wie Dünge- und Boden-
verbesserungsmittel sowie Torf-
substitute. Ein „Best-Practice-Ver-

fahren“ konnte allerdings auch mit
dieser Studie nicht vorgestellt wer-
den, da die Umweltwirkungen
über den Behandlungsprozess hin-
aus erheblich von der Art der Ab-
fälle und den lokalen Randbedin-
gungen abhängen.

In der Zusammenfassung geben
dieAutoren der Studie unter ande-
rem folgende Handlungsempfeh-
lungen an die Politik: Die Stoff-
stromlenkung sollte an Nachhal-
tigkeitskriterien aufgerichtet wer-
den, d. h. die stofflicheVerwertung
ist ebenso zu fördern wie die ener-
getische. Bezüglich Klimagasen
sollten emissionsarme Anlagen-
standards durchgesetzt werden.
Einer guten Betriebsführung
kommt bei der Kompostierung ein
höherer Stellenwert zu als techni-
schen Maßnahmen wie Einhau-
sung und Biofilter. Die Innovati-
ons- und Investitionsbereitschaft
sollte durch verlässliche Randbe-
dingungen gesichert werden. Bei
Ausschreibungen und Eigenbe-
trieb müsse die langfristige Nach-
haltigkeit im Vordergrund stehen
und nicht Lösungen, die kurzfri-
stig oder ausschließlich kosten-
günstig sind. In Bioabfällen ent-
haltene energetische und stoffliche
Nutzenpotentiale sollten mög-
lichst effizient ausgeschöpft wer-
den. In der Regel, so das Fazit der
Studie, ist die - gemäß Abfallrah-
menrichtlinie zu fördernde - ge-
trennte Sammlung und Verwer-
tung von Bioabfällen die ökoeffi-
zienteste Lösung.

Für VBS-Präsident Otto Heinz
war das Resümee am Ende der
Fachtagung eindeutig: „Der
VBS begrüßt ausdrücklich,
dass der vorliegende Entwurf
zum neuen Kreislaufwirtschafts-
gesetz die getrennte Sammlung
und ordnungsgemäße Behandlung
von Bioabfällen vorsieht.“ Für ei-
ne Festsetzung einer Frist zum 1.
Januar 2015 besteht aus Sicht des
VBS keinAnlass. DK

Die Tonne, die mitdenkt
Abfallwirtschaftssystem des Landkreises

Mühldorf hat sich bewährt

Eine Restmülltonne mit integriertem Transponder-Chip, der bei
der Entleerung einem Lesegerät am Müllfahrzeug die Häufigkeit
sowie den Zeitpunkt der Leerung übermittelt – was sich anhört
wie eine ferne Zukunftsvision, ist seit fast zehn Jahren Realität im
Landkreis Mühldorf.

Bereits zum 1. Januar 2001
wurde das revolutionäre Chipsy-
stem im Bereich der Restmüller-
fassung im Landkreis Mühldorf
flächendeckend eingesetzt. Durch
die elektronische und automati-
sche Registrierung der Entlee-
rungszahlen und die damit einher-
gehende entleerungs- und be-
hälterbezogene Leistungsgebühr
konnte der Landkreis ein verursa-
chergerechtes Gebührensystem
etablieren, das weit über die Land-
kreisgrenzen einzigartig ist.

Chip-Erfassungssystem

Welche Vorreiterrolle das Chip-
Erfassungssystem besitzt, zeigt
sich nicht zuletzt daran, dass die-
ses System aktuell vom Entsor-
gungsverband Saar eingeführt
wird. Was dort erst noch aufge-
baut wird, gibt es im Landkreis
Mühldorf schon seit neun Jahren:
ein mengenbezogenes Abfall-Ge-
bührensystem ohne umständli-
ches Verwiegen des Restmülls
oder einzelner Tonnen.

„UnserAbfallwirtschaftssystem
hat sich bewährt. Allein nach der
Einführung des Chipsystems
konnten wir einen Rückgang der
Abfallmengen um 19 Prozent ver-
zeichnen.“, zieht Anna Bichlmei-
er, Fachbereichsleiterin für Kom-
munale und StaatlicheAbfallwirt-

schaft am Landratsamt Mühldorf
eine positive Bilanz über die Ar-
beit der Abfallwirtschaft in den
vergangenen Jahren. Dabei be-
weist nicht nur das Chip-Erfas-
sungssystem die Fortschrittlichkeit
derAbfallwirtschaft im Landkreis.
Durch die Einführung der Papier-
tonne nach dem Prinzip der „Ab-
holung direkt an der Haustür“ und
der Umstellung auf den Gelben
Sack zum 1. Januar 2004 konnten
die Abfallmengen um weitere
zehn Prozent verringert werden.

„Wir werden dieses Holsystem
auch in Zukunft weiter ausbauen,
so dass es für die Bürgerinnen
und Bürgern praktisch ist und da-
bei gleichzeitig die Müllmenge re-
duziert.“, so Bichlmeier. Die Um-
stellung auf die 14-tägige Abfuhr
beim Restmüll hat mit einer Re-
duzierung der Abfallmenge
von weiteren fünf Prozent genau
dieses Ziel erreicht. Sperr-
müllschecks, die Sammlung von
Leuchtstoffröhren und Energie-
sparlampen, das Öli®-Mehrweg-
Sammelsystem oder der Ton-
nenalarm, mit dem sich Bürgerin-
nen und Bürger per sms oder E-
Mail an die Entsorgungstermine
für Restmüll, Altpapier, Gelben
Sack oder Problemmüll erinnern
lassen können, ergänzen das brei-
te Dienstleistungsangebot derAb-
fallwirtschaft optimal. �

http://www.bls-bayern.de
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Landkreis Neu-Ulm:

Neues Projekt
Fachkräftesicherung

Zu einem Bündnis, das sich dem Kampf gegen den Fachkräf-
temangel verschrieben hat, haben sich die Landkreise Neu-
Ulm und Günzburg, die Industrie- und Handelskammer (IHK)
Schwaben, die Handwerkskammer (HWK) für Schwaben so-
wie die Agentur für Arbeit Memmingen zusammengeschlossen.

Wie Landrat Erich-Josef Geß-
ner bei der Vorstellung des Pro-
jekts im Landratsamt Neu-Ulm
betonte, „müssen wir alles dar-
an setzen, für unsere Wirtschaft
den notwendigen Nachschub an
gut ausgebildeten und motivier-
ten Fachkräften sicherzustellen,
sonst verspielen wir die Zukunft
unserer Region“.

Grundlagen der Initiative sind
Studien der IHK Schwaben und
der Hochschule Neu-Ulm. Die
im Jahr 2008 angestellte Unter-
suchung der IHK Schwaben er-
gab, dass rund die Hälfte der
1.350 befragten Unternehmen
in diesem bayerischen Regie-
rungsbezirk bereits auf Schwie-
rigkeiten stießen, ausreichend
qualifiziertes Personal in der
benötigten Anzahl zu rekrutie-
ren. Zwar milderte sich der Pro-
blemdruck im Rezessionsjahr
2009, doch ist damit zu rech-
nen, dass sich mit der anziehen-
den Konjunktur und vor allem
wegen des demografischen
Wandels der Fachkräftemangel
in der Zukunft dramatisch ver-
schärfen wird.

Folgestudie

Vor allem vom Fachkräfte-
mangel bedroht sind Gebiete,
deren Wirtschaft besonders pro-
duktionsgeprägt ist. Die Land-
kreise Neu-Ulm und Günzburg
zählen dazu. Deshalb haben sie
als erste Landkreise in Baye-
risch-Schwaben eine Folgestu-
die zu der schwabenweiten IHK-
Untersuchung in Auftrag gege-
ben. Die im vergangenen Jahr
vorgenommene Analyse der
Hochschule Neu-Ulm (HNU)
ergab, dass insbesondere in den
technischen Berufen in Schwa-
ben weit weniger Ingenieure,
Meister, Techniker und Fachar-
beitergesellen ausgebildet wer-
den, als die heimische Wirtschaft
benötigt. Dagegen überwiegt das
Angebot an Absolventen bei Be-
triebswirten und kaufmänni-
schen Ausbildungsberufen sowie
Informatikern. Laut Günzburgs
Landrat Hubert Hafner „sind
hier auf längere Sicht keine Ein-
brüche und Engpässe in der Ver-
sorgung zu erwarten“.

Mit einem Vier-Punkte-Pro-
gramm wollen die Bündnispart-
ner des „Projekts Fachkräfte-
sicherung“ dem Fachkräfteman-
gel entgegenwirken. Dazu zählen
die Mobilisierung bislang unge-
nutzter Arbeitskraftpotenziale

(insbesondere bei Frauen und
Migranten), die Förderung jun-
ger Menschen ohne Ausbil-
dung, die persönliche Vernet-
zung der wichtigsten Akteure
im Bildungssektor (gedacht ist
zum Beispiel an einen Lehrer-
austausch zwischen Haupt- und
Berufsschulen sowie eine land-
kreisübergreifende Beschulung
in Fachklassen) sowie die Ver-
besserung der Zusammenarbeit
zwischen Schulen und Unter-
nehmen, zum Beispiel durch ei-
ne größere Berufsorientierung
im Unterricht, mehr Prakti-
kumsangebote und Aufbau be-
ziehungsweise Intensivierung
von Netzwerken.

Arbeitsgruppe

Demnächst soll sich eine Ar-
beitsgruppe aus Vertretern der
Agentur für Arbeit, der beiden
Kammern und der zwei Land-
kreise bilden, die in diesen
Handlungsfeldern konkrete Maß-
nahmen entwickelt.

Einige Projekte laufen bereits
bzw. sind auf den Weg gebracht.
Landkreischef Hafner nannte
beispielsweise die Praxisklasse
an der Hauptschule in Krum-
bach, Landrat Geßner das Vor-
haben „Haus der kleinen For-
scher“, bei dem Kindergarten-
kinder im naturwissenschaftli-
chen Bereich experimentieren
sollen, und den Begabtenstütz-
punkt, der zum neuen Schuljahr
im Lessing-Gymnasium Neu-
Ulm eingerichtet werden wird.
Weitere Projekte im Landkreis

Mehrere Geldspenden erreichten den Kindergarten Breitbrunn
während der Umbauphase. Unser Bild zeigt die Übergabe des Be-
trages von 650 Euro, der aufgrund einerAktion der Breitbrunner
Jugendlichen von Bürgermeisterin Gertrud Bühl (rechts) an Tan-
ja Wölker, der Vorsitzenden des Kindergartenvereins und Irmhil-
de Sauer, Leiterin der Einrichtung, überreicht werden konnte.��

Für ihre Breitbrunner ist die
Bürgermeisterin stets zu sprechen

Vor wenigen Wochen feierte Gertrud Bühl
im Kreise der Familie ihren 60. Geburtstag

Breitbrunn im Naturpark Haßberge wird von Bürgermeiste-
rin Gertrud Bühl im Internet als „derzeit aufstrebende und
attraktive Wohngemeinde“ präsentiert. Dazu gehören sechs
Ortsteile und vier Weiler, malerische Dörfer nach altem Mu-
ster. „Hier ist die Welt noch in Ordnung“, ist nicht selten von
Touristen zu hören, die in der Region Station machen.

Zwölf Jahre lang gehörte Gertrud Bühl dem Gemeinderat an,
bis die Freie Wählerin 2008 mit 64,1 Prozent überraschend zur
Bürgermeisterin gewählt wurde und seither dem ansonsten
ausschließlich männlichen Rat vorsteht.

Von Anfang an hatte sich das ehrenamtliche Gemeindeober-
haupt viel vorgenommen. Ein „Lieblingskind“ hat die dreifa-
che Mutter und zweifache Großmutter aber weder in der Fami-
lie noch in der Gemeinde, obwohl ihr manches Vorhaben ganz
besonders am Herzen liegt. Dazu gehört zweifellos der Kin-
dergarten, der als erster in der Verwaltungsgemeinschaft zwölf
Krippenplätze für Kleinkinder bis zu drei Jahren geschaffen
hat. Den Familien Bedingungen zu bieten, die sie zum Verbleib
in der Gemeinde veranlassen, ist ihr vordringliches Ziel.

Den Ort kulturell aufzuwerten, ist Bestandteil ihrer Strategie,
wozu ein im Entstehen begriffener Kreuzweg zählt. Über den
fast fertiggestellten Radweg sollen „Interessierte vom Maintal
hoch nach Breitbrunn“ kommen.

Trotz dieser großen und vieler kleiner Vorhaben steht der
Gemeindehaushalt finanziell auf gesunden Füßen. Der Schul-
denstand ist rückläufig, Kredite sind im Haushaltsplan 2010
nicht vorgesehen.

Gertrud Bühl will auch mit kleinen Maßnahmen große Wir-
kung erzielen. „Die Menschen ernst nehmen und immer ein
Ohr für ihre Belange“ zu haben, ist ihre Devise. SME

Gemeinde Breitbrunn:

Praktizierte
Familienfreundlichkeit

Mit der Einrichtung von Krippenplätzen im Kindergarten hat
der Gemeinderat darauf reagiert, dass Eltern seit einigen Jahren
vermehrt nach Betreuungsmöglichkeiten für die ganz Kleinen
suchten. Es erfolgte eine Umwandlung von Regelplätzen in zwölf
Krippenplätze für Kinder im Alter von Null bis zu drei Jahren.
Somit können im unterfränkischen Breitbrunn Kinder vom Säug-
ling bis zum Ende des Grundschulalters betreut werden.

Zur Feier anlässlich der Fertig-
stellung fand eine Einweihung der
neuen Räumlichkeiten statt, an der
neben Vertreterinnen des Kreisju-
gendamtes, Gemeinderäten, Pfar-
rer und Kirchenvorstand zahlrei-
che Breitbrunner Bürger teil nah-
men. Bürgermeisterin Gertrud
Bühl dankte der Kindergartenleite-
rin Irmhilde Sauer mit ihremTeam
sowie der ersten Vorsitzenden des
Kindergartenvereins, dem Eltern-
beirat, dem Architekten, allen
Handwerkern und ganz besonders
herzlich den Kindern und ihren El-
tern und für ein Jahr gemeinsamen
Schaffens.

Die Gesamtkosten des Projektes
belaufen sich auf rund 130.000
Euro. Vom Freistaat Bayern erhält
die Gemeinde 94.700 Euro Zu-
schuss, die Restkosten teilt sie sich
mit der Diözese Würzburg.

„Heute ist ein froher Tag für un-
sere ganze Gemeinde“, verkünde-
te die Bürgermeisterin, „denn die
Umbaumaßnahmen bei laufen-
dem Kindergartenbetrieb sind er-

folgreich beendet.“ Die seit 2008
als Gemeindeoberhaupt amtieren-
de Unterfränkin betonte, dass es
„nicht Krippe oder Familie“ heiße,
sondern die Kinderkrippe ergän-
zend und unterstützend für die Fa-
milien da sei. „Eltern und Erziehe-
rinnen arbeiten eng zusammen,
damit eine vertrauensvolle Bezie-
hung zu Gunsten unserer kleinsten
Mitbürger geschaffen wird“, be-
tonte Bühl. Auch der zweite Bür-
germeister Thomas Schlee zeigte
sich erfreut, dass Breitbrunn mit
der Schaffung von zwölf Krippen-
plätzen quasi eine Vorreiterrolle in
derVerwaltungsgemeinschaftEbels-
bach eingenommen habe. Er selbst
hatte die Entwurfsplanung in Zu-
sammenarbeit mit der Kindergar-
tenleiterin erstellt, Abstimmungen
mit den Behörden vorgenommen
und Angebote als Kostengrundla-
ge für den Förderantrag eingeholt.

Bei ihren Tanz- und Gesangs-
darbietungen haben die Kinder
musikalisch klar gestellt: „Wir sind
hier wichtig und richtig!“ SME

Neu-Ulm werden Geßner zufol-
ge derzeit im Rahmen des Erar-
beitungsprozesses zum Kreis-
entwicklungsprogramm disku-
tiert.

„Quali-Adapt“

Die Handwerkskammer hat
das Programm „Quali-Adapt“
aufgelegt, das Migranten er-
möglicht, ihre berufliche Quali-
fikation, die sie in ihrem Hei-
matland erworben haben, an die
Erfordernisse in Deutschland
anzupassen. Die Agentur für Ar-
beit bietet seit Ende 2007 in Ko-
operation mit der Handwerks-
kammer und der IHK betriebli-
che Einstiegsqualifizierungen
an, die für junge Menschen mit
Vermittlungshemmnissen als
Brücke in die Berufsausbildung
dienen sollen.

Auch dieser „gesamtgesell-
schaftlichen Problemgruppe“
der sog. nicht ausbildungsfähi-
gen Jugendlichen müsse man
sich annehmen, waren sich die
beiden Landräte einig. „Wir
müssen uns alle miteinander
bemühen, schlechte oder lustlo-
se Schüler so zu formen, dass
sie arbeitsfähig werden“, appel-
lierte Erich-Josef Geßner an al-
le Bündnispartner.

In der Zukunft könne man auf
keine potenzielle Arbeitskraft
mehr verzichten, bekräftigte
Hubert Hafner, und zwar nicht
nur wegen des Arbeitskräfte-
mangels, sondern auch zur Ent-
lastung der Sozialkassen und
zur Kriminalitätsvorbeugung.
Um diese drei Fliegen mit einer
Klappe zu schlagen, will Geß-
ner verstärkt auch das Jugend-
amt einschalten. DK

Münchner Klinikskandal:

Die CSU fragt nach
Hygiene-Missstände – welche Mauscheleien laufen da?

Wie bekannt wurde, hat der Münchner SPD-Chef Hans-Ulrich
Pfaffmann in einerAnfrage an die Staatsregierung aus einem noch
nicht freigegebenen Protokoll der Stadtratsvollversammlung zi-
tiert. Diese noch internen Protokolle erhält laut dem Fraktionsvor-
sitzenden der Münchner Stadtrats-CSU Josef Schmid nur ein aus-
gewählter Kreis: Neben der Verwaltung bekommen ihn die Stadt-
räte, die zitiert werden, um ihren Redebeitrag zu autorisieren. Die-
se Vorab-Exemplare sind reine Internas und werden vom Direkto-
rium so sensibel behandelt, dass sogar in den Exemplaren, die die
Stadträte zur Freigabe erhalten, Stellen geschwärzt sind.

„Um so verwunderlicher, dass
ein solches Exemplar nach außen
dringen kann – ein Fall, bei dem
man gezielte Indiskretion an
Herrn Pfaffmann in seiner Eigen-
schaft als SPD-Vorsitzender des
Münchner Unterbezirks vermu-
ten könnte“, meint Schmid..

Große Verwunderung

Weiter verwundere es, dass der
Gesundheitsreferent seine Aussa-
gen habe korrigieren lassen: „In
der Sitzung sprach er noch davon,
dass er bei nicht-städtischen Kli-
niken eine Intensivstation wegen
der hygienischen Mängel ge-
räumt und geschlossen und die
Sterilgutaufbereitung einer weite-
ren teilgeschlossen habe“, teilt
Schmid mit.

Vor dem Hintergrund der
durch die Presse bekannt gewor-
denen Änderungen im Protokoll,
die weit moderater klingen, drän-
ge sich der Verdacht auf, Pfaff-

mann habe hier ablenken und ver-
tuschen, eine Verteidigungslinie
aufbauen wollen.

Aus diesem Grunde will der
CSU-Fraktionschef folgendes
wissen: Wo hat Herr Pfaffmann
das noch nicht autorisierte Exem-
plar des Protokolls her? Und: Wie
kann ein solches Interna, das nur
einem bestimmten Kreis bekannt
ist und das noch nicht autorisierte
Redebeiträge beinhaltet, nach
außen gelangen?

An die Adresse des berufs-
mäßigen Stadtrat Joachim Lorenz
(Grüne) gerichtet, stellt Schmid
folgende Fragen: 1. Stimmen die
Berichte, nach denen der Gesund-
heitsreferent seine Aussagen hat
ändern lassen? 2. Warum wurde
dies nicht mitgeteilt? 3. Warum
kann der Gesundheitsreferent so
weitreichende Änderungen vor-
nehmen? Bisher galt, dass nur
Änderungen sprachlichen und
nicht sachlichen Inhalts zulässig
sind. �

Oberfränkisches Volksmusikfest
in der „Fränkischen“

Waischenfeld im Wiesenttal ist Gastgeber des 23. Oberfrän-
kischen Volksmusikfests am 2. Oktober 2010. Traditionell
treffen sich die beteiligten Gruppen, um dann im ganzen Ort
auf Plätzen und in Gaststätten aufzuspielen. „Musik, Lied und
Tanz“ heißt das Motto auch in diesem Jahr. Beginn wird um
14 Uhr am Bischof-Nausea-Platz in Waischenfeld (Landkreis
Bayreuth) sein.

Bezirkstagspräsident Dr. Günther Denzler lädt alle Freunde
der Volksmusik und des Volkstanzes herzlich dazu ein. „Freu-
en Sie sich auf handgemachte Musik und gute Unterhaltung
Diese sehr erfolgreiche alljährliche Veranstaltung ist längst ein
fester Bestandteil um die Pflege und Weiterentwicklung der in
unserer Region gewachsenen Volkskultur geworden!“

Der Bezirk Oberfranken und die Arbeitsgemeinschaft Frän-
kische Volksmusik, Bezirk Oberfranken e.V. als Veranstalter
versprechen einen unterhaltsamen musikalischen Nachmittag
in der Fränkischen Schweiz. �

Apfelmarkt in Reckendorf
Am Sonntag, 10. Oktober 2010, lädt der Kreisverband für Garten-
bau und Landespflege Bamberg mittlerweile zum 12. Mal zum
traditionellenApfelmarkt nach Reckendorf ein. Von 10 bis 17 Uhr
verlockt buntes Markttreiben die Gäste, die reiche Apfelernte zu
genießen und sich über die Vielseitigkeit des heimischen Obstes
zu informieren. Darüber hinaus verspricht der Markt auch heuer
wieder kulinarische Köstlichkeiten, Kinderaktionen und einen
Einblick in traditionelles (Kunst-)Handwerk.

Der Apfelmarkt bietet eine hervorragende Plattform für Ver-
eine und Privatleute, Obst aus heimischem Anbau zu verkau-
fen. Unsere Apfelmarkt-Besucher sind darauf eingestellt, un-
behandelte Äpfel zu erwerben, die „wie früher bei Oma“
schmecken – und nie gibt es davon genug... Wer also den Er-
trag des eigenen Apfel-, Quitten-, Birn- oder Nussbaums oder
der eigenen Streuobstwiese anbieten möchte, ist herzlich ein-
geladen, die Gelegenheit zu nutzen!

Apfelverkäufer können sich im Landratsamt Bamberg an-
melden: Uwe Hoff (Tel. 0951/85-527), Claudia Kühnel (Tel.
0951/85-515), Alexandra Klemisch (Tel. 0951/85-534). Es fal-
len keine Gebühren für den Stand an. �
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„’Die Heimat am Autoheck’
– wie hört sich das für euch
an? Ich brauche einen zünden-
den Einfall!“ Mein Chef, der
Bürgermeister, möchte mit ei-
nem Gastbeitrag in der Hei-
matzeitung frühzeitig in eine
Diskussion eingreifen, die in
Bayern noch niemand interes-
siert, die aber bald zu uns
überschwappen könnte: Wie
Identität stiftend sind Auto-
kennzeichen?

Gut, das hört sich jetzt wie eine typische Som-
merlochgeschichte an, die keine Sau mehr in-
teressiert, wenn es wieder um die wahren The-
men geht. Und tatsächlich wurde sein Interesse
erst geweckt, als er eine längere Autobahnfahrt
mit seinem neunjährigen Patenkind hinter sich
hatte. Da war er dann super genervt, dass der
Bengel ihn immer fragte, woher dies oder jenes
Auto käme und er für seinen Geschmack zu oft
bekennen musste: Keine Ahnung.

Wir Bayern haben es ja noch gut: A, M, N, R
sind eh klar, WÜ, BA oder LA kann man auch
erraten. Ob Aschaffenburg, Ansbach oder Am-
berg-Sulzbach AB, AN oder AS haben, muss
man sich halt merken, WUG und WEN – Null
Problemo, nur LAU fürs Nürnberger Land ist
gedanklich etwas fernliegender. Aber von AA
(Ostalpkreis – warum dann zwei A?) bis WST
(Ammerland – darin sind weder W, noch S noch
T enthalten) ziehen sich vogelwilde Buchsta-
benkombinationen durchs einig Vaterland, die
Vätern und Müttern den in der Jugend des Bür-
germeisters beliebten Ferienreisen-Zeitvertreib
„Kennzeichenraten“ vergällen.

Wer glaubt, ABI habe etwas mit einem quali-
fizierenden Schulabschluss zu tun, irrt: Anhalt-
Bitterfeld ist die (einsichtige) Lösung. Warum
BK Börde und BL Zollernalbkreis heißen soll,
bleibt ebenso im Unklaren, wie GL für den
Rheinisch-Bergischen Kreis und GM für den
Oberbergischen Kreis. Wer LOS auf dem Auto
hat, ist im Oder-Spree-Kreis los-gefahren, nicht
zu verwechseln mit MOL, dem Märkischen-
Oderkreis. Beide noch erahnbar, anders als
MOS für den Neckar-Odenwaldkreis oder TDO
für Nordsachsen. Schon verwirrt? Es wird noch

besser, wenn man nach Hessen
schaut, wo es im Main-Kinzig-
Kreis sowohl das HU (für die
größte Ansiedlung Hanau), als
auch das zackige Kürzel MKK
gibt.

Bei all dem Buchstabensalat
regen sich erste gallische Dör-
fer, die Kennzeichen wollen,
die ihre Heimat widerspiegeln,
so die Bürger der stolzen, einst
Freien Reichsstadt Mühlhau-
sen in Thüringen, die wieder

ihr altes MHL wollen, statt des derzeitigen UH
(Unstrut-Hainich-Kreis). Tatsächlich scheint
hier ein Trend in Bewegung zu kommen. Nach
einer Studie der Hochschule Heilbronn wollen
73 Prozent der Deutschen wieder die alten
Kennzeichen, die es vor den zahlreichen Ge-
biets- und Kreisreformen gab. Das erinnert an
den Kampf der Berchtesgadener, die nicht das
REI (Slogan: Wir machen keine Waschmittel-
werbung) des Zwangspartners Reichenhall an-
nehmen wollten (Kompromiss: BGL) oder an
den Bürgermeister von Krumbach, der noch ein
Vierteljahrhundert nach der Gebietsreform ei-
nen Mercedes mit dem KRU-Kennzeichen des
Altlandkreises in der Garage hatte, mit dem er
ab und zu in die ungeliebte neue Kreisstadt
Günzburg (GZ) fuhr.

Mein Chef, der Bürgermeister, hätte es am
liebsten wie in Frankreich: Die stellen gerade
um auf neue Kennzeichen, die neutrale Matri-
kelnummern haben, aber schön viel Platz für
das Emblem der Region, der man sich verbun-
den fühlt. Das muss nicht der Wohnort sein, es
geht zum Beispiel auch die Geburtsregion. Man
stelle sich vor: Ein Hamburger hat das stolze
Wappen der Freien und Hansestadt auf dem Au-
to, obwohl er in Freyung wohnt. Ein Urmünch-
ner macht durch den Mönch am Auto die Taufe
mit Isarwasser kund, obwohl er die Brötchen in
Berlin verdient. Pfiffig oder? Jeder kann dann
selbst entscheiden, wozu er sich bekennt – dem
Flecken Erde, wo er geboren wurde oder der
Region, in der er lebt - getreu dem Satz der
österreichischen Psychologin Elisabeth Lukas
auf dem heutigen Kalenderblatt: „Heimat ist
letztlich nicht, wo wir herkommen, sondern wo
wir hingehören.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Autokennzeichen
Identität stiftend?

Zum 60. Geburtstag von Heinrich Lenz:

Kommunalpolitiker
aus Leidenschaft

So still und heimlich, wie er sich das möglicherweise erhofft
hatte, ging sein runder Geburtstag dann doch nicht über die
Bühne: Heinrich Lenz, hauptamtlicher 1. Bürgermeister der
Bayerwald-Gemeinde Hinterschmiding und stellvertretender
KPV-Landesvorsitzender, wurde an seinem 60. Geburtstag am
16. August von einer illustren Gratulations-Abordnung seiner
Gemeinde überrascht. Übereinstimmend wurden die zahlrei-
chen Verdienste des Bürgermeisters gewürdigt. Die Gratulan-
ten dankten Lenz für seine Aufgeschlossenheit und Unterstüt-
zung in musisch-kulturellen, kirchlichen und karitativen Be-
langen. Der dreifache Familienvater freute sich über die guten
Wünsche und bedankte sich seinerseits für das vielfältige, un-
ermüdliche und jahrzehntelange ehrenamtliche Engagement.

Seit 1996 bekleidet Lenz das
Amt des hauptamtlichen 1. Bür-
germeisters der 2600-Einwoh-
ner-Gemeinde. Seit 2002 ist der
Kreisrat Sprecher der Bürger-
meister im Landkreis Freyung-
Grafenau, seit 1998 BLSV-
Kreisvorsitzender sowie Mit-
glied in allen Ortsvereinen.

Verwaltung von
der Pike auf gelernt

Nach der Mittleren Reife hat-
te Lenz als Auszubildender bei
der Gemeinde Hinterschmiding
begonnen. Den Verwaltungsbe-
ruf hat er von der Pike auf ge-
lernt: So bildete er sich neben
der Ausbildung zum Verwal-
tungsfachwirt an der Bayeri-
schen Verwaltungsschule zum
Touristikfachwirt an der IHK
weiter und war schließlich Ab-
solvent der Bayerischen Ver-
waltungs- und Wirtschaftsaka-
demie. Des Weiteren hat der Ju-
bilar an vielen Fortbildungs-
maßnahmen der Bayerischen
Verwaltungsschule wie bei-
spielsweise zum Abgabenrecht
und Beitragsrecht teilgenom-
men.

Politische Verdienste

Der Blick auf seine langjähri-
ge Bürgermeister-Tätigkeit fällt
rundum positiv aus. Der agile
„60er“, der sich selbst als lei-
denschaftlicher Kommunalpoli-
tiker bezeichnet, hat nach eige-
nem Bekunden „weder Skanda-
le noch Aufsichtsbeschwerden“
vorzuweisen.

Bayernweites Novum

Zu seinen politischen Ver-
diensten zählen neben der Ein-
führung des kommunalen Eh-
renamtspreises für langjähri-
ge Vereinsvorstände der Um-
bau des ehemaligen Schulhau-
ses in ein „Vereine- und Pfarr-
zentrum“ sowie die Einführung
einer „freiwilligen Feuerschutz-
abgabe“, die es in Bayern wohl
kein zweites Mal gibt. Die frei-
willige Abgabe von 10 Euro im

Jahr für jeden Hauseigentümer
sei „Spende und Wachruf“ zu-
gleich. Dies sei ein Weg, die
Leute mit dem Feuerwehrwe-
sen zu konfrontieren.

Neben der Errichtung einer
zentralen Schlauchpflegeein-
richtung mit einer vollautomati-
schen Waschanlage für die VG-

nehmen Vodafone wird die Ge-
meinde mit staatlicher Förde-
rung ausbauen und ausreichen-
de Bandbreiten anbieten. Bei
steigendem Bedarf kann das
Netz problemlos angepasst wer-
den. „Das ist die wichtigste In-
frastrukturmaßnahme, die wir
derzeit haben. Ohne diese Aus-
stattung haben wir keine Zu-
kunft“, betont Lenz.

Gemeindliche Ausstattung

Apropos Ausstattung: In sei-
ner Amtszeit wurden sämtliche
gemeindlichen Gebäude ener-
getisch saniert, zuletzt die Schu-
le Hinterschmiding und der
Kindergarten, in dem ab Sep-
tember 16 Krippenplätze neu
zur Verfügung stehen. Der Ab-
wasserentsorgungsgrad in Hin-
terschmiding liegt bei 99,5 % -
die restlichen 13 Einwohner
werden Lenz zufolge noch in
diesem Jahr über Kleinkläranla-
gen für ordnungsgemäße Zu-
stände sorgen. Die Wasserver-
sorgung ist ausgebaut, die
Löschwasserversorgung opti-
miert. Zudem wurden mehrere
attraktive Sportanlagen errichtet
und gefördert. Viel Geld ist dar-
über hinaus in den Straßenbau
bzw. in dessen Unterhalt geflos-
sen.

Neueste EDV-Technik

Seit jeher wird im Rathaus
darauf Wert gelegt, dass die
neueste EDV-Ausstattung zur
Verfügung steht und auch mo-
derne Kommunikationsmittel
verfügbar sind (iPod, Netbooks,
Beamer usw.). Wie Lenz be-
merkt, „habe ich beispielsweise
seit gut einem halben Jahr über
einen RSA-Security-Token
weltweit Zugriff auf meinen
Rechner und damit auf alle mei-
ne Daten im Rathaus“.

Partnerschaften

Wichtig für die „Aussöhnung
und Völkerverständigung nach
der Grenzöffnung 1989 mit
unseren Nachbarn“ sei die
Schließung von Partnerschaften
mit der Gemeinde Belotin und
dem Universitätschor Ostrava
(CZ Mähren) gewesen, fährt
Lenz fort. Regelmäßig komme
es zu Treffen und gemeinsamen
Aktivitäten, so zum Beispiel
bei der jährlich stattfindenden
Chor- und Orchesterwoche. Im
Laufe der vergangenen 60 Jahre
ist sie zu einem Geheimtipp für
Kenner der musikalischen, in-
strumentalen wie vokalen Szene
geworden. Hergestellt hat Lenz
mittlerweile auch Kontakte zur
Gemeinde Rouge aus Estland.

Konsolidierungskurs

Bei aller positiven Gemenge-
lage wird die Bayerwaldge-
meinde in den kommenden Jah-
ren ihren Gürtel enger schnal-
len müssen. Auf der Einnah-
meseite schmerzen vor allem
Mindereinnahmen durch die
Schlüsselzuweisung und die
Einkommensteuerbeteiligung.
Es gelte, eine konsequente Auf-
gaben- und Ausgabenreduzie-
rung vorzunehmen, überzogene
Standards abzubauen und die
Ausgaben wieder mehr den
Einnahmen anzupassen, erklärt
Lenz. Konsolidierung statt
Neuverschuldung lautet des-
halb das Motto der Gemeinde
in den kommenden Jahren. Be-
gonnene Investitionsmaßnah-
men wie etwa der Krippenbau
werden ausfinanziert, bei allen
folgenden Investitionen wird
aber wohl jeder Cent zwei Mal
umgedreht. DK

Heinrich Lenz. �

Feuerwehren (ein bayerisches
Pilotprojekt) sorgte der Bürger-
meister zudem für die Durch-
führung des Prädikatisierungs-
verfahrens „staatlich anerkann-
ter Erholungsort“, wofür sämtli-
che Wanderwege in der Ge-
meinde erneuert werden mus-
sten, sowie für die Einführung
von E-Bikes für Urlaubsgäste
und Einheimische. Somit haben
auch weniger Sportliche die
Möglichkeit, sich die Schönhei-
ten des Bayerischen Waldes per
Rad zu erschließen. Die Bil-
dung eines Netzwerks soll ein
flächendeckendes Angebot ga-
rantieren.

Breitbandanbindung

Neben der „Interkommunalen
Zusammenarbeit“, die in der Ge-
meinde bereits sehr früh initiiert
wurde, liegt Bürgermeister Lenz
insbesondere eine bessere Breit-
bandanbindung am Herzen.
Sein jahrelanges intensives Be-
mühen hat nunmehr Früchte ge-
tragen: Das Mobilfunkunter-

Landkreis Oberallgäu vergibt neue Ehrenamtskarte
Aus den Händen von Landrat Gebhard Kaiser konnten vor kurzem 750 Ehrenamtliche aus
dem Landkreis Oberallgäu ihre persönlichen Ehrenamtskarten in Empfang nehmen. Zur er-
sten der fünf geplanten Übergabeveranstaltungen waren die Ehrenamtlichen aus Bad Hin-
delang, Blaichach, Fischen, Oberstdorf und den Hörnerdörfern ins Kurhaus Fiskina nach Fi-
schen geladen. Im Beisein ihrer Bürgermeister, die u. a. für die Auswahl der Kartenempfänger
verantwortlich waren, sprach der Landrat den Ehrenamtlichen mehrfach Anerkennung aus.
„Die Welt lebt von Menschen, die mehr tun als ihre Pflicht“, brachte er den Sinn ehrenamtli-
chen Engagements auf den Punkt.
Die Einführung einer Ehrenamtskarte hat der Oberallgäuer Kreistag im März 2010 beschlos-
sen. Die auf der Allgäu-Walser-Card basierende Karte beinhaltet ein beachtliches Leistungspa-
ket von meist kostenlosen Eintritten bei über 50 Leistungsträgern, die von den Partnerunter-
nehmen gratis zur Verfügung gestellt wurden. Dafür zollte Landrat Kaiser den anwesenden
Vertretern der Freizeiteinrichtungen seinen Dank: „Sie haben diese Karte erst möglich ge-
macht!“
Genutzt werden können so Bergbahnen, Schwimmbäder, Museen und sogar der Öffentliche
Personen-Nahverkehr. Das ganze Leistungsspektrum wurde in einer Broschüre zusammenge-
fasst, die mit der Ehrenamtskarte überreicht wurde. „Dieses werthaltige Leistungspaket macht
unsere Oberallgäuer Karte einmalig in Bayern und hebt sie deutlich ab von bereits existieren-
den Karten anderer Kommunen“, so Landrat Kaiser sichtlich stolz in seiner Festrede. Die Eh-
renamtskarte ist einem Kreis von 750 Personen im Landkreis vorbehalten, die sich in heraus-
ragender Weise für das Gemeinwohl engagieren.
Unser Bild zeigt Landrat Gebhard Kaiser (links) mit den Ehrenamtlichen von Bad Hindelang
und dem 2. Bürgermeister des Marktes Bad Hindelang, Hans Heim (hintere Reihe, Mitte). ��

Trauer um
Georg Hillermeier

Im Alter von 96 Jahren starb der Wallmersbacher Altbür-
germeister Georg Hillermeier. Seit 1972 war er CSU-Mit-
glied und 45 Jahre lang Kommunalpolitiker. 20 Jahre bis
zur Eingliederung von Wallmersbach nach Uffenheim im
Jahr 1978 fungierte er als 1. Bürgermeister seiner Heimat-
gemeinde.

Die gesamte Region kannte ihn als überaus freundlichen
Mitstreiter, als Förderer der Vereine und „Kämpfer für Wall-
mersbach“, wo er trotz kriegsbedingter Behinderung beim
Aufbau nach 1945 vor allem durch die Organisation von
Hand- und Spanndiensten Vorbildliches bewerkstelligte.

Seine großartigen Leistungen wurden mit dem Verdienstor-
den der Bundesrepublik Deutschland, der Kommunalen Ver-
dienstmedaille des Freistaates und weiteren Auszeichnungen
gewürdigt.

Die Mandatsträger des CSU-Kreisverbandes Neustadt a.d.
Aisch – Bad Windsheim zum Tod von Georg Hillermeier: „Mit
dem Verstorbenen verlieren wir eine herausragende Persön-
lichkeit und einen treuen Weggefährten, der sich durch jahr-
zehntelanges Engagement um seine Heimat verdient gemacht
hat. Dankbar erinnern wir uns an seine Arbeit, die geprägt war
vom Pflicht- und Verantwortungsbewusstsein für das Gemein-
wohl in christlich-sozialer Überzeugung.“ p.m.
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Vorschau auf GZ 18
In unserer Ausgabe Nr. 18, die am 23. September erscheint,
behandeln wir folgende Fachthemen:
zz EDV, Technik und Ausstattung

für die Kommunalverwaltung
zz Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung
zz Kommunale Bibliotheken

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe der Bayerischen GemeindeZeitung liegt
eine Beilage des Forums MedTech Pharma e.V., Nürnberg,
bei. Wir bitten um freundliche Beachtung. ��

Die Ministerpräsidentin des Freistaates Thüringen, Christine
Lieberknecht (2. v. r.) im Gespräch mit Thalmässings Altbür-
germeister Ernst Schuster und der früheren Bürgermeisterin
Gisela Weber (l.) sowie dem früheren Bürgermeister Ehrhardt
Blochberger (r.). ��

20 Jahre
Deutsche Einheit

Thalmässing - In diesem Jahr wird vielerorts das 20-jährige Ju-
biläum der deutschen Einheit gefeiert. Ein ebensolches Jubiläum
konnte der Thalmässinger Altbürgermeister Ernst Schuster vor
wenigen Tagen in Thüringen begehen.

Im Jahr 1990 lud der Bayeri-
sche Gemeindetag Bürgermeiste-
rinnen und Bürgermeister aus
Thüringen und Sachsen nach
Bayern ein. Rund 400 Mandats-
träger aus den „neuen“ Bundes-
ländern nahmen diese Einladung
an. Wie zahlreiche andere bayeri-
schen Kommunen hatte sich sein-
erzeit auch die Marktgemeinde
Thalmässing bereit erklärt, die
Gemeinden in Thüringen oder
Sachsen in Verwaltungsfragen zu
unterstützen.

So kamen im Juli 1990 die da-
malige Bürgermeisterin der Ge-
meinde Nirmsdorf, Gisela Weber,
sowie die Bürgermeister Ehrhardt
Blochberger aus Großromstedt
und Stefan Müller aus Kleinrom-
stedt (seinerzeit Gemeinden des
Landkreises Apolda) nach Thal-
mässing und es entstanden regel-
mäßige Besuche zum Erfahrungs-
austausch in Thalmässing und in
Thüringen.

Die Kontakte zwischen Gisela

Weber und Ehrhardt Blochberger
zu Ernst Schuster blieben bis heu-
te erhalten, obwohl sie allesamt
nicht mehr als Bürgermeister tätig
sind. Nunmehr weilte Ernst Schu-
ster für einige Tage in Willerstedt,
dem Wohnort von Gisela Weber.
Willerstedt feierte eine Woche
lang das 900-jährige Ortsjubilä-
um. Bei diesem Jubiläum war
auch die Ministerpräsidentin des
Freistaates Thüringen, Christine
Lieberknecht, zu Gast. Sie nahm
die Gelegenheit wahr, um Ernst
Schuster stellvertretend für alle
damaligen bayerischen Bürger-
meister ganz herzlich für die sei-
nerzeit gewährte Verwaltungshilfe
zu danken.

Die früheren Gemeinden Groß-
romstedt und Kleinromstedt ge-
hören heute der Gemeinde Saale-
platte an, während die Gemeinde
Nirmsdorf noch besteht und der
Verwaltungsgemeinschaft Ilmtal-
Weinstraße (heute beide Landkreis
Weimarer Land) angehört. �

Landkreis Donau-Ries:

Erfolgreiche
Familienpolitik

Die kürzlich vom Statistischen Bundesamt in Wiesbaden ver-
öffentliche Statistik über Elterngeld für Geburten 2008 nach
Kreisen liefert den Beweis: der Landkreis Donau-Ries betreibt
eine erfolgreiche Familienpolitik und ist dem allgemeinen
Trend hin zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie ein gutes
Stück voraus.

Laut den ermittelten Zahlen er-
reicht der Landkreis Donau-Ries
bei den Vätern, die im Zeitraum
von Januar 2008 bis März 2010
Elternzeit bzw. Elterngeld bean-
spruchten, einen Anteil von 34,7
Prozent und liegt damit in Bayern
an der Spitze. Im deutschlandwei-
ten Vergleich bedeutet dieser An-
teil einen erfreulichen 3. Platz.
Die Ergebnisse der Statistik wur-
den auf Bundes- und Länderebene
sowie für die 412 Kreise der Bun-
desrepublik Deutschland ausge-
wertet.

Landrat Rößle hat im letzten
Jahr zusammen mit dem Kreistag
die drei Themen Familie, Bildung
und Umwelt/Energie als die we-
sentlichen Säulen der künftigen
Kreispolitik festgelegt und ist aus
diesem Grund hoch erfreut über
dieses Ergebnis. Es beweist, dass
die praktizierte Familienpolitik
des Landkreises weiter Früchte
trägt und man auf dem richtigen
Weg ist das gesteckte Ziel, ein fa-
milienfreundlicher Landkreis zu
sein, zu erreichen.

Erst vor kurzem wurde in den
Medien berichtet, dass Familie
und Beruf noch immer schwer zu
verbinden sind und Deutschland
laut Aussage von Familienmini-
sterin Schröder von fairen Chan-
cen für Mütter und Väter noch
weit entfernt sei. Es ist unbestrit-
ten, dass hier – natürlich auch
vom Landkreis Donau-Ries –

noch viele Anstrengungen erfor-
derlich sind. Dass die Zahl der
Väter, die aufgrund ihres neuge-
borenen Kindes Elternzeit in An-
spruch nehmen, in unserem Land-
kreis bayernweit am höchsten ist,
ist aber ein Hinweis dafür, dass
der Landkreis Donau-Ries dem
bundesweiten Trend hin zur Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf
bereits einen Schritt voraus ist.
Dies unterstreicht auch die kürz-
lich veröffentlichte Nachricht,
dass der Landkreis entgegen der
allgemeinen rückläufigen Ent-
wicklung einen Geburtenzuwachs
verzeichnen kann.

Mit gutem Beispiel voran

Ein Grund für das nun neuerlich
positive Ergebnis mag auch sein,
dass Landrat Stefan Rößle im letz-
ten Jahr mit gutem Beispiel voran-
gegangen ist und selbst zwei Mo-
nate Elternzeit genommen hat.
Trotz kontroverser Diskussion hat
er damals an seiner Entscheidung
festgehalten und konnte so aus ei-
gener Erfahrung die Väter dazu
aufmuntern, Elternzeit zu nehmen.

Der Landkreis darf sich nun
zwar nicht zurücklehnen und
muss auch weiterhin offensive Fa-
milienpolitik betreiben. Im Hin-
blick auf das bisher Erreichte dür-
fen die politisch Verantwortlichen
im Kreis aber durchaus auch ein
klein wenig stolz sein. �

Führerschein mit 17 im Landkreis Aschaffenburg:

Bewährtes Modell
Anfang August hat das Bundeskabinett einem Änderungsent-
wurf des Straßenverkehrsgesetzes zugestimmt. Demnach soll
das „Begleitete Fahren mit 17“ ab dem 1. Januar 2011 dauer-
haft im Gesetz verankert werden.

Landrat Dr. Ulrich Reuter be-
grüßt diese Entscheidung, denn
im Landkreis Aschaffenburg hat
sich das „Begleitete Fahren mit
17“ bewährt. „Seit der Ein-
führung des Modellversuchs in
Bayern im September 2005 sind
die Antragszahlen zum „Führer-
schein mit 17“ in unserem Land-
kreis stetig gestiegen. Da junge
Fahranfänger ein höheres Un-
fallrisiko haben und ihr eigenes
Fahrkönnen häufig überschät-
zen, bin ich sehr froh darüber,
dass viele Fahranfänger die
Chance nutzen, ein Jahr in Be-
gleitung ihre Fahrpraxis zu ver-
tiefen,“ so der Landrat.

Von allen im Landkreis
Aschaffenburg erteilten Führer-
scheinen der Klasse B/BE seit
September 2005 wurden bis En-
de Juni 2010 über 4000 Führer-
scheine als Führerscheine mit 17
erteilt. Im Landkreis Aschaffen-
burg übertreffen die Anträge auf

einen Führerschein mit 17 mitt-
lerweile sogar die Zahl derAnträ-
ge zur Erteilung einer „normalen“
Fahrerlaubnis der Klasse B oder
BE mit 18 Jahren. Während im
Jahr 2007 noch 60 % der Anträ-
ge einen Führerschein ab 18 Jah-
ren betrafen, waren 2009 60 Pro-
zent der im Landkreis Aschaf-
fenburg erteilten Fahrerlaubnisse
für einen Führerschein mit 17.
Dieser Trend setzt sich fort: Von
1074 bis Ende Juni 2010 bean-
tragten Fahrerlaubnissen waren
bereits 614 für einen Führer-
schein mit 17.

Spitzenreiter

Im unterfränkischen Vergleich
ist der Landkreis Aschaffenburg
sogar Spitzenreiter, was die An-
zahl der im Jahr 2009 neu erteil-
ten Führerscheine mit 17 angeht.
Auch die Steigerungsrate ist ver-
gleichsweise hoch. So sind im

Landkreis Aschaffenburg die
Anträge für Führerscheine ab 17
von 2007 bis zum Ende des Jah-
res 2009 um mehr als 30 Prozent
angestiegen.

Schutz der Jugendlichen

Das begleitete Fahren ab 17 ist
eine Maßnahme zum Schutz der
Jugendlichen und zur Stärkung
der Verkehrssicherheit. Die 17-
Jährigen dürfen nach entspre-
chender Ausbildung in der Fahr-
schule und Führerscheinprüfung
bis zu ihrem 18. Geburtstag in
Begleitung eines erfahrenen

Führerscheininhabers hinters
Steuer. In dieser Zeit können die
Fahranfänger unter Beratung
Erfahrungen im Straßenverkehr
sammeln. Nach Angaben der
Bundesanstalt für Straßenwesen,
die die Statistik der Unfälle und
Verstöße gegen die Straßenver-
kehrsordnung von Modellver-
suchsteilnehmern mit der von
unbegleiteten Fahrern ab 18 Jah-
ren verglichen hat, ist die Bilanz
des „Begleiteten Fahrens mit 17
äußerst positiv: Es wurden 22
Prozent weniger Unfälle verur-
sacht und es gab 20 Prozent we-
niger Verkehrstote. �

http://www.medtech-pharma.de/deutsch/events/2010/krankenhausmanagement.aspx
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13. Oktober 2010
Fabersaal der Nürnberger Akademie


Nürnberg


Kommunales
Krankenhausmanagement
Von der öffentlichen Daseinsvorsorge 
zur Dienstleistung?


Fachtagung


    Faxantwort                                                


Fax: +49 911 20671 - 788


Ich melde mich verbindlich zur Fachtagung
"Kommunales Krankenhausmanagement" 
am 13. Oktober 2010 an.


Anmeldung bitte bis 8. Oktober 2010.
Bitte verwenden Sie pro Person jeweils ein Formular.


Ich bin Vertreter einer Klinik / Behörde. 
Ich bin Kommunaler Entscheidungsträger.


Ich bin Mitglied im Forum MedTech Pharma e.V.


Ich kann an dieser Veranstaltung nicht teilnehmen und 
bitte um Informationen zu weiteren Veranstaltungen.


Absender:


Titel, Vorname, Name


Firma/Institution


Abteilung


Straße, Hausnummer


PLZ, Ort


Telefon, Fax


E-Mail


Datum, Unterschrift


     Veranstaltungshinweise                      


Tagungsort Fabersaal der
Nürnberger Akademie
Gewerbemuseumsplatz 2
90403 Nürnberg


Tagungszeit Mittwoch, 13.10.2010, 10:30 - ca. 17:30 Uhr


Anmeldung Bitte per Fax mit anhängendem Anmeldeformular


Anmeldeschluss 8. Oktober 2010


Teilnahmegebühr Die Teilnahmegebühr inkl. Tagungsunterlagen,
Getränke und Imbiss beträgt € 200,-. Für Vertre-
ter von Kliniken, Behörden und kommunale Ent-
scheidungsträger reduziert sich die Gebühr auf
€ 100,-, für Mitglieder des Forum MedTech
Pharma e.V. auf € 65,-, je zzgl. MwSt.


Die Tagungsunterlagen können zusammen mit
dem Onlinezugang zu den Präsentationen gegen
eine Gebühr von € 60,- + MwSt. über den Online-
shop (www.medtech-pharma-shop.de) bestellt
werden.


Anmelde- Nach Eingang Ihrer Anmeldung erhalten Sie eine
bedingungen Anmeldebestätigung und Rechnung. Die Stornie-


rung der Anmeldung ist bis zum 8. Oktober 2010
möglich. Danach bzw. bei Nichterscheinen des
Teilnehmers ist die gesamte Gebühr zu entrichten.
Eine Vertretung des angemeldeten Teilnehmers
ist nur nach Absprache möglich. Unvermeidbare
Programmänderungen vorbehalten.


Anfahrt / Lageplan www.medtech-pharma.de/anfahrt/default.aspx


Veranstalter Forum MedTech Pharma e.V.
Geschäftsstelle: Bayern Innovativ GmbH
Gewerbemuseumsplatz 2
90403 Nürnberg
Geschäftsführer: Dr. Thomas Feigl
Ansprechpartner: Dr. Ilja Hagen
Tel. (Fax):  +49 911 20671-330  (-788)
hagen@medtech-pharma.de
www.medtech-pharma.de
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   Einladung                                                  


zur Fachtagung


Kommunales Krankenhausmanagement


Das deutsche Krankenhauswesen ist gekennzeichnet durch seine
vielfältige Trägerschaft. Neben den freigemeinnützigen und privaten
sind es die kommunalen Häuser, die den größten Anteil in der Grup-
pe der öffentlichen Krankenhäuser stellen und damit eine Hauptlast
der stationären Gesundheitsversorgung tragen. Aufgrund ihrer ge-
meinwohlorientierten Zielsetzung, die Bevölkerung flächendeckend
und wohnortnah medizinisch zu versorgen, sowie struktureller
Nachteile stehen die kommunalen Häuser unter einem besonderen
ökonomischen Druck.


Mit der Einführung des DRG-Vergütungssystems wurden in vielen
Krankenhäusern bestehende Strukturen bereits erneuert und so die
wirtschaftliche Effizienz gesteigert. Neue Herausforderungen ent-
stehen durch den demographischen Wandel in Verbindung mit dem
technologischen Fortschritt in der Medizin: Zunehmend ältere Men-
schen benötigen mehr und vor allem aufwändigere medizinische
Leistungen. Neben dem Trend, kommunale Häuser in die Hände pri-
vater Träger abzugeben, findet das Konzept, über Kooperationen
und Zusammenschlüsse langfristig tragfähige Strukturen zu schaf-
fen, auch bei kommunaler Trägerschaft zunehmend Anwendung.


Um zukünftige Herausforderungen zu meistern, sind innovative
Strategien und Konzepte gefragt, welche vorhandene Potenziale
nutzen und durch effiziente Abläufe Kosten reduzieren, ohne die
Qualität der medizinischen Versorgung einzuschränken.


Die Fachtagung "Kommunales Krankenhausmanagement" bietet
eine Möglichkeit, sich mit den Verantwortlichen aus Versorgungsein-
richtungen, Unternehmen und Politik auszutauschen und aktuelle
Entwicklungen in der kommunalen stationären Krankenversorgung
zusammen mit Vertretern der Gesundheitswirtschaft und -wissen-
schaft zu diskutieren. Dazu laden wir Sie herzlich ein und würden
uns freuen, Sie in Nürnberg begrüßen zu können.


Ihr Team des Forum MedTech Pharma


   Programm                                                 


Begrüßung und Einführung


10:30 Uhr Begrüßung
Dr. Thomas Feigl
Forum MedTech Pharma e.V., Nürnberg


10:45 Uhr Aktuelle Situation kommunaler Häuser in Bayern
MDirig. Dr. Gerhard Knorr
Bayerisches Staatsministerium für Umwelt und Gesundheit,
München


Strukturierte stationäre Versorgung


11:10 Uhr Erfolgsbedingungen für die Zukunft
Dr. Udo Janßen
Deutsches Krankenhausinstitut e.V., Düsseldorf


11:35 Uhr Daseinsvorsorge und wirtschaftlicher Erfolg -
ein Widerspruch?
Dr. Alfred Estelmann
Klinikum Nürnberg, Nürnberg


12:00 Uhr Haben Krankenhäuser in ländlichen Regionen eine 
Überlebenschance?
Dr. Ralf Scholz
Hildebrandt GesundheitsConsult GmbH, Nürnberg


12:25 Uhr Diskussion


12:35 Uhr bis 13:45 Uhr Mittagspause


Kooperation, Netzwerk, Zusammenschluss


13:45 Uhr Wohnortnahe Patientenversorgung durch regionale 
Vernetzung
Andreas Ruland
Kliniken Oberallgäu gGmbH, Immenstadt


14:10 Uhr Ressourcenteilung Krankenhaus und Praxen 
– Sinnvolle Kooperationen für ambulante und stationäre
Leistungserbringer
Prof. Dr. Thomas Schlegel
Prof. Schlegel & Kollegen, Frankfurt


14:35 Uhr Synergien schaffen durch sektorübergreifende Kooperation
Dr. Thomas Bahr
UGOM GmbH & Co. KG, Amberg 


15:00 Uhr Modelle der Zusammenarbeit zwischen Industrie und 
Versorgungseinrichtungen
N.N.
MSD Sharp & Dohme GmbH, Haar 


15:25 Uhr bis 15:55 Uhr Kaffeepause


Kosten- und Prozessmanagement


15:55 Uhr Überleitung zu einem Businessplan-gesteuerten 
Krankenhausmodell
Dr. Sabine von Göler
Dr. von Göler Anwaltskanzlei, München


16:20 Uhr Sicherung von Ressourcen- und Raumbedarf bei 
Zusammenlegungen
Dr. Klaus Kühn
Institut für Angewandte Simulation GbR, München


16:45 Uhr Überleben aus eigener Kraft! 
– Drei-Kennzahlen-Steuerung, Erlös- und Kosten-
management
Prof. Dr. Andreas H. Grün
BGM Bayerisches Gesundheits-Management GmbH,
Memmelsdorf b. Bamberg


17:10 Uhr Diskussion


ab 17:20 Uhr Get together


Allgemeine Information                           


Das Forum MedTech Pharma bietet als umfassende Informations-
plattform in einem interdisziplinären Netzwerk persönliche Kontakte,
kompetente Ansprechpartner, technologie- und branchenübergreifen-
de Kooperationen, Messe-Auftritte und einen aktuellen Überblick in
Forschung, Entwicklung und Dienstleistung.


Der Verein hat über 650 Mitgliedsinstitutionen aus Wirtschaft,
Wissenschaft und dem Gesundheitswesen, aus dem gesamten 
Bundesgebiet und 14 weiteren Ländern.


Als Managementplattform für den bayerischen Cluster Medizintech-
nik setzt das Forum MedTech Pharma besondere Schwerpunkte in
den Bereichen:


  o Aus- und Weiterbildung
  o Märkte und Produkte
  o Krankenhaus und Prozesse
  o Regulatory und Patentwesen





